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 Beschlussempfehlung *

 des Finanzausschusses (7. Ausschuss)

 zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
 – Drucksachen 17/3024, 17/3362 –

 Entwurf eines Gesetzes zur Restrukturierung und geordneten Abwicklung von
 Kreditinstituten, zur Errichtung eines Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute
 und zur Verlängerung der Verjährungsfrist der aktienrechtlichen Organhaftung
 (Restrukturierungsgesetz)

 A.  Problem

 Für  die  wirtschaftliche  Entwicklung  Deutschlands  sind  Leistungsfähigkeit  und
 Stabilität  des  Finanzsystems  von  entscheidender  Bedeutung.  Die  im  Jahr  2007
 erstmals  in  Erscheinung  getretene  globale  Finanzmarktkrise  hat  erheblichen
 Reformbedarf  im  Finanzsektor  deutlich  werden  lassen.  Um  die  Entstehung  der-
 artiger  Krisen  in  Zukunft  zu  vermeiden,  sollen  Haftung  und  Verantwortung  der
 Finanzmarktakteure  stärker  deren  Handeln  bestimmen  und  somit  grundlegen-
 den  Prinzipien  der  sozialen  Marktwirtschaft  wieder  Geltung  verschaffen.  Vor
 diesem  Hintergrund  soll  künftig  verhindert  werden,  dass  Staaten  von  system-
 relevanten  Instituten  zu  Rettungsmaßnahmen  gezwungen  werden.  Zwar  kann
 durch  staatliche  Stabilisierungsmaßnahmen  die  Fortführung  des  Geschäftsbe-
 triebs  ermöglicht  und  die  negativen  Folgen  für  die  Stabilität  des  Finanzmarktes
 wirksam  vermieden  werden.  Aber  auch  der  Staat  ist  in  seinem  Krisenbewälti-
 gungspotential  beschränkt,  zumal  eine  Restrukturierung  oder  geordnete  Ab-
 wicklung  von  systemrelevanten  Banken  derzeit  aus  dem  allgemeinen  Steuer-
 aufkommen  abzusichern  ist.  Zudem  werden  Gläubiger,  Bankmanagement  und
 Eigentümer  verleitet,  nicht  beherrschbare  Risiken  einzugehen.  Daher  sollen  ge-
 eignete  rechtliche  Instrumente  entwickelt  werden,  um  in  Schwierigkeiten  gera-
 tene  Banken  in  einem  geordneten  Verfahren  entweder  zu  sanieren  oder  finanz-
 marktschonend abzuwickeln.

 B.  Lösung

 Mit  dem  Gesetzentwurf  ist  beabsichtigt,  zur  Sanierung  und  Reorganisation  von
 Kreditinstituten  ein  zweistufiges  Verfahren  einzuführen.  Innerhalb  des  Sanie-
 rungsverfahrens  sollen  Schieflagen  im  Vorfeld  einer  Insolvenz  durch  frühes
 Eingreifen  auf  der  Ebene  der  Geschäftsführung  bewältigt  werden.  Auf  der
 zweiten  Stufe  wird  bei  Vorliegen  einer  besonders  schwerwiegenden  Krise  eines
 Kreditinstituts,  die  die  Besorgnis  erheblicher  negativer  Auswirkungen  auf  die
 Stabilität  des  Finanzsystems  begründet,  ein  Reorganisationsverfahren  eingelei-

 *  Der Bericht wird gesondert verteilt.
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tet,  das  Eingriffe  in  Rechte  der  Gläubiger  und  die  Einbeziehung  der  Anteils-
 inhaber  ermöglicht.  Ferner  sollen  über  aufsichtsrechtliche  Instrumente  die  Ein-
 setzung  eines  Sonderbeauftragten  zugelassen  werden  und  das  Vermögen  einer
 systemrelevanten  Bank  ganz  oder  teilweise  auf  eine  private  Bank  oder  vorüber-
 gehend  auf  eine  staatliche  Brückenbank  übertragen  werden  können.  Die  für  die
 Restrukturierung  und  geordnete  Abwicklung  einer  systemrelevanten  Bank  er-
 forderlichen  Finanzmittel  sollen  vorrangig  durch  den  Finanzsektor  bereit-
 gestellt  werden.  Der  Restrukturierungsfonds  zur  Finanzierung  künftiger  Re-
 strukturierungs-  und  Abwicklungsmaßnahmen  bei  systemrelevanten  Banken
 soll  durch  Beiträge  sämtlicher  Kreditinstitute  entsprechend  ihrem  systemischen
 Risiko  aufgebaut  werden.  Schließlich  wird  mit  der  Vorlage  angestrebt,  die  Ver-
 jährungsfrist  der  aktienrechtlichen  Haftung  von  Organen  für  Pflichtverletzun-
 gen  bei  der  Geschäftsführung  auf  zehn  Jahre  zu  verlängern  und  die  Grundlage
 für  einen  erleichterten  Ausstieg  des  Finanzmarktstabilisierungsfonds  aus  den
 eingegangenen Beteiligungen zu schaffen.

 Der  federführende  Finanzausschuss  schlägt  folgende  Veränderungen  des  Ge-
 setzentwurfs vor:

 –  Begrenzung  der  Vergütung  in  Unternehmen  des  Finanzsektors  im  Falle  der
 Rekapitalisierung.

 –  Festlegung,  dass  die  Anzeige  der  Sanierungsbedürftigkeit  die  Anzeige  nach
 §  46b des Kreditwesengesetzes ersetzt.

 –  Verzicht  auf  die  Abberufungsmöglichkeit  in  Bezug  auf  die  Geschäftsleitung
 beim  Sanierungsverfahren,  so  dass  die  Untersagung  oder  Beschränkung  der
 Geschäftsleitung als temporäre Maßnahme in Betracht kommt.

 –  Verkürzung  der  Frist  für  die  gerichtliche  Bestätigung  oder  Versagung  des
 Reorganisationsplans auf einen Monat.

 –  Konkretisierung der Auswahlkriterien für den Sonderbeauftragten.

 –  Haftungsprivilegierung  auch  der  Bundesanstalt  für  Finanzmarktstabilisierung
 und  des  Lenkungsausschusses  im  Zusammenhang  mit  Übertragungsanord-
 nungen.

 –  Verlängerung  der  Verjährungsfrist  für  Ansprüche  von  Kreditinstituten  ge-
 gen  Geschäftsleiter  und  Mitglieder  des  Aufsichts-  oder  Verwaltungsorgans
 aus  dem  Organ-  und  Anstellungsverhältnis  wegen  der  Verletzung  von  Sorg-
 faltspflichten  auf  zehn  Jahre  für  alle  Kreditinstitute,  unabhängig  von  der
 Größe des Kreditinstituts.

 –  Freistellung der Förderbanken von der Bankenabgabe.

 –  Gesetzliche  Festlegung  der  Zielgröße  für  das  Volumen  des  Restrukturie-
 rungsfonds  auf  70  Mrd.  Euro  sowie  der  Eckpunkte  der  Bemessungsgrund-
 lage.

 –  Stärkung der Kontrollrechte des Parlaments.

 Annahme  des  Gesetzentwurfs  in  geänderter  Fassung  mit  den  Stimmen  der
 Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen
 DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion der SPD.

 C.  Alternativen

 Keine.
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D.  Kosten

 Finanzielle  Auswirkungen  auf  die  öffentlichen  Haushalte  von  Bund,  Ländern
 und  Gemeinden  sind  nicht  zu  erwarten.  Die  Möglichkeit,  auch  nach  dem
 31.  Dezember  2010  Maßnahmen  im  Hinblick  auf  bestehende  Abwicklungs-
 anstalten  zu  treffen,  kann  zu  einer  weiteren  Belastung  des  Finanzmarktstabili-
 sierungsfonds  führen,  deren  Höhe  derzeit  nicht  absehbar  ist.  Durch  die  Umset-
 zung  des  Gesetzes  kann  bei  der  Bundesanstalt  für  Finanzmarktstabilisierung  ein
 zusätzlicher Vollzugsaufwand entstehen.

 E.  Bürokratiekosten

 Durch  das  Gesetz  zur  Reorganisation  von  Kreditinstituten  (Artikel  1)  werden
 13  neue  Informationspflichten  geschaffen,  die  nach  den  Standardtarifen  des
 Standardkosten-Modells  des  Statistischen  Bundesamtes  zu  geschätzten  Kosten
 von  5  238,52  Euro  führen.  Die  Änderungen  des  Kreditwesengesetzes  (Artikel  2)
 und  das  Restrukturierungsfondsgesetz  (Artikel  3)  führen  zu  17  neuen  Informa-
 tionspflichten.  Die  hiervon  auf  das  Kreditwesengesetz  entfallenden  16  Informa-
 tionspflichten  kommen  im  Wesentlichen  erst  zur  Anwendung,  wenn  ein  Kredit-
 institut  in  Schwierigkeiten  gerät,  und  gelten  überwiegend  für  systemrelevante
 Kreditinstitute.  Nach  der  Zeitwerttabelle  des  Statistischen  Bundesamtes  verur-
 sachen  die  Informationspflichten  Kosten  von  insgesamt  65  391  Euro.  Bei  Wahr-
 nehmung  der  Verordnungsermächtigung  des  Restrukturierungsfondsgesetzes
 können  zusätzliche  Informations-  und  Meldepflichten  entstehen,  die  im  Rahmen
 der Bürokratiekostenschätzung für die Verordnung zu berücksichtigen sind.

 Für  die  Verwaltung  werden  neun  neue  Informationspflichten  geschaffen.  Infor-
 mationspflichten  für  Bürger  werden  nicht  geändert,  eingeführt  oder  abgeschafft.
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Beschlussempfehlung

 Der Bundestag wolle beschließen,

 1.  die  Bundesregierung  aufzufordern,  dem  Finanzausschuss  des  Deutschen  Bun-
 destages  zwei  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  einen  Bericht  über  die
 Erfahrungen mit der Umsetzung und Anwendung des Gesetzes vorzulegen;

 2.  den  Gesetzentwurf  auf  Drucksachen  17/3024,  17/3362  in  der  aus  der  nachste-
 henden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen.

 Berlin, den 26. Oktober 2010

 Der Finanzausschuss

 Dr. Volker Wissing
 Vorsitzender

 Ralph Brinkhaus
 Berichterstatter

 Manfred Zöllmer
 Berichterstatter

 Björn Sänger
 Berichterstatter

 Richard Pitterle
 Berichterstatter

 Dr. Gerhard Schick
 Berichterstatter



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 5 – Drucksache 17/3407
Zusammenstellung

 zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
 – Drucksachen 17/3024, 17/3362 –
 mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss)
E n t w u r f
—

B e s c h l ü s s e  d e s  7 .  A u s s c h u s s e s
—

 Entwurf eines
 Gesetzes zur Restrukturierung und geordneten

 Abwicklung von Kreditinstituten, zur Errichtung
 eines Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute

 und zur Verlängerung der Verjährungsfrist
 der aktienrechtlichen Organhaftung

 (Restrukturierungsgesetz)

 Der  Bundestag  hat  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  das
 folgende Gesetz beschlossen:

 I n h a l t s ü b e r s i c h t

 Artikel  1  Gesetz  zur  Reorganisation  von  Kreditinstituten
 (Kreditinstitute-Reorganisationsgesetz –
 KredReorgG)

 Artikel  2  Änderung des Kreditwesengesetzes

 Artikel  3  Gesetz  zur  Errichtung  eines  Restrukturierungs-
 fonds  für  Kreditinstitute  (Restrukturierungs-
 fondsgesetz – RStruktFG)

 Artikel  4  Änderung  des  Finanzmarktstabilisierungsfonds-
 gesetzes

 Artikel  5  Änderung  des  Finanzmarktstabilisierungsbe-
 schleunigungsgesetzes

 Artikel  6  Änderung des Aktiengesetzes

 Artikel  7  Änderung  des  Einführungsgesetzes  zum  Aktien-
 gesetz

 Artikel  8  Änderung des Einkommensteuergesetzes

 Artikel  9  Änderung des Gerichtskostengesetzes

 Artikel 10  Änderung  des  Rechtsanwaltsvergütungsgeset-
 zes

 Artikel 11  Änderung  des  Gesetzes  über  das  Verfahren  in
 Familiensachen  und  in  den  Angelegenheiten
 der freiwilligen Gerichtsbarkeit

 Artikel 12  Änderung des Pfandbriefgesetzes

 Artikel 13  Änderung  des  Einlagensicherungs-  und  Anle-
 gerentschädigungsgesetzes

 Artikel 14  Änderung des Investmentgesetzes

 Artikel 15  Änderung  des  Zahlungsdiensteaufsichtsgeset-
 zes

 Artikel 16  Änderung des Anfechtungsgesetzes

 Artikel 16a  Änderung  der  Prüfungsberichtsverordnung

 Artikel 17  Inkrafttreten
 Entwurf eines
 Gesetzes zur Restrukturierung und geordneten

 Abwicklung von Kreditinstituten, zur Errichtung
 eines Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute

 und zur Verlängerung der Verjährungsfrist
 der aktienrechtlichen Organhaftung

 (Restrukturierungsgesetz)

 Der  Bundestag  hat  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  das
 folgende Gesetz beschlossen:

 I n h a l t s ü b e r s i c h t

 Artikel  1  Gesetz  zur  Reorganisation  von  Kreditinstituten
 (Kreditinstitute-Reorganisationsgesetz –
 KredReorgG)

 Artikel  2  Änderung des Kreditwesengesetzes

 Artikel  3  Gesetz  zur  Errichtung  eines  Restrukturierungs-
 fonds  für  Kreditinstitute  (Restrukturierungs-
 fondsgesetz – RStruktFG)

 Artikel  4  Änderung  des  Finanzmarktstabilisierungsfonds-
 gesetzes

 Artikel  5  Änderung  des  Finanzmarktstabilisierungsbe-
 schleunigungsgesetzes

 Artikel  6  Änderung des Aktiengesetzes

 Artikel  7  Änderung  des  Einführungsgesetzes  zum  Aktien-
 gesetz

 Artikel  8  Änderung des Einkommensteuergesetzes

 Artikel  9  Änderung des Gerichtskostengesetzes

 Artikel 10  Änderung  des  Rechtsanwaltsvergütungsgeset-
 zes

 Artikel 11  Änderung  des  Gesetzes  über  das  Verfahren  in
 Familiensachen  und  in  den  Angelegenheiten
 der freiwilligen Gerichtsbarkeit

 Artikel 12  Änderung des Pfandbriefgesetzes

 Artikel 13  Änderung  des  Einlagensicherungs-  und  Anle-
 gerentschädigungsgesetzes

 Artikel 14  Änderung des Investmentgesetzes

 Artikel 15  Änderung  des  Zahlungsdiensteaufsichtsgeset-
 zes

 Artikel 16  Änderung des Anfechtungsgesetzes

 Artikel 17  Inkrafttreten
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E n t w u r f B e s c h l ü s s e  d e s  7 .  A u s s c h u s s e s
Artikel 1

 Gesetz zur Reorganisation von Kreditinstituten
 (Kreditinstitute-Reorganisationsgesetz –

 KredReorgG)

 I n h a l t s ü b e r s i c h t

 A b s c h n i t t  1
 A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n

 §  1  Grundsätze  von  Sanierungs-  und  Reorganisationsver-
 fahren

 A b s c h n i t t  2
 S a n i e r u n g s v e r f a h r e n

 §  2  Einleitung  und  Beantragung  des  Sanierungsverfah-
 rens; Inhalt des Sanierungsplans

 §  3  Anordnung  des  Sanierungsverfahrens;  Bestellung  des
 Sanierungsberaters

 §  4  Rechtsstellung  des  Sanierungsberaters;  Verordnungs-
 ermächtigung

 §  5  Gerichtliche Maßnahmen

 §  6  Umsetzung  des  Sanierungsplans;  Aufhebung  des  Sa-
 nierungsverfahrens

 A b s c h n i t t  3
 R e o r g a n i s a t i o n s v e r f a h r e n

 §  7  Einleitung,  Beantragung  und  Anordnung  des  Reorga-
 nisationsverfahrens

 §  8  Inhalt des Reorganisationsplans

 §  9  Umwandlung von Forderungen in Eigenkapital

 §  10  Sonstige gesellschaftsrechtliche Regelungen

 §  11  Ausgliederung

 §  12  Eingriffe in Gläubigerrechte

 §  13  Beendigung von Schuldverhältnissen

 §  14  Anmeldung von Forderungen

 §  15  Prüfung und Feststellung der Forderungen

 §  16  Vorbereitung  der  Abstimmung  über  den  Reorganisa-
 tionsplan

 §  17  Abstimmung der Gläubiger

 §  18  Abstimmung der Anteilsinhaber

 §  19  Annahme des Reorganisationsplans

 §  20  Gerichtliche Bestätigung des Reorganisationsplans

 §  21  Allgemeine  Wirkungen  des  Reorganisationsplans;
 Eintragung ins Handelsregister

 §  22  Aufhebung  des  Reorganisationsverfahrens;  Überwa-
 chung der Planerfüllung

 §  23  Schutz  von  Finanzsicherheiten  sowie  von  Zahlungs-
 und Wertpapiersystemen
 Artikel 1

 Gesetz zur Reorganisation von Kreditinstituten
 (Kreditinstitute-Reorganisationsgesetz –

 KredReorgG)

 I n h a l t s ü b e r s i c h t

 A b s c h n i t t  1
 A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n

 §  1  Grundsätze  von  Sanierungs-  und  Reorganisationsver-
 fahren

 A b s c h n i t t  2
 S a n i e r u n g s v e r f a h r e n

 §  2  Einleitung  und  Beantragung  des  Sanierungsverfah-
 rens; Inhalt des Sanierungsplans

 §  3  Anordnung  des  Sanierungsverfahrens;  Bestellung  des
 Sanierungsberaters

 §  4  Rechtsstellung  des  Sanierungsberaters;  Verordnungs-
 ermächtigung

 §  5  Gerichtliche Maßnahmen

 §  6  Umsetzung  des  Sanierungsplans;  Aufhebung  des  Sa-
 nierungsverfahrens

 A b s c h n i t t  3
 R e o r g a n i s a t i o n s v e r f a h r e n

 §  7  Einleitung,  Beantragung  und  Anordnung  des  Reorga-
 nisationsverfahrens

 §  8  Inhalt des Reorganisationsplans

 §  9  Umwandlung von Forderungen in Eigenkapital

 §  10  Sonstige gesellschaftsrechtliche Regelungen

 §  11  Ausgliederung

 §  12  Eingriffe in Gläubigerrechte

 §  13  Beendigung von Schuldverhältnissen

 §  14  Anmeldung von Forderungen

 §  15  Prüfung und Feststellung der Forderungen

 §  16  Vorbereitung  der  Abstimmung  über  den  Reorganisa-
 tionsplan

 §  17  Abstimmung der Gläubiger

 §  18  Abstimmung der Anteilsinhaber

 §  19  Annahme des Reorganisationsplans

 §  20  Gerichtliche Bestätigung des Reorganisationsplans

 §  21  Allgemeine  Wirkungen  des  Reorganisationsplans;
 Eintragung ins Handelsregister

 §  22  Aufhebung  des  Reorganisationsverfahrens;  Überwa-
 chung der Planerfüllung

 §  23  Schutz  von  Finanzsicherheiten  sowie  von  Zahlungs-
 und Wertpapiersystemen
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E n t w u r f B e s c h l ü s s e  d e s  7 .  A u s s c h u s s e s
A b s c h n i t t  1
 A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n

 §  1
 Grundsätze

 von Sanierungs- und Reorganisationsverfahren

 (1)  Sanierungsverfahren  und  Reorganisationsverfahren
 dienen  der  Stabilisierung  des  Finanzmarktes  durch  Sanie-
 rung  oder  Reorganisation  von  Kreditinstituten  im  Sinne  des
 §  1  Absatz  1  des  Kreditwesengesetzes  mit  Sitz  im  Inland
 (Kreditinstitute).  Das  Reorganisationsverfahren  setzt  eine
 Gefährdung der Stabilität des Finanzsystems voraus.

 (2) u n v e r ä n d e r t

 (3) u n v e r ä n d e r t

 (4) u n v e r ä n d e r t

 (5) u n v e r ä n d e r t

 A b s c h n i t t  2
 S a n i e r u n g s v e r f a h r e n

 §  2
 Einleitung und Beantragung des Sanierungsverfahrens;

 Inhalt des Sanierungsplans

 (1)  Das  Kreditinstitut  leitet  das  Sanierungsverfahren
 durch  Anzeige  der  Sanierungsbedürftigkeit  bei  der  Bundes-
 anstalt  ein.  Sanierungsbedürftigkeit  liegt  vor,  wenn  die
 Voraussetzungen  des  §  45  Absatz  1  Satz  1  und  2  des
 Kreditwesengesetzes  erfüllt  sind.  Mit  dieser  Anzeige  ge-
 nügt  das  Institut  auch  seiner  Pflicht  nach  §  46b  Absatz  1
 des Kreditwesengesetzes.

 (2)  Mit  der  Anzeige  der  Sanierungsbedürftigkeit  legt  das
 Kreditinstitut  einen  Sanierungsplan  vor  und  schlägt  einen
 geeigneten  Sanierungsberater  vor.  Der  Sanierungsplan  kann
 alle  Maßnahmen  enthalten,  die  geeignet  sind,  ohne  einen
 Eingriff  in  Drittrechte  eine  Sanierung  des  Kreditinstituts  zu
 erreichen.  Im  Sanierungsplan  kann  vorgesehen  werden,  dass
 die  Insolvenzgläubiger  in  einem  anschließenden  Insolvenz-
 verfahren,  das  innerhalb  von  drei  Jahren  nach  Anordnung
 der  Durchführung  eröffnet  wird,  nachrangig  sind  gegenüber
 Gläubigern  mit  Forderungen  aus  Darlehen  und  sonstigen
 Krediten,  die  das  Kreditinstitut  in  Umsetzung  des  Sanie-
 rungsplans  aufnimmt.  In  diesem  Fall  ist  zugleich  ein  Ge-
 A b s c h n i t t  1
 A l l g e m e i n e  B e s t i m m u n g e n

 §  1
 Grundsätze

 von Sanierungs- und Reorganisationsverfahren

 (1)  Sanierungsverfahren  und  Reorganisationsverfahren
 dienen  der  Stabilisierung  des  Finanzmarktes  durch  Sanie-
 rung  oder  Reorganisation  von  Kreditinstituten  im  Sinne  des
 §  1  Absatz  1  des  Kreditwesengesetzes  mit  Sitz  im  Inland
 (Kreditinstitute).

 (2)  Für  beide  Verfahren  gelten,  soweit  dieses  Gesetz
 nichts  anderes  bestimmt,  die  Vorschriften  der  Zivilprozess-
 ordnung entsprechend.

 (3)  Die  in  den  Verfahren  getroffenen  gerichtlichen  Ent-
 scheidungen  ergehen  durch  Beschluss  und  sind  unanfecht-
 bar.  Das  Gericht  hat  von  Amts  wegen  alle  Umstände  zu  er-
 mitteln, die für die Verfahren von Bedeutung sind.

 (4)  Eine  Haftung  der  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleis-
 tungsaufsicht  (Bundesanstalt)  für  Handlungen  nach  diesem
 Gesetz  ist  ausgeschlossen,  wenn  die  gesetzlichen  Vorausset-
 zungen  für  die  Zulässigkeit  der  Handlung  nicht  vorliegen,
 die  Bundesanstalt  aber  bei  verständiger  Würdigung  der  für
 sie  zum  Zeitpunkt  der  Handlung  erkennbaren  Umstände  an-
 nehmen  darf,  dass  die  Voraussetzungen  vorliegen.  Hat  das
 betroffene  Kreditinstitut  diese  Umstände  nicht  zu  verant-
 worten,  steht  ihm  ein  Anspruch  auf  Entschädigung  zu.  §  4
 Absatz  4  des  Finanzdienstleistungsaufsichtsgesetzes  bleibt
 unberührt.

 (5)  Die  Befugnisse  der  Bundesanstalt  nach  anderen  Ge-
 setzen bleiben unberührt.

 A b s c h n i t t  2
 S a n i e r u n g s v e r f a h r e n

 §  2
 Einleitung und Beantragung des Sanierungsverfahrens;

 Inhalt des Sanierungsplans

 (1)  Das  Kreditinstitut  leitet  das  Sanierungsverfahren
 durch  Anzeige  der  Sanierungsbedürftigkeit  bei  der  Bundes-
 anstalt ein.

 (2)  Mit  der  Anzeige  der  Sanierungsbedürftigkeit  legt  das
 Kreditinstitut  einen  Sanierungsplan  vor  und  schlägt  einen
 geeigneten  Sanierungsberater  vor.  Der  Sanierungsplan  kann
 alle  Maßnahmen  enthalten,  die  geeignet  sind,  ohne  einen
 Eingriff  in  Drittrechte  eine  Sanierung  des  Kreditinstituts  zu
 erreichen.  Im  Sanierungsplan  kann  vorgesehen  werden,  dass
 die  Insolvenzgläubiger  in  einem  anschließenden  Insolvenz-
 verfahren,  das  innerhalb  von  drei  Jahren  nach  Anordnung
 der  Durchführung  eröffnet  wird,  nachrangig  sind  gegenüber
 Gläubigern  mit  Forderungen  aus  Darlehen  und  sonstigen
 Krediten,  die  das  Kreditinstitut  in  Umsetzung  des  Sanie-
 rungsplans  aufnimmt.  In  diesem  Fall  ist  zugleich  ein  Ge-
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samtbetrag  für  derartige  Kredite  festzulegen  (Kreditrahmen).
 Dieser  darf  10  Prozent  der  Eigenmittel  nicht  übersteigen.
 §  264  Absatz  2  der  Insolvenzordnung  ist  entsprechend  anzu-
 wenden  mit  der  Maßgabe,  dass  an  die  Stelle  des  Insolvenz-
 verwalters der Sanierungsberater tritt.

 (3) u n v e r ä n d e r t

 (4) u n v e r ä n d e r t

 (5) u n v e r ä n d e r t

 §  3
 Anordnung des Sanierungsverfahrens;

 Bestellung des Sanierungsberaters

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2)  Mit  der  Anordnung  nach  Absatz  1  treten  die  Wirkun-
 gen  des  §  2  Absatz  2  Satz  3  ein;  bei  Rechtshandlungen
 nach  dieser  Vorschrift  wird  vermutet,  dass  sie  nicht  mit
 dem  Vorsatz  vorgenommen  werden,  die  anderen  Gläu-
 biger  zu  benachteiligen.  Ein  Insolvenzgläubiger  kann  nach
 Eröffnung  eines  Insolvenzverfahrens  Klage  vor  dem  Pro-
 zessgericht  gegen  einen  vorrangigen  Insolvenzgläubiger  auf
 Feststellung  erheben,  dass  die  Voraussetzungen  für  die  Ein-
 leitung  des  Sanierungsverfahrens  nicht  gegeben  waren  oder
 der  Kreditrahmen  nicht  den  gesetzlichen  Anforderungen
 entsprochen hat.
 samtbetrag  für  derartige  Kredite  festzulegen  (Kreditrahmen).
 Dieser  darf  10  Prozent  der  Eigenmittel  nicht  übersteigen.
 §  264  Absatz  2  und  3  der  Insolvenzordnung  ist  entspre-
 chend  anzuwenden  mit  der  Maßgabe,  dass  an  die  Stelle  des
 Insolvenzverwalters der Sanierungsberater tritt.

 (3)  Die  Bundesanstalt  stellt  unverzüglich  einen  Antrag
 auf  Durchführung  des  Sanierungsverfahrens,  wenn  sie  dies
 für  zweckmäßig  hält.  Über  den  Antrag  entscheidet  das
 Oberlandesgericht,  das  für  Klagen  gegen  die  Bundesanstalt
 zuständig  ist,  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  Eilbe-
 dürftigkeit.  Die  Bundesanstalt  übersendet  dem  Oberlandes-
 gericht  den  Sanierungsplan  mit  einer  Stellungnahme,  die
 insbesondere  Aussagen  zu  den  Aussichten  einer  Sanierung
 auf  der  Grundlage  des  Sanierungsplans  sowie  zur  Eignung
 des  vorgeschlagenen  Sanierungsberaters  enthält.  Die  Bun-
 desanstalt  kann  dem  Oberlandesgericht  nach  Anhörung  des
 Kreditinstituts  einen  anderen  Sanierungsberater  vorschla-
 gen,  wenn  sie  den  vom  Kreditinstitut  vorgeschlagenen  Sa-
 nierungsberater für ungeeignet hält.

 (4)  Sofern  die  Bundesanstalt  keine  abweichende  Bestim-
 mung  trifft,  gilt  der  Antrag  als  zurückgenommen,  wenn  eine
 Maßnahme  nach  den  §§  45c,  46,  46b  oder  den  §§  48a  bis
 48m  des  Kreditwesengesetzes  angeordnet  wird.  Die  Bun-
 desanstalt  zeigt  dem  Oberlandesgericht  die  Anordnung  in
 diesen Fällen an.

 (5)  Die  Bundesanstalt  trifft  die  Entscheidungen  über  Maß-
 nahmen  nach  Absatz  3  im  Benehmen  mit  der  Bundesanstalt
 für  Finanzmarktstabilisierung,  sofern  ein  Kreditinstitut  be-
 troffen  ist,  dem  Maßnahmen  nach  dem  Finanzmarktstabi-
 lisierungsfondsgesetz  gewährt  wurden.  Die  Bundesanstalt  ist
 berechtigt,  der  Bundesanstalt  für  Finanzmarktstabilisierung
 die  für  die  Entscheidung  erforderlichen  Informationen  zur
 Verfügung zu stellen.

 §  3
 Anordnung des Sanierungsverfahrens;

 Bestellung des Sanierungsberaters

 (1)  Wenn  der  Antrag  zulässig  und  der  Sanierungsplan
 nicht  offensichtlich  ungeeignet  ist,  ordnet  das  Oberlandes-
 gericht  die  Durchführung  des  Sanierungsverfahrens  an.  Zu-
 gleich  bestellt  das  Oberlandesgericht  den  vorgeschlagenen
 Sanierungsberater,  sofern  dieser  nicht  offensichtlich  unge-
 eignet  ist.  Die  Mitwirkung  an  der  Erstellung  des  Sanie-
 rungsplans  ist  kein  Kriterium  für  eine  mangelnde  Eignung.
 Bei  offensichtlich  fehlender  Eignung  ernennt  das  Oberlan-
 desgericht  nach  Anhörung  des  Kreditinstituts  und  der  Bun-
 desanstalt einen anderen Sanierungsberater.

 (2)  Mit  der  Anordnung  nach  Absatz  1  treten  die  Wirkun-
 gen  des  §  2  Absatz  2  Satz  3  ein.  Ein  Insolvenzgläubiger
 kann  nach  Eröffnung  eines  Insolvenzverfahrens  Klage  vor
 dem  Prozessgericht  gegen  einen  vorrangigen  Insolvenzgläu-
 biger  auf  Feststellung  erheben,  dass  die  Voraussetzungen
 für  die  Einleitung  des  Sanierungsverfahrens  nicht  gegeben
 waren  oder  der  Kreditrahmen  nicht  den  gesetzlichen  Anfor-
 derungen entsprochen hat.
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(3)  Zum  Sanierungsberater  kann  auch  das  Mitglied  eines
 Organs  oder  ein  sonstiger  Angehöriger  des  Kreditinstituts
 bestellt  werden.  Wird  eine  solche  Person  zum  Sanierungs-
 berater  bestellt,  kann  das  Oberlandesgericht  auf  Antrag  der
 Bundesanstalt  an  deren  Stelle  einen  anderen  Sanierungsbe-
 rater  bestellen,  ohne  dass  ein  wichtiger  Grund  gegeben  sein
 muss.

 (4) u n v e r ä n d e r t

 §  4
 u n v e r ä n d e r t
 (3)  Zum  Sanierungsberater  kann  auch  das  Mitglied  eines
 Organs  oder  ein  sonstiger  Angehöriger  des  Kreditinstituts
 bestellt  werden.  Wird  eine  solche  Person  zum  Sanierungs-
 berater  bestellt,  kann  das  Oberlandesgericht  auf  Antrag  der
 Bundesanstalt  einen  anderen  Sanierungsberater  bestellen,
 ohne dass ein wichtiger Grund gegeben sein muss.

 (4)  Auf  das  weitere  Verfahren  vor  dem  Oberlandesge-
 richt  sind,  soweit  sich  keine  Abweichungen  aus  den  Vor-
 schriften  dieses  Gesetzes  ergeben,  die  im  ersten  Rechtszug
 für  das  Verfahren  vor  den  Landgerichten  geltenden  Vor-
 schriften  der  Zivilprozessordnung  mit  Ausnahme  der  §§  348
 bis 350 entsprechend anzuwenden.

 §  4
 Rechtsstellung des Sanierungsberaters;

 Verordnungsermächtigung

 (1) Der Sanierungsberater ist berechtigt,

 1.  die  Geschäftsräume  des  Kreditinstituts  zu  betreten  und
 dort Nachforschungen anzustellen,

 2.  Einsicht  in  Bücher  und  Geschäftspapiere  des  Kreditinsti-
 tuts  zu  nehmen  und  die  Vorlage  von  Unterlagen  sowie
 die  Erteilung  aller  erforderlichen  Auskünfte  zu  verlan-
 gen,

 3.  an  allen  Sitzungen  und  Versammlungen  sämtlicher  Or-
 gane  und  sonstiger  Gremien  des  Kreditinstituts  in  bera-
 tender Funktion teilzunehmen,

 4.  Anweisungen  für  die  Geschäftsführung  des  Kreditinsti-
 tuts zu erteilen,

 5.  eigenständige  Prüfungen  zur  Feststellung  von  Schaden-
 ersatzansprüchen  gegen  Organmitglieder  oder  ehemalige
 Organmitglieder  des  Kreditinstituts  durchzuführen  oder
 Sonderprüfungen zu veranlassen und

 6.  die  Einhaltung  bereits  getroffener  Auflagen  nach  dem
 Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz zu überwachen.

 (2)  Der  Sanierungsberater  steht  unter  der  Aufsicht  des
 Oberlandesgerichts.  Sowohl  das  Oberlandesgericht  als  auch
 die  Bundesanstalt  können  jederzeit  einzelne  Auskünfte  oder
 einen  Bericht  über  den  Sachstand  und  über  die  Geschäfts-
 führung  von  ihm  verlangen.  Das  Oberlandesgericht  kann
 den  Sanierungsberater  aus  wichtigem  Grund  aus  dem  Amt
 entlassen.  Die  Entlassung  kann  von  Amts  wegen  oder  auf
 Antrag  der  Bundesanstalt  erfolgen.  Vor  der  Entscheidung  ist
 der  Sanierungsberater  zu  hören.  Sofern  ein  Kreditinstitut
 betroffen  ist,  dem  Maßnahmen  nach  dem  Finanzmarkt-
 stabilisierungsfondsgesetz  gewährt  wurden,  kann  auch  die
 Bundesanstalt  für  Finanzmarktstabilisierung  die  in  Satz  2
 genannten  Auskünfte  oder  Berichte  verlangen,  und  das
 Oberlandesgericht  hat  sie  vor  seiner  Entscheidung  zu  hören.

 (3)  Der  Sanierungsberater  ist  allen  Beteiligten  zum  Scha-
 denersatz  verpflichtet,  wenn  er  schuldhaft  die  Pflichten  ver-
 letzt, die ihm nach diesem Gesetz obliegen.

 (4)  Der  Sanierungsberater  hat  Anspruch  gegen  das  Kre-
 ditinstitut  auf  Vergütung  und  auf  Erstattung  angemessener
 Auslagen.  Das  Oberlandesgericht  setzt  die  Höhe  der  Vergü-
 tung  und  der  notwendigen  Auslagen  auf  Antrag  des  Sanie-
 rungsberaters  nach  Anhörung  des  Kreditinstituts  durch  un-
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§  5
 Gerichtliche Maßnahmen

 (1)  Das  Oberlandesgericht  kann  auf  Vorschlag  der  Bun-
 desanstalt,  der  zu  begründen  ist,  weitere  Maßnahmen  ergrei-
 fen,  wenn  dies  zur  Sanierung  des  Kreditinstituts  erforderlich
 ist  und  wenn  die  Gefahr  besteht,  dass  das  Kreditinstitut
 seine  Verpflichtungen  gegenüber  den  Gläubigern  nicht  er-
 füllen kann. Es kann insbesondere

 1.  entfällt

 1.  den  Mitgliedern  der  Geschäftsleitung  und  den  Inhabern
 die  Ausübung  ihrer  Tätigkeit  untersagen  oder  diese  be-
 schränken,

 2.  anordnen,  den  Sanierungsberater  in  die  Geschäftsleitung
 aufzunehmen,

 3.  Entnahmen  durch  die  Inhaber  oder  Gesellschafter  sowie
 die  Ausschüttung  von  Gewinnen  untersagen  oder  be-
 schränken,

 4.  die  bestehenden  Vergütungs-  und  Bonusregelungen  der
 Geschäftsleitung  auf  ihre  Anreizwirkung  und  ihre  An-
 gemessenheit  hin  überprüfen  und  gegebenenfalls  eine
 Anpassung  für  die  Zukunft  vornehmen  sowie  Zahlungs-
 verbote  bezüglich  nicht  geschuldeter  Leistungen  aus-
 sprechen und

 5.  die Zustimmung des Aufsichtsorgans ersetzen.

 (2) u n v e r ä n d e r t

 §  6
 u n v e r ä n d e r t
 anfechtbaren  Beschluss  fest.  Das  Bundesministerium  der
 Justiz  wird  ermächtigt,  die  Vergütung  und  die  Erstattung  der
 Auslagen  des  Sanierungsberaters  durch  Rechtsverordnung
 ohne Zustimmung des Bundesrates näher zu regeln.

 §  5
 Gerichtliche Maßnahmen

 (1)  Das  Oberlandesgericht  kann  auf  Vorschlag  der  Bun-
 desanstalt,  der  zu  begründen  ist,  weitere  Maßnahmen  ergrei-
 fen,  wenn  dies  zur  Sanierung  des  Kreditinstituts  erforderlich
 ist  und  wenn  die  Gefahr  besteht,  dass  das  Kreditinstitut
 seine  Verpflichtungen  gegenüber  den  Gläubigern  nicht  er-
 füllen kann. Es kann insbesondere

 1.  die Abberufung der Geschäftsleitung verlangen,

 2.  den  Mitgliedern  der  Geschäftsleitung  und  den  Inhabern
 die  Ausübung  ihrer  Tätigkeit  untersagen  oder  diese  be-
 schränken,

 3.  anordnen,  den  Sanierungsberater  in  die  Geschäftsleitung
 aufzunehmen,

 4.  Entnahmen  durch  die  Inhaber  oder  Gesellschafter  sowie
 die  Ausschüttung  von  Gewinnen  untersagen  oder  be-
 schränken,

 5.  die  bestehenden  Vergütungs-  und  Bonusregelungen  der
 Geschäftsleitung  auf  ihre  Anreizwirkung  und  ihre  An-
 gemessenheit  hin  überprüfen  und  gegebenenfalls  eine
 Anpassung  für  die  Zukunft  vornehmen  sowie  Zahlungs-
 verbote  bezüglich  nicht  geschuldeter  Leistungen  aus-
 sprechen und

 6.  die Zustimmung des Aufsichtsorgans ersetzen.

 (2)  Das  Oberlandesgericht  kann  eine  Entscheidung  über
 weitere  Maßnahmen  nach  Absatz  1  zeitgleich  mit  der  Be-
 stellung  nach  §  3  oder  nachträglich  treffen  und  von  Amts
 wegen  mit  Wirkung  für  die  Zukunft  ändern.  Zuvor  gibt  es
 dem  Kreditinstitut  und  den  von  einer  Maßnahme  nach  Ab-
 satz  1  unmittelbar  rechtlich  Betroffenen  Gelegenheit  zur
 Stellungnahme.  Wenn  dies  aufgrund  besonderer  Umstände
 ausnahmsweise  nicht  möglich  ist,  gibt  das  Oberlandesge-
 richt  ihnen  unverzüglich  nachträglich  Gelegenheit  zur  Stel-
 lungnahme.  Das  Oberlandesgericht  überprüft  in  diesem  Fall
 die  getroffene  Entscheidung  unter  Berücksichtigung  der
 eingegangenen  Stellungnahmen;  besteht  danach  kein  Grund
 für  eine  Abänderung,  teilt  es  dies  den  Beteiligten  formlos
 mit.

 §  6
 Umsetzung des Sanierungsplans;

 Aufhebung des Sanierungsverfahrens

 (1)  Der  Sanierungsberater  setzt  den  Sanierungsplan  um.
 Er  kann  im  Einvernehmen  mit  der  Bundesanstalt  und  dem
 Oberlandesgericht  Änderungen  des  Sanierungsplans  vorneh-
 men; dies gilt nicht für Regelungen nach §  2 Absatz 2 Satz 3.

 (2)  Der  Sanierungsberater  berichtet  dem  Oberlandesge-
 richt  und  der  Bundesanstalt  regelmäßig  über  den  Stand  der
 Sanierung.  Sofern  ein  Kreditinstitut  betroffen  ist,  dem  Maß-
 nahmen  nach  dem  Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz
 gewährt  wurden,  berichtet  er  zugleich  der  Bundesanstalt  für
 Finanzmarktstabilisierung.
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A b s c h n i t t  3
 R e o r g a n i s a t i o n s v e r f a h r e n

 §  7
 Einleitung, Beantragung und Anordnung

 des Reorganisationsverfahrens

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2)  Nach  der  Anzeige  durch  das  Kreditinstitut  kann
 die  Bundesanstalt  einen  Antrag  auf  Durchführung  des  Re-
 organisationsverfahrens  stellen,  wenn  eine  Bestandsgefähr-
 dung  des  Kreditinstituts  nach  §  48b  Absatz  1  des  Kredit-
 wesengesetzes  vorliegt,  die  zu  einer  Systemgefährdung
 nach §  48b Absatz 2 des Kreditwesengesetzes führt.

 (3) u n v e r ä n d e r t

 (4) u n v e r ä n d e r t

 (5) u n v e r ä n d e r t

 §  8
 u n v e r ä n d e r t
 (3)  Bevor  der  Sanierungsberater  dem  Oberlandesgericht
 die  Beendigung  des  Sanierungsverfahrens  anzeigt,  hat  er  die
 Bundesanstalt  davon  zu  unterrichten.  Das  Oberlandesge-
 richt  beschließt  die  Aufhebung  des  Sanierungsverfahrens.
 Sofern  ein  Reorganisationsverfahren  eingeleitet  werden
 soll,  verbindet  es  die  Aufhebung  des  Sanierungsverfahrens
 mit  der  Entscheidung  über  den  Antrag  auf  Durchführung
 des Reorganisationsverfahrens.

 A b s c h n i t t  3
 R e o r g a n i s a t i o n s v e r f a h r e n

 §  7
 Einleitung, Beantragung und Anordnung

 des Reorganisationsverfahrens

 (1)  Hält  das  Kreditinstitut  ein  Sanierungsverfahren  für
 aussichtslos,  kann  es  sogleich  ein  Reorganisationsverfahren
 durch  Anzeige  bei  der  Bundesanstalt  unter  Vorlage  eines
 Reorganisationsplans  einleiten.  Soll  nach  Scheitern  eines
 Sanierungsverfahrens  ein  Reorganisationsverfahren  durch-
 geführt  werden,  erfolgt  die  Anzeige  mit  Zustimmung  des
 Kreditinstituts  bei  der  Bundesanstalt  unter  Vorlage  des  Re-
 organisationsplans durch den Sanierungsberater.

 (2)  Die  Bundesanstalt  kann  einen  Antrag  auf  Durchfüh-
 rung  des  Reorganisationsverfahrens  stellen,  wenn  eine  Be-
 standsgefährdung  des  Kreditinstituts  nach  §  48b  Absatz  1
 des  Kreditwesengesetzes  vorliegt,  die  zu  einer  Systemge-
 fährdung  nach  §  48b  Absatz  2  des  Kreditwesengesetzes
 führt.

 (3)  Das  Oberlandesgericht  weist  den  Reorganisationsplan
 und  den  Antrag  auf  Durchführung  des  Reorganisationsver-
 fahrens  zurück,  wenn  die  Vorschriften  über  den  Inhalt  des
 Reorganisationsplans  nicht  beachtet  sind  und  der  Mangel
 nicht  innerhalb  einer  angemessenen,  vom  Oberlandesgericht
 gesetzten  Frist  behoben  wird.  Vor  der  Zurückweisung  gibt
 das  Oberlandesgericht  dem  Kreditinstitut  und  der  Bundes-
 anstalt Gelegenheit zur Stellungnahme.

 (4)  Wird  der  Antrag  nicht  nach  Absatz  3  zurückgewiesen,
 entscheidet  das  Oberlandesgericht  nach  Anhörung  der  Bun-
 desanstalt,  der  Deutschen  Bundesbank  und  des  Kreditinsti-
 tuts,  ob  die  Voraussetzungen  nach  Absatz  2  vorliegen.  Die-
 ser  Beschluss  ist  mit  der  Entscheidung  über  den  Antrag  auf
 Durchführung des Reorganisationsverfahrens zu verbinden.

 (5)  Soweit  für  das  Reorganisationsverfahren  nichts  ande-
 res  bestimmt  ist,  gelten  die  Vorschriften  über  das  Sanie-
 rungsverfahren  entsprechend.  §  46d  Absatz  1  bis  4  des  Kre-
 ditwesengesetzes  gilt  entsprechend.  Für  Kreditinstitute,  die
 in  anderer  Rechtsform  als  einer  Aktiengesellschaft  verfasst
 sind, gelten die folgenden Vorschriften sinngemäß.

 §  8
 Inhalt des Reorganisationsplans

 (1)  Der  Reorganisationsplan  besteht  aus  einem  darstellen-
 den  und  einem  gestaltenden  Teil.  Im  darstellenden  Teil  wird
 beschrieben,  welche  Regelungen  getroffen  werden  sollen,
 um  die  Grundlagen  für  die  Gestaltung  der  Rechte  der  Betrof-
 fenen  zu  schaffen.  Im  gestaltenden  Teil  wird  festgelegt,  wie
 die  Rechtsstellung  der  Beteiligten  durch  den  Reorganisa-
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§  9
 u n v e r ä n d e r t

 §  10
 u n v e r ä n d e r t
 tionsplan  geändert  werden  soll;  er  kann  auch  Regelungen
 nach  §  2  Absatz  2  Satz  3  enthalten.  In  dem  Reorganisations-
 plan  kann  auch  die  Liquidation  des  Kreditinstituts  vorgese-
 hen  werden.  Soweit  der  Reorganisationsplan  eintragungs-
 pflichtige  gesellschaftsrechtliche  Maßnahmen  enthält,  sind
 diese gesondert aufzuführen.

 (2)  Im  Reorganisationsplan  sind  Gruppen  für  die  Abstim-
 mung  nach  den  §§  17  und  18  zu  bilden,  sofern  in  die  Rechte
 von  Beteiligten  eingegriffen  wird.  Beteiligte  mit  unter-
 schiedlicher  Rechtsstellung  bilden  jeweils  eigene  Gruppen.
 Aus  den  Beteiligten  mit  gleicher  Rechtsstellung  können
 Gruppen  gebildet  werden,  in  denen  Beteiligte  mit  gleicharti-
 gen  wirtschaftlichen  Interessen  zusammengefasst  werden.
 Die  Anteilsinhaber  bilden  nur  dann  eine  eigene  Gruppe,
 wenn  im  Reorganisationsplan  Regelungen  vorgesehen  sind,
 für  die  nach  den  gesellschaftsrechtlichen  Bestimmungen  ein
 Beschluss  der  Hauptversammlung  erforderlich  oder  in  die-
 sem Gesetz vorgesehen ist.

 (3)  Der  Reorganisationsplan  kann  in  die  Rechte  der  Gläu-
 biger  und  in  die  Stellung  der  Anteilsinhaber  nach  Maßgabe
 der §§  9 bis 12 eingreifen.

 §  9
 Umwandlung von Forderungen in Eigenkapital

 (1)  Im  gestaltenden  Teil  des  Reorganisationsplans  kann
 vorgesehen  werden,  dass  Forderungen  von  Gläubigern  in
 Anteile  am  Kreditinstitut  umgewandelt  werden.  Eine  Um-
 wandlung  gegen  den  Willen  der  betroffenen  Gläubiger  ist
 ausgeschlossen.  Insbesondere  kann  der  Reorganisationsplan
 eine  Kapitalherabsetzung  oder  -erhöhung,  die  Leistung  von
 Sacheinlagen  oder  den  Ausschluss  von  Bezugsrechten  vor-
 sehen.  Zugunsten  der  in  Satz  1  genannten  Gläubiger  ist  §  39
 Absatz  4  Satz  2  und  Absatz  5  der  Insolvenzordnung  entspre-
 chend anzuwenden.

 (2)  Für  eine  Maßnahme  im  Sinne  des  Absatzes  1  hat  das
 Kreditinstitut  den  bisherigen  Anteilsinhabern  eine  angemes-
 sene  Entschädigung  zu  leisten.  Die  Angemessenheit  der
 Entschädigung  ist  durch  einen  oder  mehrere  sachverstän-
 dige  Prüfer  festzustellen.  Diese  werden  auf  Antrag  des  Re-
 organisationsberaters  vom  Oberlandesgericht  ausgewählt
 und bestellt.

 (3)  Rechtshandlungen,  die  im  Zusammenhang  mit  einer
 Kapitalmaßnahme  nach  Absatz  1  stehen,  können  nicht  nach
 den  Bestimmungen  der  Insolvenzordnung  und  des  Anfech-
 tungsgesetzes angefochten werden zu Lasten

 1.  des Finanzmarktstabilisierungsfonds,

 2.  des Bundes und der Länder,

 3.  der  vom  Finanzmarktstabilisierungsfonds  und  dem  Bund
 errichteten  Körperschaften,  Anstalten  und  Sondervermö-
 gen sowie

 4.  der  dem  Finanzmarktstabilisierungsfonds  und  dem  Bund
 nahe  stehenden  Personen  oder  sonstigen  von  ihnen  mit-
 telbar oder unmittelbar abhängigen Unternehmen.

 §  10
 Sonstige gesellschaftsrechtliche Regelungen

 In  dem  gestaltenden  Teil  des  Reorganisationsplans  kön-
 nen  alle  nach  dem  Gesellschaftsrecht  zulässigen  Regelun-
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§  11
 u n v e r ä n d e r t

 §  12
 u n v e r ä n d e r t
 gen  getroffen  werden,  die  geeignet  sind,  die  Reorganisation
 des  Kreditinstituts  zu  fördern.  Dies  gilt  insbesondere  für
 Satzungsänderungen  und  die  Übertragung  von  Anteils-  und
 Mitgliedschaftsrechten  des  Kreditinstituts  an  anderen  Ge-
 sellschaften.  §  9  Absatz  1  Satz  4,  Absatz  2  und  3  gilt  ent-
 sprechend.

 §  11
 Ausgliederung

 (1)  Im  gestaltenden  Teil  des  Reorganisationsplans  kann
 festgelegt  werden,  dass  das  Kreditinstitut  sein  Vermögen
 ganz  oder  in  Teilen  ausgliedert  und  auf  einen  bestehenden
 oder  zu  gründenden  Rechtsträger  gegen  Gewährung  von
 Anteilen  dieses  Rechtsträgers  an  das  Kreditinstitut  über-
 trägt.  Der  gestaltende  Teil  des  Reorganisationsplans  kann
 auch  festlegen,  dass  einzelne  Vermögensgegenstände,  Ver-
 bindlichkeiten  oder  Rechtsverhältnisse  auf  das  übertragende
 Kreditinstitut  zurück  übertragen  werden.  Der  Reorganisa-
 tionsplan  hat  mindestens  die  in  §  48e  Absatz  1  Nummer  1
 bis  4  des  Kreditwesengesetzes  genannten  Angaben  sowie
 Angaben  über  die  Folgen  der  Ausgliederung  für  die  Arbeit-
 nehmer  und  ihre  Vertretungen  sowie  die  insoweit  vorgese-
 henen  Maßnahmen  zu  enthalten.  §  48k  Absatz  2  Satz  3  des
 Kreditwesengesetzes gilt entsprechend.

 (2)  Sieht  der  Reorganisationsplan  eine  Ausgliederung  zur
 Aufnahme  vor,  so  darf  er  durch  das  Oberlandesgericht  nur
 bestätigt  werden,  wenn  eine  notariell  beurkundete  Zustim-
 mungserklärung  des  übernehmenden  Rechtsträgers  vorliegt.
 Im  Übrigen  gelten  §  48c  Absatz  5  und  §  48f  Absatz  2  und  3
 Satz  2  sowie  Absatz  4  des  Kreditwesengesetzes  sowie  §  21
 Absatz  3  für  die  Zuleitung  an  das  Registergericht  des  über-
 nehmenden Rechtsträgers entsprechend.

 (3)  Ist  im  Reorganisationsplan  eine  Ausgliederung  zur
 Neugründung  vorgesehen,  so  muss  die  in  den  Reorganisa-
 tionsplan  aufzunehmende  Satzung  des  neuen  Rechtsträgers
 der  Satzung  des  Kreditinstituts  nachgebildet  werden.  Die  für
 die  Rechtsform  des  neuen  Rechtsträgers  geltenden  Grün-
 dungsvorschriften  sind  anzuwenden;  §  21  Absatz  1  Satz  2
 und  3  bleibt  unberührt.  Eine  Schlussbilanz  entsprechend
 §  48f  Absatz  2  Satz  1  des  Kreditwesengesetzes  ist  beizu-
 fügen;  §  21  Absatz  3  gilt  für  die  Zuleitung  an  das  Register-
 gericht des neuen Rechtsträgers entsprechend.

 (4)  Für  Verbindlichkeiten  des  ausgliedernden  Kreditinsti-
 tuts,  die  vor  Wirksamwerden  der  Ausgliederung  begründet
 worden  sind,  haften  als  Gesamtschuldner  das  ausgliedernde
 Kreditinstitut  und  der  übernehmende  Rechtsträger,  im  Falle
 einer  Ausgliederung  zur  Neugründung  das  ausgliedernde
 Kreditinstitut  und  der  neue  Rechtsträger.  Die  gesamtschuld-
 nerische  Haftung  des  übernehmenden  oder  des  neuen
 Rechtsträgers  ist  auf  den  Betrag  beschränkt,  den  die  Gläu-
 biger  ohne  eine  Ausgliederung  erhalten  hätten.  Die  Forde-
 rungen  der  Gläubiger,  die  vom  Reorganisationsplan  erfasst
 werden,  bestimmen  sich  ausschließlich  nach  den  Festlegun-
 gen  dieses  Plans.  §  48h  Absatz  2  des  Kreditwesengesetzes
 gilt entsprechend.

 §  12
 Eingriffe in Gläubigerrechte

 (1)  Im  gestaltenden  Teil  des  Reorganisationsplans  ist  an-
 zugeben,  um  welchen  Bruchteil  die  Forderungen  von  Gläu-
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§  13
 u n v e r ä n d e r t

 §  14
 u n v e r ä n d e r t

 §  15
 u n v e r ä n d e r t

urfs  eines  Gesetzes  zur  Umsetzung  der  geänderten  Bankenrichtlinie  und  der
0, 17/2472.
 bigern  gekürzt,  für  welchen  Zeitraum  sie  gestundet,  wie  sie
 gesichert  oder  welchen  sonstigen  Regelungen  sie  unterwor-
 fen werden sollen.

 (2)  Ein  Eingriff  in  eine  Forderung,  für  die  im  Entschä-
 digungsfall  dem  Gläubiger  ein  Entschädigungsanspruch  ge-
 gen  eine  Sicherungseinrichtung  im  Sinne  des  §  23a  des  Kre-
 ditwesengesetzes  zusteht,  ist  ausgeschlossen.  Dies  gilt  auch
 für  Forderungen,  die  über  eine  freiwillige  Einlagensiche-
 rung abgedeckt sind.

 (3)  Ein  Eingriff  in  Forderungen  von  Arbeitnehmern  auf
 Arbeitsentgelt  und  von  Versorgungsberechtigten  auf  be-
 triebliche Altersversorgung ist ausgeschlossen.

 §  13
 Beendigung von Schuldverhältnissen

 Schuldverhältnisse  mit  dem  Kreditinstitut  können  ab  dem
 Tag  der  Anzeige  nach  §  7  Absatz  1  bis  zum  Ablauf  des  fol-
 genden  Geschäftstages  im  Sinne  des  §  1  Absatz  16b*)  des
 Kreditwesengesetzes  nicht  beendet  werden.  Eine  Kündi-
 gung  gegenüber  dem  Kreditinstitut  ist  in  diesem  Zeitraum
 ausgeschlossen.  Die  Wirkung  sonstiger  in  diesem  Zeitraum
 eintretender  Beendigungstatbestände  ist  bis  zu  seinem  Ab-
 lauf  aufgeschoben.  Abweichende  Vereinbarungen  sind  un-
 wirksam.  Dies  gilt  nicht  für  Gläubiger  von  Forderungen  aus
 Schuldverhältnissen nach §  12 Absatz 2.

 §  14
 Anmeldung von Forderungen

 (1)  Gläubiger,  in  deren  Rechte  nach  §  12  eingegriffen
 wird,  fordert  der  Reorganisationsberater  auf,  ihre  Forderun-
 gen  innerhalb  einer  von  ihm  gesetzten  Frist,  die  mindestens
 drei  Wochen  beträgt,  bei  ihm  anzumelden.  Die  Auffor-
 derung  ist  mit  der  Ladung  nach  §  17  Absatz  3  zu  verbinden.
 In  der  Anmeldung  sind  der  Grund  und  der  Betrag  der  For-
 derung  anzugeben;  die  Urkunden,  aus  denen  sich  die  For-
 derung  ergibt,  sind  auf  Verlangen  vorzulegen.  §  46f  des
 Kreditwesengesetzes  gilt  entsprechend  mit  der  Maßgabe,
 dass  an  die  Stelle  der  Geschäftsstelle  des  Insolvenzgerichts
 der Reorganisationsberater tritt.

 (2)  Der  Reorganisationsberater  hat  jede  nach  Maßgabe
 des  Absatzes  1  angemeldete  Forderung  mit  den  dort  ge-
 nannten Angaben in eine Tabelle einzutragen.

 §  15
 Prüfung und Feststellung der Forderungen

 (1)  Zur  Feststellung  des  Stimmrechts  werden  im  Abstim-
 mungstermin  die  fristgemäß  angemeldeten  Forderungen
 nach  ihrem  Betrag  geprüft.  Maßgeblich  für  das  Stimmrecht
 ist  die  Höhe  des  Betrages  im  Zeitpunkt  der  Prüfung  der  je-
 weiligen  Forderung.  Werden  Forderungen  vom  Reorganisa-
 tionsberater bestritten, sind diese einzeln zu erörtern.

 (2)  Wurde  eine  nicht  rechtskräftig  titulierte  Forderung
 von  dem  Reorganisationsberater  bestritten,  so  kann  der
 Gläubiger  gegen  ihn  auf  dem  Zivilrechtsweg  die  Fest-
 stellung  zur  Tabelle  betreiben.  Weist  der  Gläubiger  nach
 Abschluss  dieses  Verfahrens  nach,  dass  die  Abstimmung  zu

 *)  Wird  neu  geschaffen  durch  Artikel  1  Nummer  2  Buchstabe  e  des  Entw
 geänderten Kapitaladäquanzrichtlinie, Bundestagsdrucksachen 17/172
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§  16
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 §  17
 u n v e r ä n d e r t
 seiner  Besserstellung  im  Reorganisationsplan  geführt  hätte,
 so  steht  ihm  gegen  das  Kreditinstitut  ein  Ausgleichsan-
 spruch zu.

 §  16
 Vorbereitung der Abstimmung über den

 Reorganisationsplan

 Ordnet  das  Oberlandesgericht  die  Durchführung  des  Re-
 organisationsverfahrens  an,  legt  es  die  abstimmungserhebli-
 chen  Inhalte  des  Reorganisationsplans  in  der  Geschäftsstelle
 zur  Einsicht  für  die  Beteiligten  aus  und  bestimmt  einen  Ter-
 min,  in  dem  der  Reorganisationsplan  und  das  Stimmrecht
 der  Gläubiger  erörtert  werden  und  über  den  Reorganisa-
 tionsplan  abgestimmt  wird.  Der  Termin  ist  innerhalb  eines
 Monats  nach  der  Anordnung  der  Durchführung  des  Reor-
 ganisationsverfahrens  anzusetzen.  Zugleich  bestimmt  das
 Oberlandesgericht  einen  Termin  für  die  Hauptversammlung
 der  Anteilsinhaber  zur  Abstimmung  nach  §  18;  dieser  Ter-
 min  soll  vor  dem  Erörterungs-  und  Abstimmungstermin  der
 Gläubiger nach Satz 1 stattfinden.

 §  17
 Abstimmung der Gläubiger

 (1)  Jede  Gruppe  der  stimmberechtigten  Gläubiger  stimmt
 gesondert über den Reorganisationsplan ab.

 (2)  Die  Einberufung  zu  dem  Termin  erfolgt  auf  Veranlas-
 sung  des  Reorganisationsberaters  durch  öffentliche  Be-
 kanntmachung  im  elektronischen  Bundesanzeiger.  Die  Ein-
 berufung  muss  spätestens  am  21.  Tag  vor  dem  Termin
 erfolgen.  Das  Kreditinstitut  hat  vom  Tag  der  öffentlichen
 Bekanntmachung  nach  Satz  1  bis  zum  Abschluss  der  Ab-
 stimmung  folgende  Informationen  über  seine  Internetseite
 zugänglich zu machen:

 1.  die Einberufung,

 2.  die  genauen  Bedingungen,  von  denen  die  Teilnahme  an
 der  Abstimmung  und  die  Ausübung  des  Stimmrechts  ab-
 hängen und

 3.  die  abstimmungserheblichen  Inhalte  des  Reorganisations-
 plans.

 Die  öffentliche  Bekanntmachung  enthält  die  genaue  Angabe
 zu  Ort  und  Zeit  des  Termins  sowie  einen  Hinweis  auf  die
 Internetseite,  auf  der  die  in  Satz  3  genannten  Informationen
 abrufbar sind.

 (3)  Neben  der  Einberufung  nach  Absatz  2  sind  zu  dem
 Termin  alle  Gläubiger,  in  deren  Rechte  nach  §  12  eingegrif-
 fen  wird,  durch  den  Reorganisationsberater  zu  laden.  In  der
 Ladung  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  die  in  Absatz  2  Satz  3
 genannten  Informationen  auf  der  Internetseite  des  Kredit-
 instituts abrufbar sind.

 (4)  Die  Ladung  ist  zuzustellen.  Die  Zustellung  kann
 durch  Aufgabe  zur  Post  unter  der  Anschrift  des  Zustellungs-
 adressaten  erfolgen;  §  184  Absatz  2  Satz  1,  2  und  4  der  Zi-
 vilprozessordnung  gilt  entsprechend.  Soll  die  Ladung  im  In-
 land  bewirkt  werden,  gilt  sie  drei  Tage  nach  Aufgabe  zur
 Post  als  zugestellt.  Das  Oberlandesgericht  beauftragt  den
 Reorganisationsberater  mit  der  Durchführung  der  Ladung.
 Er  kann  sich  hierfür  Dritter,  insbesondere  auch  eigenen  Per-
 sonals,  bedienen.  Die  von  ihm  nach  §  184  Absatz  2  Satz  4
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§  18
 u n v e r ä n d e r t

 §  19
 u n v e r ä n d e r t
 der  Zivilprozessordnung  gefertigten  Vermerke  hat  er  unver-
 züglich zu den Gerichtsakten zu reichen.

 §  18
 Abstimmung der Anteilsinhaber

 (1)  Die  Anteilsinhaber  stimmen  gesondert  im  Rahmen
 einer Hauptversammlung über den Reorganisationsplan ab.

 (2)  Die  Hauptversammlung  wird  durch  den  Reorganisa-
 tionsberater  einberufen.  Die  Einberufung  zur  Hauptversamm-
 lung  muss  spätestens  am  21.  Tag  vor  der  Hauptversamm-
 lung  erfolgen.  §  121  Absatz  3  bis  7,  §  123  Absatz  1  Satz  2,
 Absatz  2  und  3  und  die  §§  124  bis  125  des  Aktiengesetzes
 sind anzuwenden.

 (3)  Der  Beschluss  über  die  Annahme  des  Reorganisa-
 tionsplans  bedarf  der  Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen.
 Wird  das  Bezugsrecht  ganz  oder  teilweise  in  einem  Be-
 schluss  über  die  Erhöhung  des  Grundkapitals  ausgeschlos-
 sen  oder  wird  das  Grundkapital  herabgesetzt,  bedarf  der
 Beschluss  einer  Mehrheit,  die  mindestens  zwei  Drittel  der
 abgegebenen  Stimmen  oder  des  vertretenen  Grundkapitals
 umfasst.  Die  einfache  Mehrheit  reicht,  wenn  die  Hälfte  des
 Grundkapitals  vertreten  ist.  §  134  Absatz  1  bis  3  des  Aktien-
 gesetzes  gilt  entsprechend.  Abweichende  Satzungsbestim-
 mungen sind unbeachtlich.

 (4)  Anteilsinhaber  können  gegen  den  Beschluss  Wider-
 spruch  zur  Niederschrift  erklären.  Wird  der  Reorganisa-
 tionsplan  nicht  angenommen,  kann  sich  an  dem  Bestäti-
 gungsverfahren  nach  §  20  Absatz  5  nur  beteiligen,  wer  seine
 ablehnende Stimme zur Niederschrift hat festhalten lassen.

 (5)  Gegen  den  Beschluss  der  Hauptversammlung  ist  die
 Anfechtungsklage  statthaft.  Über  Anfechtungsklagen  ent-
 scheidet  ausschließlich  das  Landgericht,  das  für  Klagen  ge-
 gen  die  Bundesanstalt  zuständig  ist.  §  246a  des  Aktiengeset-
 zes  ist  entsprechend  anzuwenden  mit  der  Maßgabe,  dass  der
 Antrag  bei  dem  nach  §  2  Absatz  3  Satz  2  zuständigen  Ober-
 landesgericht  durch  den  Reorganisationsberater  zu  stellen
 ist.

 §  19
 Annahme des Reorganisationsplans

 (1)  Zur  Annahme  des  Reorganisationsplans  müssen  alle
 Gruppen  dem  Reorganisationsplan  zustimmen.  Hierfür  ist
 erforderlich, dass

 1.  die  Gruppe  der  Anteilsinhaber  nach  Maßgabe  des  §  18
 Absatz 3 zustimmt und

 2.  in  jeder  Gruppe  der  Gläubiger  die  Mehrheit  der  abstim-
 menden  Gläubiger  dem  Reorganisationsplan  zustimmen
 und

 3.  in  jeder  Gruppe  der  Gläubiger  die  Summe  der  Ansprü-
 che  der  zustimmenden  Gläubiger  mehr  als  die  Hälfte  der
 Summe  der  Ansprüche  der  abstimmenden  Gläubiger  be-
 trägt.

 In  dem  Erörterungs-  und  Abstimmungstermin  der  Gläubiger
 teilt  der  Reorganisationsberater  den  Beschluss  der  Haupt-
 versammlung nach §  18 mit.
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§  20
 Gerichtliche Bestätigung des Reorganisationsplans

 (1)  Nach  der  Annahme  des  Reorganisationsplans  durch
 die  Beteiligten  bedarf  der  Reorganisationsplan  der  Bestäti-
 gung  durch  das  Oberlandesgericht.  Die  Bestätigung  oder
 deren  Versagung  erfolgt  durch  Beschluss,  der  in  einem  be-
 sonderen  Termin  zu  verkünden  ist.  Dieser  soll  spätestens
 einen  Monat  nach  der  Annahme  des  Reorganisationsplans
 stattfinden.

 (2) u n v e r ä n d e r t
 (2)  Auch  wenn  die  erforderlichen  Mehrheiten  in  einer
 Gläubigergruppe  nicht  erreicht  sind,  gilt  ihre  Zustimmung
 als erteilt, wenn

 1.  die  Gläubiger  dieser  Gruppe  durch  den  Reorganisations-
 plan  voraussichtlich  nicht  schlechter  gestellt  werden,  als
 sie ohne einen Reorganisationsplan stünden und

 2.  die  Gläubiger  dieser  Gruppe  angemessen  an  dem  wirt-
 schaftlichen  Wert  beteiligt  werden,  der  auf  der  Grund-
 lage  des  Reorganisationsplans  allen  Beteiligten  zuflie-
 ßen soll und

 3.  die  Mehrheit  der  abstimmenden  Gruppen  dem  Reorgani-
 sationsplan  mit  den  jeweils  erforderlichen  Mehrheiten
 zugestimmt hat.

 (3)  Eine  angemessene  Beteiligung  im  Sinne  des  Absat-
 zes  2  Nummer  2  liegt  vor,  wenn  nach  dem  Reorganisa-
 tionsplan

 1.  kein  anderer  Gläubiger  wirtschaftliche  Werte  erhält,  die
 den vollen Betrag seines Anspruchs übersteigen und

 2.  weder  ein  Gläubiger,  der  ohne  einen  Reorganisations-
 plan  mit  Nachrang  gegenüber  den  Gläubigern  der
 Gruppe  zu  befriedigen  wäre,  noch  das  Kreditinstitut  oder
 eine  an  ihm  beteiligte  Person  einen  wirtschaftlichen
 Wert erhält und

 3.  kein  Gläubiger,  der  ohne  einen  Reorganisationsplan
 gleichrangig  mit  den  Gläubigern  der  Gruppe  zu  befriedi-
 gen wäre, besser gestellt wird als diese Gläubiger.

 (4)  Falls  die  Zustimmung  der  Anteilsinhaber  verweigert
 wurde, gilt sie als erteilt, wenn

 1.  die  Mehrheit  der  abstimmenden  Gruppen  dem  Reorgani-
 sationsplan  mit  den  jeweils  erforderlichen  Mehrheiten
 zugestimmt hat und

 2.  die  im  Reorganisationsplan  vorgesehenen  Maßnahmen
 nach  den  §§  9  bis  11  dazu  dienen,  erhebliche  negative
 Folgeeffekte  bei  anderen  Unternehmen  des  Finanzsek-
 tors  infolge  der  Bestandsgefährdung  des  Kreditinstituts
 und  eine  Instabilität  des  Finanzsystems  zu  verhindern
 und  wenn  diese  Maßnahmen  hierzu  geeignet,  erforder-
 lich  und  angemessen  sind;  wenn  die  Anteilsinhaber  ein
 alternatives  Konzept  vorgelegt  haben,  ist  auch  dieses  zu
 berücksichtigen.

 (5)  Der  Reorganisationsberater  unterrichtet  die  Anteils-
 inhaber,  wenn  ihre  Zustimmung  nach  Absatz  4  ersetzt  wer-
 den soll, über die Internetseite des Kreditinstituts.

 §  20
 Gerichtliche Bestätigung des Reorganisationsplans

 (1)  Nach  der  Annahme  des  Reorganisationsplans  durch
 die  Beteiligten  bedarf  der  Reorganisationsplan  der  Bestäti-
 gung  durch  das  Oberlandesgericht.  Die  Bestätigung  oder
 deren  Versagung  erfolgt  durch  Beschluss,  der  in  einem  be-
 sonderen  Termin  zu  verkünden  ist.  Dieser  soll  spätestens
 drei  Monate  nach  der  Annahme  des  Reorganisationsplans
 stattfinden.

 (2) Die Bestätigung ist von Amts wegen zu versagen,
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(3) u n v e r ä n d e r t

 (4)  Der  Antrag  nach  Absatz  3  ist  nur  zulässig,  wenn  der
 Gläubiger  glaubhaft  macht,  dass  die  Voraussetzungen  des
 Absatzes  3  vorliegen  und  wenn  der  Reorganisationsberater
 keine  Sicherheit  leistet.  Leistet  der  Reorganisationsberater
 Sicherheit,  so  kann  der  Gläubiger  nur  außerhalb  des  Reor-
 ganisationsverfahrens  Klage  auf  angemessene  Beteiligung
 gegenüber dem Reorganisationsberater  erheben.

 (5) u n v e r ä n d e r t

 §  21
 u n v e r ä n d e r t
 1.  wenn  die  Vorschriften  über  den  Inhalt  und  die  verfah-
 rensmäßige  Behandlung  des  Reorganisationsplans  sowie
 über  die  Annahme  durch  die  Beteiligten  in  einem  we-
 sentlichen  Punkt  nicht  beachtet  worden  sind  und  der
 Mangel nicht behoben werden kann oder

 2.  wenn  die  Annahme  des  Reorganisationsplans  unlauter,
 insbesondere  durch  Begünstigung  eines  Beteiligten,  her-
 beigeführt worden ist oder

 3.  wenn  die  erforderlichen  Mehrheiten  nicht  erreicht  wur-
 den  und  die  Voraussetzungen  für  die  Ersetzung  der  Zu-
 stimmung nach §  19 Absatz 2 oder 4 nicht vorliegen.

 (3)  Auf  Antrag  eines  Gläubigers  ist  die  Bestätigung  des
 Reorganisationsplans zu versagen, wenn der Gläubiger

 1.  dem  Reorganisationsplan  spätestens  im  Abstimmungs-
 termin schriftlich widersprochen hat und

 2.  durch  den  Reorganisationsplan  voraussichtlich  schlech-
 ter  gestellt  wird,  als  er  ohne  einen  Reorganisationsplan
 stünde.

 (4)  Der  Antrag  nach  Absatz  3  ist  nur  zulässig,  wenn  der
 Gläubiger  glaubhaft  macht,  dass  die  Voraussetzungen  des
 Absatzes  3  vorliegen  und  wenn  der  Reorganisationsberater
 keine  Sicherheit  leistet.  Leistet  der  Reorganisationsberater
 Sicherheit,  so  kann  der  Gläubiger  nur  Klage  auf  angemes-
 sene Beteiligung erheben.

 (5)  Soll  die  Zustimmung  der  Anteilsinhaber  nach  §  19
 Absatz  4  ersetzt  werden,  so  ist  den  Anteilsinhabern  Gele-
 genheit  zur  Stellungnahme  zu  geben,  die  ihre  ablehnende
 Stimmabgabe  zur  Niederschrift  der  Hauptversammlung  ha-
 ben festhalten lassen.

 §  21
 Allgemeine Wirkungen des Reorganisationsplans;

 Eintragung ins Handelsregister

 (1)  Mit  der  gerichtlichen  Bestätigung  des  Reorganisations-
 plans  treten  die  Wirkungen  der  im  gestaltenden  Teil  festge-
 legten  Regelungen  einschließlich  der  Wirkungen  des  §  2
 Absatz  2  Satz  3  für  und  gegen  die  Planbeteiligten  ein.  So-
 weit  Rechte  an  Gegenständen  begründet,  geändert,  übertra-
 gen,  aufgehoben  oder  gesellschaftsrechtliche  Maßnahmen
 insbesondere  nach  den  §§  9  bis  11  durchgeführt  werden  sol-
 len,  gelten  die  in  den  Reorganisationsplan  aufgenommenen
 Willenserklärungen  der  Beteiligten  als  in  der  vorgeschrie-
 benen  Form  abgegeben.  Entsprechendes  gilt  für  die  in  den
 Reorganisationsplan  aufgenommenen  Verpflichtungserklä-
 rungen, die einer Maßnahme nach Satz 2 zugrunde liegen.

 (2)  Werden  Forderungen  von  Gläubigern  in  Anteile  am
 Kreditinstitut  umgewandelt,  kann  das  Kreditinstitut  nach
 der  gerichtlichen  Bestätigung  keine  Ansprüche  wegen  einer
 Überbewertung  der  umgewandelten  Forderungen  im  Reor-
 ganisationsplan  gegen  die  bisherigen  Gläubiger  geltend  ma-
 chen.

 (3)  Das  Oberlandesgericht  leitet  dem  für  das  Kreditinsti-
 tut  zuständigen  Registergericht  unverzüglich  eine  Ausferti-
 gung  des  Reorganisationsplans  zu  oder  beauftragt  den  Re-
 organisationsberater  mit  der  Zuleitung.  Das  Registergericht
 leitet  das  Eintragungsverfahren  von  Amts  wegen  ein.  Die  im
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§  22
 u n v e r ä n d e r t

 §  23
 u n v e r ä n d e r t

 Artikel 2

 Änderung des Kreditwesengesetzes

 Das  Kreditwesengesetz  in  der  Fassung  der  Bekanntma-
 chung  vom  9.  September  1998  (BGBl.  I  S.  2776),  das  zu-
 letzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  u n v e r ä n d e r t

 b)  u n v e r ä n d e r t

 c)  u n v e r ä n d e r t
 Reorganisationsplan  enthaltenen  eintragungspflichtigen  ge-
 sellschaftsrechtlichen  Maßnahmen  sind,  falls  sie  nicht  of-
 fensichtlich  nichtig  sind,  unverzüglich  in  das  Handelsregis-
 ter einzutragen.

 §  22
 Aufhebung des Reorganisationsverfahrens;

 Überwachung der Planerfüllung

 (1)  Mit  der  Bestätigung  des  Reorganisationsplans  oder
 deren  Versagung  beschließt  das  Oberlandesgericht  die  Auf-
 hebung des Reorganisationsverfahrens.

 (2)  Im  gestaltenden  Teil  des  Reorganisationsplans  kann
 vorgesehen  werden,  dass  der  Reorganisationsberater  die
 Erfüllung  des  Reorganisationsplans  auch  nach  Aufhebung
 des  Reorganisationsverfahrens  überwacht.  Das  Oberlandes-
 gericht beschließt die Aufhebung der Überwachung,

 1.  wenn  die  Ansprüche,  deren  Erfüllung  überwacht  wird,
 erfüllt  sind  oder  wenn  gewährleistet  ist,  dass  sie  erfüllt
 werden,

 2.  wenn  seit  der  Aufhebung  des  Reorganisationsverfahrens
 drei  Jahre  verstrichen  sind  und  kein  Antrag  auf  Durch-
 führung  eines  neuen  Reorganisationsverfahrens  vorliegt
 oder

 3.  wenn  die  Bundesanstalt  Maßnahmen  nach  den  §§  45c,
 46,  46b  oder  den  §§  48a  bis  48m  des  Kreditwesengeset-
 zes anordnet.

 (3)  Die  Beschlüsse  nach  den  Absätzen  1  und  2  sind  im
 elektronischen  Bundesanzeiger  und  auf  der  Internetseite  des
 Kreditinstituts bekanntzumachen.

 §  23
 Schutz von Finanzsicherheiten

 sowie von Zahlungs- und Wertpapiersystemen

 Die  Vorschriften  der  Insolvenzordnung  zum  Schutz  von
 Zahlungs-  sowie  Wertpapierliefer-  und  -abrechnungssyste-
 men  sowie  von  dinglichen  Sicherheiten  der  Zentralbanken
 und von Finanzsicherheiten sind entsprechend anzuwenden.

 Artikel 2

 Änderung des Kreditwesengesetzes

 Das  Kreditwesengesetz  in  der  Fassung  der  Bekanntma-
 chung  vom  9.  September  1998  (BGBl.  I  S.  2776),  das  zu-
 letzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Die Angabe zu §  45 wird wie folgt gefasst:

 „§  45  Maßnahmen  zur  Verbesserung  der  Eigenmit-
 telausstattung und der Liquidität“.

 b)  Nach  der  Angabe  zu  §  45b  wird  folgende  Angabe
 eingefügt:

 „§  45c  Sonderbeauftragter“.

 c)  Die Angabe zu §  46a wird wie folgt gefasst:

 „§  46a  (weggefallen)“.
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d)  u n v e r ä n d e r t

 e)  u n v e r ä n d e r t

 f)  Nach  der  Angabe  zu  §  52  wird  folgende  Angabe
 eingefügt:

 „§  52a  Verjährung  von  Ansprüchen  gegen  Organ-
 mitglieder von Kreditinstituten“.

 2.  u n v e r ä n d e r t

rungen  des  §  2  durch  Artikel  1  Nummer  4  des  Gesetzes  zur  Umsetzung  der
linie (Bundestagsdrucksachen 17/1720, 17/2472).
 d)  Die Angabe zu §  46c wird wie folgt gefasst:

 „§  46c  Insolvenzrechtliche  Fristen  und  Haftungsfra-
 gen“.

 e)  Nach  der  Angabe  zu  §  48  werden  die  folgenden  An-
 gaben eingefügt:

 „4a.  Maßnahmen  gegenüber  Kreditinstituten  bei
 Gefahren für die Stabilität des Finanzsystems

 §  48a  Übertragungsanordnung

 §  48b  Bestands- und Systemgefährdung

 §  48c  Fristsetzung;  Erlass  der  Übertragungsanord-
 nung

 §  48d  Gegenleistung; Ausgleichsverbindlichkeit

 §  48e  Inhalt der Übertragungsanordnung

 §  48f  Durchführung der Ausgliederung

 §  48g  Wirksamwerden  und  Wirkungen  der  Ausglie-
 derung

 §  48h  Haftung  des  Kreditinstituts;  Insolvenzfestig-
 keit der Ausgliederung

 §  48i  Gegenstände,  die  ausländischem  Recht  unter-
 liegen

 §  48j  Partielle Rückübertragung

 §  48k  Partielle Übertragung

 §  48l  Maßnahmen bei dem Kreditinstitut

 §  48m  Maßnahmen  bei  dem  übernehmenden  Rechts-
 träger

 §  48n  Unterrichtung

 §  48o  Maßnahmen  bei  übergeordneten  Unternehmen
 von Institutsgruppen

 §  48p  Maßnahmen bei Finanzholding-Gruppen

 §  48q  Maßnahmen bei Finanzkonglomeraten

 §  48r  Rechtsschutz

 §  48s  Beschränkung  der  Vollzugsfolgenbeseitigung;
 Entschädigung“.

 2.  §  2 wird wie folgt geändert1):

 a)  In  Absatz  5  Satz  1  wird  die  Angabe  „46a“  durch  die
 Angabe  „46  Absatz  1  Satz  2  Nummer  4  bis  6“  ersetzt.

 b)  Absatz 7 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  wird  die  Angabe  „46a  bis  46c“  durch
 die  Wörter  „46  Absatz  1  Satz  2  Nummer  4  bis  6
 sowie der §§  46b und 46c“ ersetzt.

 1)  Redaktioneller  Hinweis:  Die  Änderung  berücksichtigt  bereits  die  Ände
 geänderten Bankenrichtlinie und der geänderten Kapitaladäquanzricht
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3.  u n v e r ä n d e r t

 4.  u n v e r ä n d e r t

 5.  u n v e r ä n d e r t

 6.  u n v e r ä n d e r t

 7.  u n v e r ä n d e r t

 8.  §  45 wird wie folgt gefasst:

 „§  45
 Maßnahmen zur Verbesserung

 der Eigenmittelausstattung und der Liquidität

 (1) u n v e r ä n d e r t
 bb)  In  Satz  2  wird  die  Angabe  „46a  bis  46c“  durch
 die  Wörter  „46  Absatz  1  Satz  2  Nummer  4  bis  6
 sowie der §§  46b und 46c“ ersetzt.

 3.  In  §  8b  Absatz  2  Satz  3  Nummer  2  Buchstabe  c  wird  die
 Angabe  „§  45  Abs.  3“  durch  die  Angabe  „§  45  Absatz  4“
 ersetzt.

 4.  In  §  9  Absatz  1  Satz  1  werden  die  Wörter  „die  nach  §  46
 Abs.  1  Satz  2  Nr.  4  bestellten  Aufsichtspersonen“  durch
 die  Wörter  „die  nach  §  45c  bestellten  Sonderbeauftrag-
 ten“ ersetzt.

 5.  §  22o wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  wird  die  Angabe  „§  46a“  durch  die
 Angabe „§  46“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  2  Satz  2  wird  die  Angabe  „§  46a“  durch  die
 Angabe „§  46“ ersetzt.

 6.  §  35 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  2  Nummer  4  werden  die  Wörter  „über  das
 Institut  ein  Insolvenzverfahren  eröffnet  worden  ist
 oder sonst“ gestrichen.

 b)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

 „(2a)  Die  Erlaubnis  soll  durch  die  Bundesanstalt
 aufgehoben  werden,  wenn  über  das  Institut  ein  Insol-
 venzverfahren  eröffnet  oder  die  Auflösung  des  Ins-
 tituts  beschlossen  worden  ist.  Der  Wegfall  der  Er-
 laubnis  hindert  die  für  die  Liquidation  zuständigen
 Personen  nicht  daran,  bestimmte  Tätigkeiten  des  Ins-
 tituts  weiter  zu  betreiben,  soweit  dies  für  Zwecke  des
 Insolvenz-  oder  Liquidationsverfahrens  erforderlich
 oder angezeigt ist.“

 7.  §  36 Absatz 1a wird aufgehoben.

 8.  §  45 wird wie folgt gefasst:

 „§  45
 Maßnahmen zur Verbesserung

 der Eigenmittelausstattung und der Liquidität

 (1)  Wenn  die  Vermögens-,  Finanz-  oder  Ertragsent-
 wicklung  eines  Instituts  die  Annahme  rechtfertigt,  dass
 es  die  Anforderungen  des  §  10  Absatz  1  oder  Absatz  1b,
 des  §  45b  Absatz  1  Satz  2  oder  des  §  11  nicht  dauerhaft
 erfüllen  können  wird,  kann  die  Bundesanstalt  gegenüber
 dem  Institut  Maßnahmen  zur  Verbesserung  seiner  Ei-
 genmittelausstattung  und  Liquidität  anordnen,  insbeson-
 dere

 1.  eine  begründete  Darstellung  der  Entwicklung  der  we-
 sentlichen  Geschäftsaktivitäten  über  einen  Zeitraum
 von  mindestens  drei  Jahren,  einschließlich  Planbilan-
 zen,  Plangewinn-  und  -verlustrechnungen  sowie  der
 Entwicklung  der  bankaufsichtlichen  Kennzahlen  an-
 zufertigen  und  der  Bundesanstalt  und  der  Deutschen
 Bundesbank vorzulegen,

 2.  Maßnahmen  zur  besseren  Abschirmung  oder  Redu-
 zierung  der  vom  Institut  als  wesentlich  identifizierten
 Risiken  und  damit  verbundener  Risikokonzentratio-
 nen  zu  prüfen  und  gegenüber  der  Bundesanstalt  und
 der  Deutschen  Bundesbank  zu  berichten,  wobei  auch
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Konzepte  für  den  Ausstieg  aus  einzelnen  Geschäfts-
 bereichen  oder  die  Abtrennung  von  Instituts-  oder
 Gruppenteilen erwogen werden sollen,

 3.  über  geeignete  Maßnahmen  zur  Erhöhung  des  Kern-
 kapitals,  der  Eigenmittel  und  der  Liquidität  des  Insti-
 tuts  gegenüber  der  Bundesanstalt  und  der  Deutschen
 Bundesbank zu berichten,

 4.  ein  Konzept  zur  Abwendung  einer  möglichen  Gefah-
 renlage  im  Sinne  des  §  35  Absatz  2  Nummer  4  zu  ent-
 wickeln  und  der  Bundesanstalt  und  der  Deutschen
 Bundesbank vorzulegen.

 Die  Annahme,  dass  das  Institut  die  Anforderungen  des
 §  10  Absatz  1  oder  Absatz  1b,  des  §  45b  Absatz  1  Satz  2
 oder  des  §  11  nicht  dauerhaft  erfüllen  können  wird,  ist
 regelmäßig gerechtfertigt, wenn sich

 1.  die  Gesamtkennziffer  über  das  prozentuale  Verhält-
 nis  der  anrechenbaren  Eigenmittel  und  der  mit  12,5
 multiplizierten  Summe  aus  dem  Gesamtanrechnungs-
 betrag  für  Adressrisiken,  dem  Anrechungsbetrag  für
 das  operationelle  Risiko  und  der  Summe  der  Anrech-
 nungsbeträge  für  Marktrisikopositionen  einschließ-
 lich  der  Optionsgeschäfte  nach  der  Rechtsverordnung
 nach  §  10  Absatz  1  Satz  9  von  einem  Meldestichtag
 zum  nächsten  um  mindestens  10  Prozent  oder  die
 nach  der  Rechtsverordnung  nach  §  11  Absatz  1  zu
 ermittelnde  Liquiditätskennziffer  von  einem  Melde-
 stichtag  zum  nächsten  um  mindestens  25  Prozent  ver-
 ringert  hat  und  aufgrund  dieser  Entwicklung  mit
 einem  Unterschreiten  der  Mindestanforderungen  in-
 nerhalb  der  nächsten  zwölf  Monate  zu  rechen  ist  oder

 2.  die  Gesamtkennziffer  über  das  prozentuale  Verhält-
 nis  der  anrechenbaren  Eigenmittel  und  der  mit  12,5
 multiplizierten  Summe  aus  dem  Gesamtanrechnungs-
 betrag  für  Adressrisiken,  dem  Anrechnungsbetrag  für
 das  operationelle  Risiko  und  der  Summe  der  Anrech-
 nungsbeträge  für  Marktrisikopositionen  einschließ-
 lich  der  Optionsgeschäfte  nach  der  Rechtsverordnung
 nach  §  10  Absatz  1  Satz  9  an  mindestens  drei  aufein-
 ander  folgenden  Meldestichtagen  um  jeweils  mehr
 als  3  Prozent  oder  die  nach  der  Rechtsverordnung
 nach  §  11  Absatz  1  zu  ermittelnde  Liquiditätskenn-
 ziffer  an  mindestens  drei  aufeinander  folgenden  Mel-
 destichtagen  um  jeweils  mehr  als  10  Prozent  verrin-
 gert  hat  und  aufgrund  dieser  Entwicklung  mit  einem
 Unterschreiten  der  Mindestanforderungen  innerhalb
 der  nächsten  18  Monate  zu  rechnen  ist  und  keine  Tat-
 sachen  offensichtlich  sind,  die  die  Annahme  recht-
 fertigen,  dass  die  Mindestanforderungen  mit  über-
 wiegender  Wahrscheinlichkeit  nicht  unterschritten
 werden.  Neben  oder  an  Stelle  der  Maßnahmen  nach
 Satz  1  kann  die  Bundesanstalt  auch  Maßnahmen  nach
 Absatz  2  Satz  1  Nummer  1  bis  6  anordnen,  wenn  die
 Maßnahmen  nach  Satz  1  keine  ausreichende  Gewähr
 dafür  bieten,  die  Einhaltung  der  Anforderungen  des
 §  10  Absatz  1  oder  Absatz  1b,  des  §  45b  Absatz  1
 Satz  2  oder  des  §  11  nachhaltig  zu  sichern;  insoweit
 ist Absatz 5 entsprechend anzuwenden.
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(2) u n v e r ä n d e r t

 (3) u n v e r ä n d e r t
 (2)  Entsprechen  bei  einem  Institut  die  Eigenmittel  nicht
 den  Anforderungen  des  §  10  Absatz  1  oder  Absatz  1b  oder
 des  §  45b  Absatz  1  Satz  2  oder  die  Anlage  seiner  Mittel
 nicht  den  Anforderungen  des  §  11,  kann  die  Bundes-
 anstalt

 1.  Entnahmen  durch  die  Inhaber  oder  Gesellschafter  so-
 wie  die  Ausschüttung  von  Gewinnen  untersagen  oder
 beschränken;

 2.  bilanzielle  Maßnahmen  untersagen  oder  beschrän-
 ken,  die  dazu  dienen,  einen  entstandenen  Jahresfehl-
 betrag  auszugleichen  oder  einen  Bilanzgewinn  aus-
 zuweisen;

 3.  anordnen,  dass  die  Auszahlung  jeder  Art  von  Erträ-
 gen  auf  Eigenmittelinstrumente,  außer  solchen  nach
 §  10  Absatz  5a,  insgesamt  oder  teilweise  ersatzlos
 entfällt,  wenn  sie  nicht  vollständig  durch  einen  erziel-
 ten Jahresüberschuss gedeckt sind;

 4.  die  Gewährung  von  Krediten  im  Sinne  von  §  19  Ab-
 satz 1 untersagen oder beschränken;

 5.  anordnen,  dass  das  Institut  Maßnahmen  zur  Reduzie-
 rung  von  Risiken  ergreift,  soweit  sich  diese  aus  be-
 stimmten  Arten  von  Geschäften  und  Produkten  oder
 der Nutzung bestimmter Systeme ergeben;

 6.  die  Auszahlung  variabler  Vergütungsbestandteile  un-
 tersagen  oder  auf  einen  bestimmten  Anteil  des  Jahres-
 ergebnisses  beschränken;  dies  gilt  nicht  für  variable
 Vergütungsbestandteile,  die  durch  Tarifvertrag  oder  in
 seinem  Geltungsbereich  durch  Vereinbarung  der  Ar-
 beitsvertragsparteien  über  die  Anwendung  der  tarif-
 vertraglichen  Regelungen  oder  aufgrund  eines  Tarif-
 vertrags  in  einer  Betriebs-  oder  Dienstvereinbarung
 vereinbart sind, und

 7.  anordnen,  dass  das  Institut  darlegt,  wie  und  in  wel-
 chem  Zeitraum  die  Eigenmittelausstattung  oder  Li-
 quidität  des  Instituts  nachhaltig  wiederhergestellt
 werden  soll  (Restrukturierungsplan)  und  der  Bundes-
 anstalt  und  der  Deutschen  Bundesbank  regelmäßig
 über  den  Fortschritt  dieser  Maßnahmen  zu  berichten
 ist.

 Der  Restrukturierungsplan  nach  Satz  1  Nummer  7  muss
 transparent,  plausibel  und  begründet  sein.  In  ihm  sind
 konkrete  Ziele,  Zwischenziele  und  Fristen  für  die  Um-
 setzung  der  dargelegten  Maßnahmen  zu  benennen,  die
 von  der  Bundesanstalt  überprüft  werden  können.  Die
 Bundesanstalt  kann  jederzeit  Einsicht  in  den  Restruktu-
 rierungsplan  und  die  zugehörigen  Unterlagen  nehmen.
 Die  Bundesanstalt  kann  die  Änderung  des  Restrukturie-
 rungsplans  verlangen  und  hierfür  Vorgaben  machen,
 wenn  sie  die  angegebenen  Ziele,  Zwischenziele  und  Um-
 setzungsfristen  für  nicht  ausreichend  hält  oder  das  Insti-
 tut sie nicht einhält.

 (3)  Die  Absätze  1  und  2  Satz  1  Nummer  1  bis  3  und  5
 bis  7  sind  auf  übergeordnete  Unternehmen  im  Sinne  des
 §  10a  Absatz  1  bis  5  sowie  auf  Institute  im  Sinne  des
 §  10a  Absatz  14  entsprechend  anzuwenden,  wenn  die
 zusammengefassten  Eigenmittel  der  gruppenangehöri-
 gen  Unternehmen  den  Anforderungen  des  §  10  Absatz  1
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(4) u n v e r ä n d e r t

 (5)  Die  Bundesanstalt  darf  die  in  den  Absätzen  2  bis  4
 bezeichneten  Anordnungen  erst  treffen,  wenn  das  Insti-
 tut  oder  die  gemischte  Finanzholding-Gesellschaft  den
 Mangel  nicht  innerhalb  einer  von  der  Bundesanstalt  zu
 bestimmenden  Frist  behoben  hat.  Soweit  dies  zur  Ver-
 hinderung  einer  kurzfristig  zu  erwartenden  Verschlech-
 terung  der  Eigenmittelausstattung  oder  der  Liquidität  des
 Instituts  erforderlich  ist  oder  bereits  Maßnahmen  nach
 Absatz  1  Satz  1  ergriffen  wurden,  sind  solche  Anordnun-
 gen  auch  ohne  vorherige  Androhung  mit  Fristsetzung
 zulässig.  Beschlüsse  über  die  Gewinnausschüttung  sind
 insoweit  nichtig,  als  sie  einer  Anordnung  nach  den  Ab-
 sätzen  2  bis  4  widersprechen.  Soweit  Regelungen  in  Ver-
 trägen  über  Eigenmittelinstrumente  einer  Anordnung
 nach  den  Absätzen  2  bis  4  widersprechen,  können  aus
 ihnen  keine  Rechte  hergeleitet  werden.  Im  Falle  einer
 Untersagung  der  Auszahlung  von  variablen  Vergü-
 tungsbestandteilen  gemäß  Absatz  2  Satz  1  Nummer  6
 kann  die  Bundesanstalt  anordnen,  dass  die  Ansprü-
 che  auf  Gewährung  variabler  Vergütung  ganz  oder
 teilweise erlöschen, wenn

 1.  das  Institut  innerhalb  eines  Zeitraums  von  zwei
 Jahren  nach  der  Untersagung  der  Auszahlung  fi-
 nanzielle  Leistungen  des  Restrukturierungsfonds
 oder  des  Finanzmarkstabilisierungsfonds  in  An-
 spruch  nimmt  und  die  Voraussetzungen  für  die  Un-
 tersagung  der  Auszahlung  bis  zu  diesem  Zeitpunkt
 nicht  oder  allein  aufgrund  dieser  Leistungen  weg-
 gefallen sind,

 2.  innerhalb  eines  Zeitraums  von  zwei  Jahren  nach
 der  Untersagung  der  Auszahlung  eine  Anordnung
 der  Bundesanstalt  nach  Absatz  2  Nummer  1  bis  5
 oder 7 getroffen wird oder fortbesteht, oder
 oder  Absatz  1b  oder  des  §  45b  Absatz  1  nicht  entspre-
 chen.  Bei  einem  gruppenangehörigen  Institut,  das  von
 der  Ausnahmeregelung  nach  §  2a  Absatz  1,  5  oder  6  Ge-
 brauch  macht,  kann  die  Bundesanstalt  die  Anwendung
 dieser  Ausnahmeregelung  hinsichtlich  der  Vorschriften
 des  §  10  sowie  der  §§  13  und  13a  vorübergehend  insge-
 samt oder teilweise aussetzen.

 (4)  Entsprechen  bei  einem  Finanzkonglomerat  die  Ei-
 genmittel  nicht  den  Anforderungen  des  §  10b  Absatz  1,
 kann die Bundesanstalt

 1.  gegenüber  einem  in  der  Banken-  und  Wertpapier-
 dienstleistungsbranche  tätigen  übergeordneten  Fi-
 nanzkonglomeratsunternehmen  im  Sinne  des  §  10b
 Absatz  3  Satz  6  bis  8  oder  Absatz  4  Maßnahmen  nach
 Absatz 2 treffen und

 2.  gegenüber  einer  gemischten  Finanzholding-Gesell-
 schaft  die  erforderlichen  und  geeigneten  Maßnahmen
 treffen;  sie  kann  insbesondere  Entnahmen  durch  den
 Inhaber  oder  Gesellschafter  und  die  Ausschüttung
 von Gewinnen untersagen oder beschränken.

 (5)  Die  Bundesanstalt  darf  die  in  den  Absätzen  2  bis  4
 bezeichneten  Anordnungen  erst  treffen,  wenn  das  Insti-
 tut  oder  die  gemischte  Finanzholding-Gesellschaft  den
 Mangel  nicht  innerhalb  einer  von  der  Bundesanstalt  zu
 bestimmenden  Frist  behoben  hat.  Soweit  dies  zur  Ver-
 hinderung  einer  kurzfristig  zu  erwartenden  Verschlech-
 terung  der  Eigenmittelausstattung  oder  der  Liquidität  des
 Instituts  erforderlich  ist  oder  bereits  Maßnahmen  nach
 Absatz  1  Satz  1  ergriffen  wurden,  sind  solche  Anordnun-
 gen  auch  ohne  vorherige  Androhung  mit  Fristsetzung
 zulässig.  Beschlüsse  über  die  Gewinnausschüttung  sind
 insoweit  nichtig,  als  sie  einer  Anordnung  nach  den  Ab-
 sätzen  2  bis  4  widersprechen.  Soweit  Regelungen  in  Ver-
 trägen  über  Eigenmittelinstrumente  einer  Anordnung
 nach  den  Absätzen  2  bis  4  widersprechen,  können  aus
 ihnen  keine  Rechte  hergeleitet  werden.  Institute  müssen
 der  Untersagungs-  und  Beschränkungsbefugnis  des  Ab-
 satzes  2  Satz  1  Nummer  6  in  entsprechenden  vertragli-
 chen  Vereinbarungen  mit  ihren  Geschäftsleitern  und
 Mitarbeitern  Rechnung  tragen.  Soweit  vertragliche  Ver-
 einbarungen  über  die  Gewährung  einer  variablen  Ver-
 gütung  einer  Untersagung  oder  Beschränkung  oder
 nach  Absatz  2  Satz  1  Nummer  6  entgegenstehen,  können
 aus ihnen keine Rechte hergeleitet werden.“
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3.  innerhalb  eines  Zeitraums  von  zwei  Jahren  nach
 der  Untersagung  der  Auszahlung  Maßnahmen  nach
 §  46 oder nach §  48a getroffen werden.

 Eine  solche  Anordnung  darf  insbesondere  ergehen,
 wenn

 1.  von  den  Ansprüchen  auf  Gewährung  variabler
 Vergütung  Anreize  ausgehen,  die  einer  nachhalti-
 gen  Geschäftspolitik  des  Instituts  entgegenstehen,
 oder

 2.  anzunehmen  ist,  dass  ohne  die  Gewährung  finan-
 zieller  Leistungen  des  Restrukturierungsfonds
 oder  des  Finanzmarktstabilisierungsfonds  das  Ins-
 titut  nicht  in  der  Lage  gewesen  wäre,  die  variable
 Vergütung  zu  gewähren.  Ist  anzunehmen,  dass
 das  Institut  einen  Teil  der  variablen  Vergütung
 hätte  gewähren  können,  ist  die  variable  Vergü-
 tung angemessen zu kürzen.

 Die  Sätze  5  und  6  gelten  nicht,  soweit  die  Ansprüche
 auf  Gewährung  variabler  Vergütung  vor  dem  1.  Ja-
 nuar  2011  entstanden  sind.  Institute  müssen  der  An-
 ordnungsbefugnis  nach  Absatz  2  Satz  1  Nummer  6
 und  der  Regelung  in  Satz  5  in  entsprechenden  ver-
 traglichen  Vereinbarungen  mit  ihren  Geschäftslei-
 tern  und  Mitarbeitern  Rechnung  tragen.  Soweit  ver-
 tragliche  Vereinbarungen  über  die  Gewährung  einer
 variablen  Vergütung  einer  Anordnung  nach  Absatz  2
 Satz  1  Nummer  6  oder  der  Regelung  in  Satz  5  entge-
 genstehen,  können  aus  ihnen  keine  Rechte  hergeleitet
 werden.

 9.  Nach §  45b wird folgender §  45c eingefügt:

 „§  45c
 Sonderbeauftragter

 (1)  Die  Bundesanstalt  kann  einen  Sonderbeauftragten
 bestellen,  diesen  mit  der  Wahrnehmung  von  Aufgaben
 bei  einem  Institut  betrauen  und  ihm  die  hierfür  erforder-
 lichen  Befugnisse  übertragen.  Der  Sonderbeauftragte
 muss  unabhängig,  zuverlässig  und  zur  ordnungsgemä-
 ßen  Wahrnehmung  der  ihm  übertragenen  Aufgaben  im
 Sinne  einer  nachhaltigen  Geschäftspolitik  des  Insti-
 tuts  und  der  Wahrung  der  Finanzmarktstabilität  ge-
 eignet  sein;  soweit  der  Sonderbeauftragte  Aufgaben
 eines  Geschäftsleiters  oder  eine  Organs  übernimmt,
 muss  er  Gewähr  für  die  erforderliche  fachliche  Eig-
 nung  bieten.  Er  ist  im  Rahmen  seiner  Aufgaben  berech-
 tigt,  von  den  Mitgliedern  der  Organe  und  den  Beschäf-
 tigten  des  Instituts  Auskünfte  und  die  Vorlage  von
 Unterlagen  zu  verlangen,  an  allen  Sitzungen  und  Ver-
 sammlungen  der  Organe  und  sonstiger  Gremien  des  Ins-
 tituts  in  beratender  Funktion  teilzunehmen,  die  Ge-
 schäftsräume  des  Instituts  zu  betreten,  Einsicht  in  dessen
 Geschäftspapiere  und  Bücher  zu  nehmen  und  Nachfor-
 schungen  anzustellen.  Die  Organe  und  Organmitglieder
 haben  den  Sonderbeauftragten  bei  der  Wahrnehmung
 seiner  Aufgaben  zu  unterstützen.  Er  ist  gegenüber  der
 Bundesanstalt  zur  Auskunft  über  alle  Erkenntnisse  im
 Rahmen seiner Tätigkeit verpflichtet.
 9.  Nach §  45b wird folgender §  45c eingefügt:

 „§  45c
 Sonderbeauftragter

 (1)  Die  Bundesanstalt  kann  einen  Sonderbeauftragten
 bestellen,  diesen  mit  der  Wahrnehmung  von  Aufgaben
 bei  einem  Institut  betrauen  und  ihm  die  hierfür  erforder-
 lichen  Befugnisse  übertragen.  Der  Sonderbeauftragte
 muss  zuverlässig  und  zur  ordnungsgemäßen  Wahrneh-
 mung  der  Aufgaben  geeignet  sein.  Er  ist  im  Rahmen  sei-
 ner  Aufgaben  berechtigt,  von  den  Mitgliedern  der  Or-
 gane  und  den  Beschäftigten  des  Instituts  Auskünfte  und
 die  Vorlage  von  Unterlagen  zu  verlangen,  an  allen  Sit-
 zungen  und  Versammlungen  der  Organe  und  sonstiger
 Gremien  des  Instituts  in  beratender  Funktion  teilzuneh-
 men,  die  Geschäftsräume  des  Instituts  zu  betreten,  Ein-
 sicht  in  dessen  Geschäftspapiere  und  Bücher  zu  nehmen
 und  Nachforschungen  anzustellen.  Die  Organe  und  Or-
 ganmitglieder  haben  den  Sonderbeauftragten  bei  der
 Wahrnehmung  seiner  Aufgaben  zu  unterstützen.  Er  ist
 gegenüber  der  Bundesanstalt  zur  Auskunft  über  alle  Er-
 kenntnisse im Rahmen seiner Tätigkeit verpflichtet.



Drucksache 17/3407 – 26 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode

E n t w u r f B e s c h l ü s s e  d e s  7 .  A u s s c h u s s e s
(2) u n v e r ä n d e r t
 (2)  Die  Bundesanstalt  kann  dem  Sonderbeauftragten
 insbesondere übertragen:

 1.  die  Aufgaben  und  Befugnisse  eines  oder  mehrerer
 Geschäftsleiter  wahrzunehmen,  wenn  Tatsachen
 vorliegen,  aus  denen  sich  ergibt,  dass  der  oder  die
 Geschäftsleiter  des  Instituts  nicht  zuverlässig  sind
 oder  nicht  die  zur  Leitung  des  Instituts  erforderliche
 fachliche Eignung haben;

 2.  die  Aufgaben  und  Befugnisse  eines  oder  mehrerer
 Geschäftsleiter  wahrzunehmen,  wenn  das  Institut
 nicht  mehr  über  die  erforderliche  Anzahl  von  Ge-
 schäftsleitern  verfügt,  insbesondere  weil  die  Bun-
 desanstalt  die  Abberufung  eines  Geschäftsleiters
 verlangt  oder  ihm  die  Ausübung  seiner  Tätigkeit  un-
 tersagt hat;

 3.  die  Aufgaben  und  Befugnisse  von  Organen  des
 Instituts  insgesamt  oder  teilweise  wahrzunehmen,
 wenn  die  Voraussetzungen  des  §  36  Absatz  3  Satz  3
 oder Satz 4 vorliegen;

 4.  die  Aufgaben  und  Befugnisse  von  Organen  des  Ins-
 tituts  insgesamt  oder  teilweise  wahrzunehmen,  wenn
 die  Aufsicht  über  das  Institut  aufgrund  von  Tatsachen
 im Sinne des §  33 Absatz 3 beeinträchtigt ist;

 5.  geeignete  Maßnahmen  zur  Herstellung  und  Siche-
 rung  einer  ordnungsgemäßen  Geschäftsorganisation
 einschließlich  eines  angemessenen  Risikomanage-
 ments  zu  ergreifen,  wenn  das  Institut  nachhaltig  ge-
 gen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes,  des  Gesetzes
 über  Bausparkassen,  des  Depotgesetzes,  des  Geld-
 wäschegesetzes,  des  Investmentgesetzes,  des  Pfand-
 briefgesetzes,  des  Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes
 oder  des  Wertpapierhandelsgesetzes,  gegen  die  zur
 Durchführung  dieser  Gesetze  erlassenen  Verordnun-
 gen  oder  gegen  Anordnungen  der  Bundesanstalt  ver-
 stoßen hat;

 6.  zu  überwachen,  dass  Anordnungen  der  Bundesan-
 stalt gegenüber dem Institut beachtet werden;

 7.  einen  Restrukturierungsplan  für  das  Institut  zu  erstel-
 len,  wenn  die  Voraussetzungen  des  §  45  Absatz  1
 Satz  3  oder  Absatz  2  vorliegen,  die  Ausführung  eines
 Restrukturierungsplans  zu  begleiten  und  die  Befug-
 nisse  nach  §  45  Absatz  2  Satz  4  und  5  wahrzunehmen;

 8.  Maßnahmen  des  Instituts  zur  Abwendung  einer  Ge-
 fahr  im  Sinne  des  §  35  Absatz  2  Nummer  4  oder  des
 §  46  Absatz  1  Satz  1  zu  überwachen,  selbst  Maß-
 nahmen  zur  Abwendung  einer  Gefahr  zu  ergreifen
 oder  die  Einhaltung  von  Maßnahmen  der  Bundesan-
 stalt nach §  46 zu überwachen;

 9.  eine  Übertragungsanordnung  nach  §  48a  vorzuberei-
 ten;

 10.  Schadenersatzansprüche  gegen  Organmitglieder
 oder  ehemalige  Organmitglieder  zu  prüfen,  wenn  An-
 haltspunkte  für  einen  Schaden  des  Instituts  durch  eine
 Pflichtverletzung von Organmitgliedern vorliegen.
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(3) u n v e r ä n d e r t

 (4) u n v e r ä n d e r t

 (5) u n v e r ä n d e r t

 (6) u n v e r ä n d e r t

 (7) u n v e r ä n d e r t

 (8) u n v e r ä n d e r t
 (3)  Soweit  der  Sonderbeauftragte  in  die  Aufgaben  und
 Befugnisse  eines  Organs  oder  Organmitglieds  des  Insti-
 tuts  insgesamt  eintritt,  ruhen  die  Aufgaben  und  Befug-
 nisse  des  betroffenen  Organs  oder  Organmitglieds.  Der
 Sonderbeauftragte  kann  nicht  gleichzeitig  die  Funktion
 eines  oder  mehrerer  Geschäftsleiter  und  eines  oder  meh-
 rerer  Mitglieder  eines  Verwaltungs-  oder  Aufsichtsor-
 gans  wahrnehmen.  Werden  dem  Sonderbeauftragten  für
 die  Wahrnehmung  einer  Aufgabe  nur  teilweise  die  Be-
 fugnisse  eines  Organs  oder  Organmitglieds  eingeräumt,
 hat  dies  keine  Auswirkung  auf  die  Befugnisse  des  be-
 stellten  Organs  oder  Organmitglieds  des  Instituts.  Die
 umfassende  Übertragung  aller  Aufgaben  und  Befugnisse
 eines  oder  mehrerer  Geschäftsleiter  auf  den  Sonderbe-
 auftragten  kann  nur  in  den  Fällen  des  Absatzes  2  Num-
 mer  1,  2  und  4  erfolgen.  Seine  Vertretungsbefugnis  rich-
 tet  sich  dabei  nach  der  Vertretungsbefugnis  des  oder  der
 Geschäftsleiter,  an  dessen  oder  deren  Stelle  der  Sonder-
 beauftragte  bestellt  ist.  Solange  die  Bundesanstalt  einem
 Sonderbeauftragten  die  Funktion  eines  Geschäftsleiters
 übertragen  hat,  können  die  nach  anderen  Rechtsvor-
 schriften  hierzu  berufenen  Personen  oder  Organe  ihr
 Recht,  einen  Geschäftsleiter  zu  bestellen,  nur  mit  Zu-
 stimmung der Bundesanstalt ausüben.

 (4)  Überträgt  die  Bundesanstalt  die  Wahrnehmung
 von  Aufgaben  und  Befugnisse  eines  Geschäftsleiters
 nach  Absatz  2  Nummer  1  oder  2  auf  einen  Sonderbeauf-
 tragten,  werden  die  Übertragung,  die  Vertretungsbefug-
 nis  sowie  die  Aufhebung  der  Übertragung  von  Amts  we-
 gen in das Handelsregister eingetragen.

 (5)  Das  Organ  des  Instituts,  das  für  den  Ausschluss
 von  Gesellschaftern  von  der  Geschäftsführung  und  Ver-
 tretung  oder  die  Abberufung  geschäftsführungs-  oder
 vertretungsbefugter  Personen  zuständig  ist,  kann  bei
 Vorliegen  eines  wichtigen  Grundes  beantragen,  die
 Übertragung  der  Funktion  eines  Geschäftsleiters  auf  den
 Sonderbeauftragten aufzuheben.

 (6)  Die  durch  die  Bestellung  des  Sonderbeauftragten
 entstehenden  Kosten  einschließlich  der  diesem  zu  ge-
 währenden  angemessenen  Auslagen  und  der  Vergütung
 fallen  dem  Institut  zur  Last.  Die  Höhe  der  Vergütung
 setzt  die  Bundesanstalt  fest.  Die  Bundesanstalt  schießt
 die  Auslagen  und  die  Vergütung  auf  Antrag  des  Sonder-
 beauftragten vor.

 (7)  Der  Sonderbeauftragte  haftet  für  Vorsatz  und  Fahr-
 lässigkeit.  Bei  fahrlässigem  Handeln  beschränkt  sich  die
 Ersatzpflicht  des  Sonderbeauftragten  auf  1  Mio.  Euro.
 Handelt  es  sich  um  eine  Aktiengesellschaft,  deren  Aktien
 zum  Handel  im  regulierten  Markt  zugelassen  sind,  be-
 schränkt sich die Ersatzpflicht auf 50 Millionen Euro.

 (8)  Die  Absätze  1  bis  7  gelten  entsprechend  für  Fi-
 nanzholding-Gesellschaften,  die  nach  §  10a  Absatz  3
 Satz  6  oder  7  als  übergeordnetes  Unternehmen  gelten
 und  bezüglich  der  Personen,  die  die  Geschäfte  derartiger
 Finanzholding-Gesellschaften tatsächlich führen.“
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10.  u n v e r ä n d e r t
 10.  §  46 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  3  wird  am  Ende  das  Wort  „und“
 durch ein Komma ersetzt.

 bb)  Nummer  4  wird  durch  die  folgenden  Nummern
 4 bis 6 ersetzt:

 „4.  vorübergehend  ein  Veräußerungs-  und
 Zahlungsverbot an das Institut erlassen,

 5.  die  Schließung  des  Instituts  für  den  Ver-
 kehr mit der Kundschaft anordnen und

 6.  die  Entgegennahme  von  Zahlungen,  die
 nicht  zur  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten
 gegenüber  dem  Institut  bestimmt  sind,  ver-
 bieten,  es  sei  denn,  die  zuständige  Entschä-
 digungseinrichtung  oder  sonstige  Siche-
 rungseinrichtung  stellt  die  Befriedigung  der
 Berechtigten in vollem Umfang sicher.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Die  zuständige  Entschädigungseinrichtung
 oder  sonstige  Sicherungseinrichtung  kann  ihre  Ver-
 pflichtungserklärung  im  Sinne  des  Absatzes  1  Satz  2
 Nummer  6  davon  abhängig  machen,  dass  einge-
 hende  Zahlungen,  soweit  sie  nicht  zur  Erfüllung  von
 Verbindlichkeiten  nach  Absatz  1  Satz  2  Nummer  6
 gegenüber  dem  Institut  bestimmt  sind,  von  dem  im
 Zeitpunkt  des  Erlasses  des  Veräußerungs-  und  Zah-
 lungsverbots  nach  Absatz  1  Satz  2  Nummer  4  vor-
 handenen  Vermögen  des  Instituts  zugunsten  der
 Einrichtung  getrennt  gehalten  und  verwaltet  werden.
 Das  Institut  darf  nach  Erlass  des  Veräußerungs-  und
 Zahlungsverbots  nach  Absatz  1  Satz  2  Nummer  4
 die  im  Zeitpunkt  des  Erlasses  laufenden  Geschäfte
 abwickeln  und  neue  Geschäfte  eingehen,  soweit
 diese  zur  Abwicklung  erforderlich  sind,  wenn  und
 soweit  die  zuständige  Entschädigungseinrichtung
 oder  sonstige  Sicherungseinrichtung  die  zur  Durch-
 führung  erforderlichen  Mittel  zur  Verfügung  stellt
 oder  sich  verpflichtet,  aus  diesen  Geschäften  insge-
 samt  entstehende  Vermögensminderungen  des  Insti-
 tuts,  soweit  dies  zur  vollen  Befriedigung  sämtlicher
 Gläubiger  erforderlich  ist,  diesem  zu  erstatten.  Die
 Bundesanstalt  kann  darüber  hinaus  Ausnahmen  vom
 Veräußerungs-  und  Zahlungsverbot  nach  Absatz  1
 Satz  2  Nummer  4  zulassen,  soweit  dies  für  die
 Durchführung  der  Geschäfte  oder  die  Verwaltung
 des  Instituts  sachgerecht  ist.  Sie  kann  eine  Betrags-
 grenze  festsetzen,  bis  zu  der  ein  Sonderbeauftragter
 Ausnahmen  vom  Veräußerungs-  und  Zahlungs-
 verbot  zulassen  kann.  Solange  Maßnahmen  nach
 Absatz  1  Satz  2  Nummer  4  bis  6  andauern,  sind
 Zwangsvollstreckungen,  Arreste  und  einstweilige
 Verfügungen  in  das  Vermögen  des  Instituts  nicht
 zulässig.  Die  Vorschriften  der  Insolvenzordnung
 zum  Schutz  von  Zahlungs-  sowie  Wertpapierliefer-
 und  -abrechnungssystemen  einschließlich  interope-
 rabler  Systeme  sowie  von  dinglichen  Sicherheiten
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11.  u n v e r ä n d e r t

 12.  u n v e r ä n d e r t

 13.  u n v e r ä n d e r t

gänzung  der  entsprechenden  Regelung  durch  Artikel  1  Nr.  38  des  Gesetzes
apitaladäquanzrichtlinie (Bundestagsdrucksachen 17/1720, 17/2472).
 der  Zentralbanken  und  von  Finanzsicherheiten  fin-
 den entsprechend Anwendung.“2)

 c)  Absatz 3 wird aufgehoben.

 11.  §  46a wird aufgehoben.

 12.  §  46b wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  Die Sätze 5 und 6 werden wie folgt gefasst:

 „Im  Falle  der  drohenden  Zahlungsunfähigkeit
 darf  die  Bundesanstalt  den  Antrag  jedoch  nur
 mit  Zustimmung  des  Instituts  und  im  Falle  einer
 nach  §  10a  Absatz  3  Satz  6  oder  Satz  7  als  über-
 geordnetes  Unternehmen  geltenden  Finanzhol-
 ding-Gesellschaft  mit  deren  Zustimmung  stel-
 len.  Vor  der  Bestellung  des  Insolvenzverwalters
 hat  das  Insolvenzgericht  die  Bundesanstalt  zu
 dessen Eignung zu hören.“

 bb)  Die folgenden Sätze werden angefügt:

 „Das  Insolvenzgericht  übersendet  der  Bundes-
 anstalt  alle  weiteren,  das  Verfahren  betreffen-
 den  Beschlüsse  und  erteilt  auf  Anfrage  Aus-
 kunft  zum  Stand  und  Fortgang  des  Verfahrens.
 Die  Bundesanstalt  kann  Einsicht  in  die  Insol-
 venzakten nehmen.“

 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

 „(3)  Der  Insolvenzverwalter  informiert  die  Bun-
 desanstalt  laufend  über  Stand  und  Fortgang  des  In-
 solvenzverfahrens,  insbesondere  durch  Überlassung
 der  Berichte  für  das  Insolvenzgericht,  die  Gläubi-
 gerversammlung  oder  einen  Gläubigerausschuss.
 Die  Bundesanstalt  kann  darüber  hinaus  weitere  Aus-
 künfte  und  Unterlagen  zum  Insolvenzverfahren  ver-
 langen.“

 13.  §  46c wird wie folgt gefasst:

 „§  46c
 Insolvenzrechtliche Fristen und Haftungsfragen

 (1)  Die  nach  den  §§  88  und  130  bis  136  der  Insol-
 venzordnung  vom  Tag  des  Antrags  auf  Eröffnung  des
 Insolvenzverfahrens  an  zu  berechnenden  Fristen  sind
 vom  Tag  des  Erlasses  einer  Maßnahme  nach  §  46  Ab-
 satz 1 an zu berechnen.

 (2)  Es  wird  vermutet,  dass  Leistungen  des  Instituts,
 die  zwischen  einer  Anordnung  der  Bundesanstalt  nach
 §  46  Absatz  1  Satz  2  Nummer  4  bis  6  und  dem  Insol-
 venzantrag  erfolgten  und  nach  §  46  zulässig  sind,  die
 Gläubiger  des  Instituts  nicht  benachteiligen  und  mit  der
 Sorgfalt  ordentlicher  Kaufleute  vereinbar  sind.  Die
 Bundesanstalt  handelt  bei  ihrer  Tätigkeit  pflichtgemäß,
 soweit  sie  bei  Ausübung  ihrer  Befugnisse  vernünftiger-
 weise  annehmen  durfte,  auf  der  Grundlage  angemesse-
 ner  Informationen  die  Ziele  des  Gesetzes  erreichen  zu

 2)  Redaktioneller  Hinweis:  Die  Neufassung  berücksichtigt  bereits  die  Er
 zur Umsetzung der geänderten Bankenrichtlinie und der geänderten K
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14.  u n v e r ä n d e r t

 15.  Nach §  48 wird folgender Unterabschnitt 4a eingefügt:

 „4a.  Maßnahmen  gegenüber  Kreditinstituten  bei  Ge-
 fahren für die Stabilität des Finanzsystems

 §  48a
 Übertragungsanordnung

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2)  Eine  Übertragungsanordnung  darf  nur  ergehen,
 wenn

 1.  das  Kreditinstitut  in  seinem  Bestand  gefährdet  ist
 (Bestandsgefährdung)  und  es  hierdurch  die  Stabilität
 des  Finanzsystems  gefährdet  (Systemgefährdung)
 und

 2.  sich  die  von  der  Bestandsgefährdung  ausgehende
 Systemgefährdung  nicht  auf  anderem  Wege  als  durch
 die  Übertragungsanordnung  in  gleich  sicherer  Weise
 beseitigen lässt.

 Die  Bundesanstalt,  die  Bundesanstalt  für  Finanz-
 marktstabilisierung  und  der  Lenkungsausschuss  han-
 deln  beim  Erlass  und  beim  Vollzug  einer  Übertragungs-
 anordnung  auch  dann  rechtmäßig,  wenn  sie  bei
 verständiger  Würdigung  der  ihr  zum  Zeitpunkt  ihres
 Handelns  erkennbaren  Umstände  annehmen  dürfen,
 dass  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  für  ihr  Handeln
 vorliegen.  §  4  Absatz  4  des  Finanzdienstleistungsauf-
 sichtsgesetzes bleibt unberührt.

 (3) u n v e r ä n d e r t

 (4) u n v e r ä n d e r t
 können.  §  4  Absatz  4  des  Finanzdienstleistungsauf-
 sichtsgesetzes bleibt unberührt.“

 14.  §  46d wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „oder  §  46a  Abs.  1
 Satz 1 Nr.  1 bis 3“ gestrichen.

 bb)  In  Satz  3  wird  die  Angabe  „oder  §  46a  Abs.  1“
 gestrichen.

 b)  In  Absatz  3  Satz  1  wird  die  Angabe  „oder  §  46a
 Abs.  1“ gestrichen.

 15.  Nach §  48 wird folgender Unterabschnitt 4a eingefügt:

 „4a.  Maßnahmen  gegenüber  Kreditinstituten  bei  Ge-
 fahren für die Stabilität des Finanzsystems

 §  48a
 Übertragungsanordnung

 (1)  Die  Bundesanstalt  kann  nach  Maßgabe  der  folgen-
 den  Bestimmungen  anordnen,  dass  das  Vermögen  eines
 Kreditinstituts  einschließlich  seiner  Verbindlichkeiten
 auf  einen  bestehenden  Rechtsträger  (übernehmenden
 Rechtsträger)  im  Wege  der  Ausgliederung  übertragen
 wird (Übertragungsanordnung).

 (2)  Eine  Übertragungsanordnung  darf  nur  ergehen,
 wenn

 1.  das  Kreditinstitut  in  seinem  Bestand  gefährdet  ist
 (Bestandsgefährdung)  und  es  hierdurch  die  Stabilität
 des  Finanzsystems  gefährdet  (Systemgefährdung)
 und

 2.  sich  die  von  der  Bestandsgefährdung  ausgehende
 Systemgefährdung  nicht  auf  anderem  Wege  als  durch
 die  Übertragungsanordnung  in  gleich  sicherer  Weise
 beseitigen lässt.

 Die  Bundesanstalt  handelt  beim  Erlass  und  beim  Vollzug
 einer  Übertragungsanordnung  auch  dann  rechtmäßig,
 wenn  sie  bei  verständiger  Würdigung  der  ihr  zum  Zeit-
 punkt  ihres  Handelns  erkennbaren  Umstände  annehmen
 darf,  dass  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  für  ihr  Han-
 deln  vorliegen.  §  4  Absatz  4  des  Finanzdienstleistungs-
 aufsichtsgesetzes bleibt unberührt.

 (3)  Die  Übertragungsanordnung  ergeht  im  Einver-
 nehmen  mit  dem  Lenkungsausschuss  im  Sinne  des  §  4
 des  Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes,  wenn  im
 Zusammenhang  mit  der  Übertragungsanordnung  finan-
 zielle  Leistungen  des  Restrukturierungsfonds  erforder-
 lich  sind  oder  werden  können.  Die  Entscheidung  des
 Lenkungsausschusses  wird  durch  die  Bundesanstalt  für
 Finanzmarktstabilisierung vorbereitet.

 (4)  Die  Bundesanstalt  ist  berechtigt,  dem  Lenkungs-
 ausschuss  und  der  Bundesanstalt  für  Finanzmarktstabi-
 lisierung  die  für  die  Entscheidung  erforderlichen  Infor-
 mationen  zu  übermitteln;  §  9  Absatz  1  Satz  5  gilt  ent-
 sprechend.
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§  48b
 Bestands- und Systemgefährdung

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2)  Eine  Systemgefährdung  liegt  vor,  wenn  zu  besor-
 gen  ist,  dass  sich  die  Bestandsgefährdung  des  Kredit-
 instituts  in  erheblicher  Weise  negativ  auf  andere  Unter-
 nehmen  des  Finanzsektors,  auf  die  Finanzmärkte  oder
 auf  das  allgemeine  Vertrauen  der  Einleger  und  anderen
 Marktteilnehmer  in  die  Funktionsfähigkeit  des  Finanz-
 systems  auswirkt.  Dabei  sind  insbesondere  zu  berück-
 sichtigen:

 1.  u n v e r ä n d e r t

 2.  u n v e r ä n d e r t

 3.  die  Art,  der  Umfang  und  die  Zusammensetzung  der
 von  dem  Institut  eingegangenen  Risiken  sowie  die
 Verhältnisse  auf  den  Märkten,  auf  denen  entspre-
 chende Positionen gehandelt werden,

 4.  u n v e r ä n d e r t

 5.  u n v e r ä n d e r t
 §  48b
 Bestands- und Systemgefährdung

 (1)  Bestandsgefährdung  ist  die  Gefahr  eines  insol-
 venzbedingten  Zusammenbruchs  des  Kreditinstituts  für
 den  Fall  des  Unterbleibens  korrigierender  Maßnahmen.
 Eine Bestandsgefährdung wird vermutet, wenn

 1.  das  verfügbare  Kernkapital  das  nach  §  10  Absatz  1
 erforderliche  Kernkapital  zu  weniger  als  90  vom
 Hundert deckt;

 2.  das  modifizierte  verfügbare  Eigenkapital  die  nach
 §  10  Absatz  1  erforderlichen  Eigenmittel  zu  weniger
 als 90 vom Hundert deckt;

 3.  die  Zahlungsmittel,  die  dem  Institut  in  einem  durch
 die  Rechtsverordnung  nach  §  11  Absatz  1  Satz  2  de-
 finierten  Laufzeitband  zur  Verfügung  stehen,  die  in
 demselben  Laufzeitband  abrufbaren  Zahlungsver-
 pflichtungen  zu  weniger  als  90  vom  Hundert  decken
 oder

 4.  Tatsachen  die  Annahme  rechtfertigen,  dass  eine  Un-
 terdeckung  nach  den  Nummern  1,  2  oder  3  eintreten
 wird,  wenn  keine  korrigierenden  Maßnahmen  ergrif-
 fen  werden;  dies  ist  insbesondere  der  Fall,  wenn  nach
 der  Ertragslage  des  Instituts  mit  einem  Verlust  zu
 rechnen  ist,  infolgedessen  die  Voraussetzungen  der
 Nummern 1, 2 oder 3 eintreten würden.

 Unterliegt  das  Kreditinstitut  nach  §  10  Absatz  1b  oder
 nach  §  45b  Absatz  1  Satz  2  besonderen  Eigenmittelan-
 forderungen,  so  sind  diese  bei  der  Prüfung  der  Voraus-
 setzungen  des  Satzes  2  Nummer  1,  2  und  4  zu  berück-
 sichtigen.  Das  Gleiche  gilt  im  Rahmen  der  Prüfung  der
 Voraussetzungen  des  Satzes  2  Nummer  3  und  4  für  be-
 sondere Liquiditätsanforderungen nach §  11 Absatz 2.

 (2)  Eine  Systemgefährdung  liegt  vor,  wenn  zu  besor-
 gen  ist,  dass  sich  die  Bestandsgefährdung  des  Kredit-
 instituts  in  erheblicher  Weise  negativ  auf  andere  Unter-
 nehmen  des  Finanzsektors,  auf  die  Finanzmärkte  oder
 auf  das  allgemeine  Vertrauen  der  Einleger  und  anderen
 Marktteilnehmer  in  die  Funktionsfähigkeit  des  Finanz-
 systems  auswirkt.  Dabei  sind  insbesondere  zu  berück-
 sichtigen:

 1.  Art  und  Umfang  der  Verbindlichkeiten  des  Kreditins-
 tituts  gegenüber  anderen  Instituten  und  sonstigen  Un-
 ternehmen des Finanzsektors,

 2.  der  Umfang  der  von  dem  Institut  aufgenommenen
 Einlagen,

 3.  die  Art,  der  Umfang  und  die  Zusammensetzung  der
 von  dem  Institut  im  Rahmen  von  außerbilanziellen
 Geschäften  eingegangenen  Risiken  sowie  die  Ver-
 hältnisse  auf  den  Märkten,  auf  denen  entsprechende
 Positionen gehandelt werden,

 4.  die  Vernetzung  mit  anderen  Finanzmarktteilneh-
 mern,

 5.  die  Verhältnisse  auf  den  Finanzmärkten,  insbeson-
 dere  die  von  den  Marktteilnehmern  erwarteten  Fol-
 gen  eines  Zusammenbruchs  des  Instituts  auf  andere
 Unternehmen  des  Finanzsektors,  auf  den  Finanz-
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(3) u n v e r ä n d e r t

 §  48c
 Fristsetzung; Erlass der Übertragungsanordnung

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2) u n v e r ä n d e r t
 markt  und  das  Vertrauen  der  Einleger  und  Marktteil-
 nehmer  in  die  Funktionsfähigkeit  des  Finanzmarktes.

 (3)  Die  Bundesanstalt  beurteilt  nach  Anhörung  der
 Deutschen  Bundesbank,  ob  eine  Bestands-  und  System-
 gefährdung  im  Sinne  der  Absätze  1  und  2  vorliegt  und
 dokumentiert die gemeinsame Einschätzung schriftlich.

 §  48c
 Fristsetzung; Erlass der Übertragungsanordnung

 (1)  Sofern  es  die  Gefahrenlage  zulässt,  kann  die
 Bundesanstalt  dem  Kreditinstitut  vor  Erlass  der  Über-
 tragungsanordnung  eine  Frist  setzen,  binnen  derer  das
 Kreditinstitut  einen  tragfähigen  Plan  vorzulegen  hat,
 aus  dem  hervorgeht,  auf  welche  Weise  die  Bestands-
 gefährdung  abgewendet  werden  wird  (Wiederherstel-
 lungsplan).  Im  Wiederherstellungsplan  sind  die  Maß-
 nahmen anzugeben, aufgrund derer

 1.  die  Bestandsgefährdung  innerhalb  von  sechs  Wochen
 nach  Vorlage  des  Wiederherstellungsplans  (Umset-
 zungsfrist) abgewendet und

 2.  die  Angemessenheit  der  Eigenmittel  und  die  ausrei-
 chende Liquidität langfristig sichergestellt

 werden  sollen.  Sieht  der  Wiederherstellungsplan  die
 Zuführung  von  Eigenmitteln  oder  die  Erhöhung  der  Li-
 quidität  vor,  ist  glaubhaft  zu  machen,  dass  eine  begrün-
 dete  Aussicht  auf  erfolgreiche  Durchführung  der  Maß-
 nahmen  besteht.  Legt  das  Kreditinstitut  binnen  der  ihm
 gesetzten  Frist  keinen  Wiederherstellungsplan  vor,  der
 den  Anforderungen  des  Satzes  2  genügt  oder  macht  es
 die  im  Wiederherstellungsplan  vorgesehene  Zuführung
 von  Eigenmitteln  oder  Erhöhung  der  Liquidität  nicht
 glaubhaft  oder  verstößt  es  gegen  Vorgaben  aus  einem
 vorgelegten  Wiederherstellungsplan  oder  zeigt  sich,
 dass  der  Wiederherstellungsplan  ungeeignet  ist  oder
 sich  nicht  innerhalb  der  Umsetzungsfrist  umsetzen
 lässt,  kann  die  Bundesanstalt,  sofern  es  die  Gefahren-
 lage  zulässt,  dem  Kreditinstitut  eine  letzte  Frist  setzen,
 binnen  derer  es  die  Bestandsgefährdung  zu  beseitigen
 hat;  bei  der  Bemessung  der  Frist  ist  zu  berücksichtigen,
 dass  das  Institut  bereits  Gelegenheit  zur  Überwindung
 der Bestandsgefährdung hatte.

 (2)  Ein  in  Übereinstimmung  mit  den  Vorschriften
 des  Kreditinstitute-Reorganisationsgesetzes  übermittel-
 ter  Reorganisationsplan  gilt  als  ein  den  Anforderungen
 des  Absatzes  1  genügender  Wiederherstellungsplan,
 wenn  unter  Berücksichtigung  der  zeitlichen  Vorgaben
 keine  Zweifel  daran  bestehen,  dass  der  übermittelte  Re-
 organisationsplan  geeignet  ist,  die  Bestandsgefährdung
 rechtzeitig  abzuwenden  und  dass  der  übermittelte  Plan
 rechtzeitig  angenommen,  bestätigt  und  umgesetzt  wer-
 den  wird.  Die  Bundesanstalt  kann  eine  Übertragung
 auch  während  eines  eingeleiteten  Reorganisationsver-
 fahrens  anordnen,  es  sei  denn,  es  besteht  kein  Zweifel
 daran,  dass  das  Reorganisationsverfahren  geeignet  ist,
 die  Bestandsgefährdung  rechtzeitig  abzuwenden  und
 dass  der  übermittelte  Plan  rechtzeitig  angenommen,  be-
 stätigt und umgesetzt werden wird.
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(3) u n v e r ä n d e r t

 (4)  Soll  in  der  Übertragungsanordnung  vorgesehen
 werden,  dass  dem  Kreditinstitut  als  Gegenleistung  für
 die  Übertragung  Anteile  an  dem  übernehmenden  Rechts-
 träger  einzuräumen  sind  (§  48d  Absatz  1  Satz  2)  und  ist
 hierfür  ein  Beschluss  der  Anteilsinhaberversamm-
 lung  beim  übernehmenden  Rechtsträger  erforderlich,
 darf  die  Übertragungsanordnung  erst  ergehen,  wenn  die
 erforderlichen  Beschlüsse  der  Anteilsinhaberversamm-
 lung  gefasst  sind  und  nicht  mehr  mit  der  Rechtsfolge
 einer  möglichen  Rückabwicklung  angefochten  werden
 können.

 (5) u n v e r ä n d e r t
 (3)  Die  Übertragungsanordnung  darf  nur  ergehen,
 wenn  der  übernehmende  Rechtsträger  der  Übertragung
 zustimmt.  Die  Zustimmung  muss  auf  einen  inhaltsglei-
 chen  Entwurf  der  Übertragungsanordnung  Bezug  neh-
 men und bedarf der notariellen Beurkundung.

 (4)  Soll  in  der  Übertragungsanordnung  vorgesehen
 werden,  dass  dem  Kreditinstitut  als  Gegenleistung  für
 die  Übertragung  Anteile  an  dem  übernehmenden  Rechts-
 träger  einzuräumen  sind  (§  48d  Absatz  1  Satz  2)  und  ist
 zur  Schaffung  der  Anteile  eine  Kapitalerhöhung  beim
 übernehmenden  Rechtsträger  erforderlich,  darf  die
 Übertragungsanordnung  erst  ergehen,  wenn  die  für  die
 Kapitalerhöhung  erforderlichen  Beschlüsse  der  Anteils-
 inhaberversammlung  gefasst  sind  und  nicht  mehr  ange-
 fochten werden können.

 (5)  Die  Übertragungsanordnung  darf  einen  Rechts-
 träger  nicht  als  übernehmenden  Rechtsträger  vorsehen,
 wenn

 1.  der  Rechtsträger  nicht  in  der  Rechtsform  einer  juris-
 tischen Person verfasst ist,

 2.  der  Rechtsträger  seine  Hauptverwaltung  nicht  im  In-
 land hat,

 3.  der  Rechtsträger  nicht  über  zwei  satzungsmäßige  Ge-
 schäftsleiter verfügt,

 4.  Tatsachen  vorliegen,  aus  denen  sich  ergibt,  dass  ein
 Geschäftsleiter  nicht  zuverlässig  ist  oder  nicht  über
 die  zur  Leitung  des  Instituts  erforderliche  fachliche
 Eignung verfügt,

 5.  Tatsachen  vorliegen,  aus  denen  sich  ergibt,  dass  der
 Inhaber  einer  bedeutenden  Beteiligung  an  dem
 Rechtsträger  oder,  wenn  er  eine  juristische  Person  ist,
 auch  ein  gesetzlicher  oder  satzungsmäßiger  Vertre-
 ter,  oder,  wenn  er  eine  Personenhandelsgesellschaft
 ist,  auch  ein  Gesellschafter,  nicht  zuverlässig  ist  oder
 aus  anderen  Gründen  nicht  den  im  Interesse  an  einer
 soliden  und  umsichtigen  Geschäftsführung  zu  stel-
 lenden Anforderungen genügt,

 6.  das  Kernkapital  des  übernehmenden  Rechtsträgers
 im  Sinne  des  §  10  Absatz  2a  Satz  1  Nummer  1  bis  6
 den  Betrag  von  5  Millionen  Euro  unterschreitet  oder

 7.  der  satzungsmäßige  oder  gesellschaftsvertragliche
 Unternehmensgegenstand  des  Rechtsträgers  oder
 seine  Vermögens-,  Finanz-  oder  Ertragslage  eine
 Übernahme  und  Fortführung  des  Unternehmens  des
 Kreditinstituts nicht erlaubt.

 Ist  das  Kreditinstitut  in  der  Rechtsform  einer  Kapital-
 gesellschaft  verfasst,  so  soll  der  übernehmende  Rechts-
 träger in derselben Rechtsform verfasst sein.

 (6)  Die  Übertragungsanordnung  ist  mit  Bekanntgabe
 gegenüber  dem  Kreditinstitut  auch  dem  zuständigen
 Betriebsrat  zuzuleiten.  Die  Übertragungsanordnung  ist
 auch  gegenüber  dem  übernehmenden  Rechtsträger  be-
 kanntzugeben.  Sie  ist  unverzüglich  im  elektronischen
 Bundesanzeiger  zu  veröffentlichen.  Die  Veröffentli-
 chung  enthält  auch  Angaben  zur  Zustimmungserklä-
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§  48d
 u n v e r ä n d e r t
 rung  des  übernehmenden  Rechtsträgers  und  zu  den  Ka-
 pitalerhöhungsbeschlüssen nach Absatz 4.

 §  48d
 Gegenleistung; Ausgleichsverbindlichkeit

 (1)  Die  Übertragungsanordnung  sieht  eine  Gegen-
 leistung  an  das  Kreditinstitut  vor,  wenn  der  Wert  der  zu
 übertragenden  Gegenstände  in  seiner  Gesamtheit  posi-
 tiv  ist.  Die  Gegenleistung  besteht  aus  Anteilen  an  dem
 übernehmenden  Rechtsträger.  Wenn  die  Anteilsgewäh-
 rung  für  den  übernehmenden  Rechtsträger  unzumutbar
 ist  oder  den  Zweck  der  Übertragungsanordnung  zu  ver-
 eiteln  droht,  ist  die  Gegenleistung  in  Geld  zu  bemessen.

 (2)  Die  Gegenleistung  muss  zum  Zeitpunkt  des  Erlas-
 ses  der  Übertragungsanordnung  in  einem  angemessenen
 Verhältnis  zum  Wert  der  übertragenen  Gegenstände  ste-
 hen.  Unterstützungsleistungen  durch  den  Restrukturie-
 rungsfonds  oder  staatliche  Stellen,  die  zur  Vermeidung
 oder  Überwindung  der  Bestandsgefährdung  erbracht
 oder  in  Aussicht  gestellt  wurden,  sind  dabei  nicht  zu-
 gunsten  des  Kreditinstituts  zu  berücksichtigen.  Zentral-
 bankgeschäfte,  die  zu  üblichen  Bedingungen  abge-
 schlossen  werden,  sind  keine  Unterstützungsleistungen
 im Sinne des Satzes 2.

 (3)  Die  Angemessenheit  der  Gegenleistung  ist  durch
 einen  sachverständigen  Prüfer  zu  prüfen,  der  auf  Antrag
 der  Bundesanstalt  für  Finanzmarktstabilisierung  vom
 Gericht  ausgewählt  und  bestellt  wird.  §  10  Absatz  1
 Satz  3,  Absatz  2  bis  5  und  §  11  des  Umwandlungsgeset-
 zes  gelten  entsprechend.  Der  Prüfer  berichtet  schriftlich
 über  das  Ergebnis  seiner  Prüfung.  Der  Prüfungsbericht
 ist  dem  Kreditinstitut,  dem  übernehmenden  Rechts-
 träger,  der  Bundesanstalt  und  der  Bundesanstalt  für  Fi-
 nanzmarktstabilisierung  zu  übermitteln.  Er  ist  mit  einer
 Erklärung  darüber  abzuschließen,  ob  die  Gegenleistung
 zum  Zeitpunkt  des  Erlasses  der  Übertragungsanord-
 nung  angemessen  war.  Kommt  der  Prüfungsbericht  zu
 dem  Ergebnis,  dass  die  Gegenleistung  angemessen  war,
 bestätigt  die  Bundesanstalt  im  Einvernehmen  mit  der
 Bundesanstalt  für  Finanzmarktstabilisierung  die  in  der
 Übertragungsanordnung  festgesetzte  Gegenleistung.
 Andernfalls  bestimmt  sie  im  Einvernehmen  mit  der
 Bundesanstalt  für  Finanzmarktstabilisierung  die  Ge-
 genleistung  unter  Berücksichtigung  der  Ergebnisse  des
 Prüfungsberichts  binnen  zwei  Wochen  nach  Erhalt  des
 Berichts  neu.  Die  Angemessenheit  der  neu  festgesetz-
 ten  Gegenleistung  ist  nach  Maßgabe  der  Sätze  1  bis  5
 zu  prüfen;  dabei  gilt  der  mit  der  Erstprüfung  befasste
 Prüfer als zur Durchführung dieser Prüfung bestellt.

 (4)  Ist  eine  abschließende  und  verlässliche  Bewer-
 tung  der  zu  übertragenden  Gegenstände  bis  zum  Erlass
 der  Übertragungsanordnung  nicht  möglich,  kann  der
 Übertragungsanordnung  eine  vorläufige  Bewertung  zu-
 grunde  gelegt  werden.  In  diesem  Fall  ist  eine  vorläufige
 Gegenleistung  festzusetzen  und  die  endgültige  Bewer-
 tung  nachzuholen.  §  48c  Absatz  4  ist  mit  der  Maßgabe
 entsprechend  anzuwenden,  dass  als  Gegenleistung  das
 Doppelte  der  vorläufigen  Gegenleistung  zugrunde  zu
 legen  ist.  Von  einer  Prüfung  der  Angemessenheit  der
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§  48e
 u n v e r ä n d e r t
 vorläufigen  Gegenleistung  nach  Absatz  3  Satz  1  kann
 abgesehen  werden.  Die  endgültige  Bewertung  ist  inner-
 halb  von  vier  Monaten  nach  Bekanntgabe  der  Übertra-
 gungsanordnung  gegenüber  dem  Kreditinstitut  vorzu-
 nehmen.  Ergehen  Rückübertragungsanordnungen  nach
 §  48j  oder  partielle  Übertragungen  nach  §  48k,  ist  eine
 endgültige  Bewertung,  unbeschadet  der  Frist  nach
 Satz  5,  innerhalb  von  zwei  Monaten  nach  Bekanntgabe
 der  letzten  Anordnung  gegenüber  dem  Kreditinstitut
 vorzunehmen.  Die  auf  Grundlage  der  endgültigen  Be-
 wertung  zu  bestimmende  Gegenleistung  ist  nach  Ab-
 satz 3 zu prüfen.

 (5)  Wenn  die  Gegenleistung  in  Anteilen  an  dem
 übernehmenden  Rechtsträger  besteht  und  dieser  zur
 Schaffung  dieser  Anteile  eine  Kapitalerhöhung  durch-
 führen  muss,  hat  der  nach  Absatz  3  Satz  1  bestellte  Prü-
 fer  auch  zu  prüfen  und  zu  erklären,  ob  der  Wert  der
 übertragenen  Gegenstände  den  geringsten  Ausgabe-
 betrag  der  zu  gewährenden  Anteile  erreicht.  Diese  Prü-
 fung  ist  auch  dann  vorzunehmen,  wenn  eine  vorläufige
 Gegenleistung  nach  Absatz  4  festgesetzt  und  deren  An-
 gemessenheit  nicht  geprüft  wird.  Mit  der  Bestätigung
 der  Gegenleistung  nach  Absatz  3  Satz  6  gilt  die  Kapi-
 talerhöhung als durchgeführt.

 (6)  Ist  der  Wert  der  Gesamtheit  der  zu  übertragenden
 Gegenstände  negativ,  soll  die  Übertragungsanordnung
 vorsehen,  dass  das  Kreditinstitut  dem  übernehmenden
 Rechtsträger  einen  Ausgleich  in  Geld  leistet  (Aus-
 gleichsverbindlichkeit).  Fälligkeit  und  insolvenzrecht-
 licher  Rang  der  Ausgleichsverbindlichkeit  richten  sich
 nach  Fälligkeit  und  Rang  der  von  der  Ausgliederung  er-
 fassten  Verbindlichkeiten.  Bei  unterschiedlichen  Fällig-
 keiten  oder  Rangstufen  ist  das  Verhältnis  maßgebend,
 in  welchem  die  Verbindlichkeiten  unterschiedlicher
 Fälligkeit  oder  Rangstufen  zueinander  stehen.  Die  Ab-
 sätze 2 bis 4 sind entsprechend anzuwenden.

 §  48e
 Inhalt der Übertragungsanordnung

 (1)  Die  Übertragungsanordnung  enthält  mindestens
 die folgenden Angaben:

 1.  den  Namen  oder  die  Firma  und  den  Sitz  des  überneh-
 menden Rechtsträgers,

 2.  die  Angabe,  dass  die  Gesamtheit  des  Vermögens  des
 Kreditinstituts  einschließlich  der  Verbindlichkeiten
 auf den übernehmenden Rechtsträger übergeht,

 3.  den  Zeitpunkt,  von  dem  an  die  Handlungen  des  über-
 tragenden  Rechtsträgers  als  für  Rechnung  des  über-
 nehmenden  Rechtsträgers  vorgenommen  gelten  (Aus-
 gliederungsstichtag),

 4.  die  Angaben  nach  Absatz  2  oder  Absatz  3  über  die
 Gegenleistung oder Ausgleichsverbindlichkeit,

 5.  den  Vorbehalt,  dass  einzelne  Vermögenswerte,  Ver-
 bindlichkeiten  oder  Rechtsverhältnisse  durch  geson-
 derte  Anordnung  nach  §  48j  Absatz  1  und  2  auf  das
 ausgliedernde  Kreditinstitut  zurück  übertragen  wer-
 den können,
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§  48f
 Durchführung der Ausgliederung

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2)  Der  Ausgliederung  ist  als  Schlussbilanz  die  Jah-
 resbilanz  aus  dem  letzten  geprüften  Jahresabschluss  des
 Kreditinstituts  zugrunde  zu  legen,  sofern  nicht  eine  auf
 einen  späteren  Stichtag  bezogene  geprüfte  Bilanz  des
 Kreditinstituts  vorliegt;  die  Bundesanstalt  kann  für
 diesen  Zweck  von  dem  Institut  eine  auf  einen  spä-
 teren  Stichtag  bezogene  geprüfte  Bilanz  verlangen.
 In  den  Jahresbilanzen  des  übernehmenden  Rechts-
 trägers  können  als  Anschaffungskosten  im  Sinne  des
 §  253  Absatz  1  des  Handelsgesetzbuchs  auch  die  in  der
 Schlussbilanz  des  Kreditinstituts  angesetzten  Werte  an-
 gesetzt werden.

 (3) u n v e r ä n d e r t
 6.  die  Angabe,  dass  der  übernehmende  Rechtsträger  der
 Übertragung  in  der  vorgeschriebenen  Form  zuge-
 stimmt hat.

 (2)  Sieht  die  Übertragungsanordnung  vor,  dass  dem
 Kreditinstitut  als  Gegenleistung  Anteile  am  überneh-
 menden  Rechtsträger  zu  gewähren  sind,  muss  sie  Anga-
 ben enthalten

 1.  zu  Ausstattung  und  Anzahl  dieser  Anteile  am  über-
 nehmenden Rechtsträger,

 2.  zu  dem  Wert,  der  der  Gesamtheit  der  ausgegliederten
 Gegenstände  zum  Zeitpunkt  des  Erlasses  der  Über-
 tragungsanordnung  beigemessen  wird  und  der  Aus-
 gliederung,  insbesondere  der  Bestimmung  von  Aus-
 stattung  und  Anzahl  der  dem  Kreditinstitut  als
 Gegenleistung  gewährten  Anteile,  zugrunde  gelegt
 wird und

 3.  zu  den  Methoden  und  Annahmen,  die  zur  Bestim-
 mung  des  Wertes  nach  Nummer  2  unter  Berücksich-
 tigung  der  Vorgaben  des  §  48d  Absatz  2  angewendet
 wurden.

 (3)  Im  Falle  des  §  48d  Absatz  1  Satz  3  ist  anstelle  der
 Angaben  nach  Absatz  2  Nummer  1  der  Umfang  der  zu
 gewährenden  Geldleistung  anzugeben.  Ist  eine  Aus-
 gleichsverbindlichkeit  vorgesehen,  ist  anstelle  der  An-
 gaben  nach  Absatz  2  Nummer  1  der  Umfang  dieser
 Verbindlichkeit  anzugeben.  Wird  eine  vorläufige  Ge-
 genleistung  oder  Ausgleichsverbindlichkeit  festgesetzt,
 ist  anstelle  der  Angaben  nach  Absatz  2  Nummer  2
 und  3  auf  die  Vorläufigkeit  und  auf  das  Verfahren  zur
 Bestimmung  der  endgültigen  Gegenleistung  oder  Aus-
 gleichsverbindlichkeit hinzuweisen.

 §  48f
 Durchführung der Ausgliederung

 (1)  Die  Ausgliederung  erfolgt  zur  Aufnahme  auf
 Grundlage  der  Übertragungsanordnung  und  der  Zustim-
 mungserklärung  des  übernehmenden  Rechtsträgers.  Ein
 Ausgliederungsvertrag,  ein  Ausgliederungsbericht  oder
 ein  Ausgliederungsbeschluss  der  Anteilsinhaberver-
 sammlung  des  Kreditinstituts  oder  des  übernehmenden
 Rechtsträgers sind nicht erforderlich.

 (2)  Der  Ausgliederung  ist  als  Schlussbilanz  die  Jah-
 resbilanz  aus  dem  letzten  geprüften  Jahresabschluss  des
 Kreditinstituts  zugrunde  zu  legen,  sofern  nicht  eine  auf
 einen  späteren  Stichtag  bezogene  geprüfte  Bilanz  des
 Kreditinstituts  vorliegt.  In  den  Jahresbilanzen  des  über-
 nehmenden  Rechtsträgers  können  als  Anschaffungs-
 kosten  im  Sinne  des  §  253  Absatz  1  des  Handelsgesetz-
 buchs  auch  die  in  der  Schlussbilanz  des  Kreditinstituts
 angesetzten Werte angesetzt werden.

 (3)  Das  Kreditinstitut  und  der  übernehmende  Rechts-
 träger  haben  die  Ausgliederung  unverzüglich  zur  Ein-
 tragung  in  das  Register  ihres  jeweiligen  Sitzes  anzu-
 melden.  Den  Anmeldungen  sind  neben  der  Schlussbilanz
 je  eine  Ausfertigung  der  Übertragungsanordnung  und  der
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(4) u n v e r ä n d e r t

 (5) u n v e r ä n d e r t

 (6) u n v e r ä n d e r t

 §  48g
 Wirksamwerden und Wirkungen der Ausgliederung

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2) Mit Wirksamwerden der Ausgliederung

 1.  gehen  die  von  der  Übertragungsanordnung  erfassten
 Vermögenswerte,  Verbindlichkeiten  und  Rechts-
 verhältnisse  (Ausgliederungsgegenstände)  auf  den
 übernehmenden Rechtsträger über und

 2.  u n v e r ä n d e r t

 (3)  Eine  Gegenleistung  in  Geld  (§  48d  Absatz  1  Satz  3)
 ist  mit  Wirksamwerden  der  Ausgliederung  fällig.  Be-
 steht  die  Gegenleistung  in  Anteilen  an  dem  übernehmen-
 den  Rechtsträger  und  ist  eine  Kapitalerhöhung  zur  Schaf-
 fung  der  Anteile  erforderlich,  muss  der  übernehmende
 Rechtsträger  unverzüglich  die  für  die  Eintragung  der
 Kapitalerhöhung  und  ihre  Durchführung  erforderlichen
 Handlungen  vornehmen.  Für  die  Eintragung  der  Kapital-
 erhöhung gilt §  48f Absatz 5 entsprechend.

 (4) u n v e r ä n d e r t

 (5) u n v e r ä n d e r t

 (6) u n v e r ä n d e r t
 notariellen  Zustimmungserklärung  des  übernehmenden
 Rechtsträgers nach Absatz 1 Satz 1 beizufügen.

 (4)  Die  Eintragungen  sind  unverzüglich  vorzuneh-
 men.  Die  Einlegung  eines  Rechtsbehelfs  oder  die  Erhe-
 bung  einer  Klage  gegen  die  Übertragungsanordnung,
 die  Kapitalerhöhung  oder  die  Eintragung  der  Ausglie-
 derung  oder  der  Kapitalerhöhung  beim  übernehmenden
 Rechtsträger stehen der Eintragung nicht entgegen.

 (5)  Unterlässt  oder  verzögert  das  Kreditinstitut  oder
 der  übernehmende  Rechtsträger  die  nach  Absatz  3  ge-
 botene  Anmeldung  zur  Eintragung  in  ein  Register,  kann
 die  Bundesanstalt  für  Finanzmarktstabilisierung  die
 Anmeldung  für  den  Eintragungsverpflichteten  vorneh-
 men.  In  diesem  Fall  kann  die  Anmeldung  nicht  ohne
 Zustimmung  durch  die  Bundesanstalt  für  Finanzmarkt-
 stabilisierung zurückgenommen werden.

 (6)  Die  Mitwirkung  der  Mitglieder  der  Leitungs-  und
 Aufsichtsorgane  bei  der  Vorbereitung  und  Durchfüh-
 rung  der  Ausgliederung  stellt  gegenüber  dem  Kredit-
 institut  und  seinen  Anteilsinhabern  keine  Pflichtwid-
 rigkeit  dar.  Hiervon  unberührt  bleibt  die  Pflicht,  die
 Rechte  des  Instituts  nach  Maßgabe  des  §  48r  Absatz  1
 und  2  zu  verfolgen.  Bei  der  Entscheidung  über  die  Ein-
 legung  von  Rechtsmitteln,  die  auf  die  Verhinderung  des
 Erlasses  oder  des  Vollzugs  einer  Übertragungsanord-
 nung  gerichtet  sind,  sind  die  Folgen  zu  berücksichtigen,
 die  die  Verzögerung  bei  gleichzeitigem  Bekanntwerden
 der Bestandsgefährdung nach sich zieht.

 §  48g
 Wirksamwerden und Wirkungen der Ausgliederung

 (1)  Die  Ausgliederung  wird  mit  der  Bekanntgabe  der
 Übertragungsanordnung  gegenüber  dem  Kreditinstitut
 und dem übernehmenden Rechtsträger wirksam.

 (2) Mit Wirksamwerden der Ausgliederung

 1.  gehen  die  von  der  Übertragungsanordnung  erfassten
 Ausgliederungsgegenstände  auf  den  übernehmenden
 Rechtsträger über und

 2.  entsteht  der  Anspruch  des  Kreditinstituts  auf  die  Ge-
 genleistung oder die Ausgleichsverbindlichkeit.

 (3)  Eine  Gegenleistung  in  Geld  (§  48d  Absatz  1  Satz  3)
 ist  sofort  fällig.  Besteht  die  Gegenleistung  in  Anteilen  an
 dem  übernehmenden  Rechtsträger  und  ist  eine  Kapital-
 erhöhung  zur  Schaffung  der  Anteile  erforderlich,  muss
 der  übernehmende  Rechtsträger  unverzüglich  die  für  die
 Eintragung  der  Kapitalerhöhung  und  ihre  Durchführung
 erforderlichen  Handlungen  vornehmen.  Für  die  Eintra-
 gung  der  Kapitalerhöhung  gilt  §  48f  Absatz  5  entspre-
 chend.

 (4)  Anteilsinhaberähnliche  Rechte  ohne  Stimmrecht
 werden  im  Zweifel  an  die  durch  die  Ausgliederung  ge-
 schaffene Lage angepasst.

 (5)  §  613a  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ist  entspre-
 chend anzuwenden.

 (6)  Soweit  der  übernehmende  Rechtsträger  nicht  über
 die  zur  Fortführung  der  übertragenen  Geschäfte  erfor-
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(7)  Schuldverhältnisse  dürfen  allein  aus  Anlass  ihrer
 Übertragung  nicht  gekündigt  werden.  Die  Übertragungs-
 anordnung  und  die  Ausgliederung  führen  insoweit  auch
 nicht  zu  einer  Beendigung  von  Schuldverhältnissen.  Ent-
 gegenstehende  vertragliche  Bestimmungen  sind  unwirk-
 sam. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht

 1.  u n v e r ä n d e r t

 2.  u n v e r ä n d e r t

 3.  u n v e r ä n d e r t

 §  48h
 Haftung des Kreditinstituts;

 Insolvenzfestigkeit der Ausgliederung,

 (1)  Das  Kreditinstitut  haftet  für  die  von  der  Ausglie-
 derung  erfassten  Verbindlichkeiten  nur  in  Höhe  des  Be-
 trags,  den  der  Gläubiger  im  Rahmen  einer  Abwicklung
 des  Kreditinstituts  erlöst  haben  würde,  wenn  die  Aus-
 gliederung  unterblieben  wäre.  Die  Haftung  besteht
 nur,  soweit  der  Gläubiger  von  dem  übernehmenden
 Rechtsträger keine Befriedigung erlangen kann.

 (2) u n v e r ä n d e r t

 §  48i
 Gegenstände, die ausländischem Recht unterliegen

 (1)  Unterliegen  Ausgliederungsgegenstände  einem
 ausländischen  Recht,  nach  welchem  die  Rechtswir-
 kungen  der  Übertragungsanordnung  nicht  gelten,  ist
 das  Kreditinstitut  verpflichtet,  auf  die  Vornahme  der
 Akte  hinzuwirken,  die  nach  dem  ausländischen  Recht
 für  den  Rechtsübergang  auf  den  übernehmenden
 Rechtsträger erforderlich sind.

 (2)  In  den  Fällen  des  Absatzes  1  sind  das  Institut
 und  der  übernehmende  Rechtsträger  verpflichtet,
 einander  in  Bezug  auf  die  hiervon  betroffenen  Aus-
 gliederungsgegenstände  so  zu  stellen,  als  wäre  der
 Rechtsübergang  nach  den  Vorschriften  der  ausländi-
 schen  Rechtsordnung  erfolgt.  Das  Kreditinstitut  ver-
 waltet  die  betroffenen  Ausgliederungsgegenstände  für
 Rechnung  und  im  Interesse  des  übernehmenden
 Rechtsträgers,  dessen  Weisungen  es  unterliegt.  Der
 übernehmende  Rechtsträger  stellt  das  Kreditinstitut
 von  den  in  diesem  Zusammenhang  anfallenden  Auf-
 wendungen  frei,  das  Kreditinstitut  hat  das  aus  der
 derliche  Erlaubnis  nach  §  32  verfügt,  gilt  die  Übertra-
 gungsanordnung  im  Umfang  der  dem  Kreditinstitut  er-
 teilten  Erlaubnis  als  Erlaubniserteilung  zugunsten  des
 übernehmenden Rechtsträgers.

 (7)  Schuldverhältnisse  dürfen  allein  aus  Anlass  ihrer
 Übertragung  nicht  gekündigt  werden.  Die  Übertragungs-
 anordnung  und  die  Ausgliederung  führen  insoweit  auch
 nicht  zu  einer  automatischen  Beendigung  von  Schuld-
 verhältnissen.  Entgegenstehende  vertragliche  Bestim-
 mungen sind unwirksam. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht

 1.  für  Kündigungs-  oder  Beendigungsgründe,  die  sich
 nicht  darin  erschöpfen,  dass  das  Schuldverhältnis
 übertragen  wurde  oder  dass  die  Voraussetzungen  für
 seine Übertragung vorlagen,

 2.  für  Kündigungs-  oder  Beendigungsgründe,  die  in  der
 Person  des  übernehmenden  Rechtsträgers  begründet
 sind, und

 3.  soweit  bei  einer  partiellen  Übertragung  die  Anforde-
 rungen  des  §  48k  Absatz  2  Satz  1  bis  3  nicht  einge-
 halten werden.

 §  48h
 Haftung des Kreditinstituts;

 Insolvenzfestigkeit der Ausgliederung,

 (1)  Das  Kreditinstitut  haftet  für  die  von  der  Ausglie-
 derung  erfassten  Verbindlichkeiten  nur  in  Höhe  des  Be-
 trags,  den  der  Gläubiger  im  Rahmen  einer  Abwicklung
 des  Kreditinstituts  erlöst  haben  würde,  wenn  die  Aus-
 gliederung unterblieben wäre.

 (2)  Ein  Insolvenzverfahren  über  das  Vermögen  des
 Kreditinstituts  lässt  die  Ausgliederung  unberührt;  sie
 kann  weder  innerhalb  noch  außerhalb  eines  solchen
 Insolvenzverfahrens angefochten werden.

 §  48i
 Gegenstände, die ausländischem Recht unterliegen

 (1)  Sofern  Gegenstände,  deren  Übertragung  sich
 nach  ausländischem  Recht  vollzieht,  nicht  bereits  durch
 das  Wirksamwerden  der  Ausgliederung  auf  den  über-
 nehmenden  Rechtsträger  übergehen,  ist  das  Kreditinsti-
 tut  verpflichtet,  die  für  die  Übertragung  erforderlichen
 Handlungen unverzüglich vorzunehmen.

 (2)  Bis  zum  Wirksamwerden  der  Übertragung  ver-
 waltet  das  Institut  den  Gegenstand  für  Rechnung  und
 im  Interesse  des  übernehmenden  Rechtsträgers,  dessen
 Weisungen  es  in  Bezug  auf  den  Gegenstand  unterwor-
 fen ist.
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Verwaltung  des  Gegenstands  Erlangte  an  den  über-
 nehmenden Rechtsträger herauszugeben.

 (3)  Vermögensgegenstände,  deren  Übertragung
 nach  Absatz  1  durch  die  ausländische  Rechtsord-
 nung  nicht  anerkannt  wird,  gehören  in  einem  Insol-
 venzverfahren  über  das  Vermögen  des  Kreditinsti-
 tuts  nicht  zur  Insolvenzmasse.  Die  Gläubiger  von
 Forderungen  gegen  das  Kreditinstitut,  deren  Über-
 tragung  nach  Absatz  1  durch  die  ausländische
 Rechtsordnung  nicht  anerkannt  wird,  können  ihre
 Ansprüche  nicht  gegen  das  Kreditinstitut  geltend
 machen.  Ansprüche  und  Verpflichtungen  nach  den
 Absätzen  1  und  2  bleiben  von  einem  solchen  In-
 solvenzverfahren  unberührt.  Rechtshandlungen,  die
 ihrer  Erfüllung  dienen,  sind  weder  innerhalb  noch
 außerhalb dieses Insolvenzverfahrens anfechtbar.

 (4)  Bestehen  Zweifel  daran,  ob  die  Rechtswirkun-
 gen  der  Übertragungsanordnung  im  Ausland  gelten,
 sind die Absätze 1 bis 3 entsprechend anwendbar.

 §  48j
 Partielle Rückübertragung

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2) u n v e r ä n d e r t

 (3) u n v e r ä n d e r t
 (3)  Ansprüche  des  Kreditinstituts  nach  den  Absät-
 zen  1  und  2  bleiben  von  einem  Insolvenzverfahren
 über  das  Vermögen  des  Kreditinstituts  unberührt.  Die
 Erfüllung  dieser  Ansprüche  kann  weder  innerhalb  noch
 außerhalb  eines  solchen  Insolvenzverfahrens  ange-
 fochten werden.

 §  48j
 Partielle Rückübertragung

 (1)  Die  Bundesanstalt  kann  innerhalb  von  vier  Mo-
 naten  nach  Wirksamwerden  der  Ausgliederung  anord-
 nen,  dass  einzelne  Vermögenswerte,  Verbindlichkeiten
 oder  Rechtsverhältnisse  (Ausgliederungsgegenstände)
 auf  das  ausgliedernde  Kreditinstitut  zurück  übertragen
 werden  (Rückübertragungsanordnung).  Innerhalb  der
 Frist  nach  Satz  1  können  weitere  Rückübertragungsan-
 ordnungen ergehen.

 (2)  Die  Rückübertragungsanordnung  ist  gegenüber
 dem  übernehmenden  Rechtsträger  und  dem  ausgliedern-
 den  Kreditinstitut  bekanntzugeben  und  wird  mit  Be-
 kanntgabe  gegenüber  beiden  wirksam.  §  48f  Absatz  3  bis
 5  ist  entsprechend  anzuwenden;  an  die  Stelle  der  in  §  48f
 Absatz  3  Satz  2  genannten  Unterlagen  tritt  eine  Aus-
 fertigung  der  Rückübertragungsanordnung.  Der  von  ei-
 ner  Rückübertragungsanordnung  betroffene  Ausgliede-
 rungsgegenstand  gilt  als  von  Anfang  an  im  Vermögen
 des ausgliedernden Kreditinstituts verblieben.

 (3)  Von  einer  Rückübertragung  nach  Absatz  1  sind
 vorbehaltlich  der  Bestimmungen  des  Absatzes  5  Aus-
 gliederungsgegenstände,  für  welche  Finanzsicherheiten
 im  Sinne  des  §  1  Absatz  17  bestellt  sind,  sowie  die  für
 diese  bestellten  Finanzsicherheiten  ausgenommen.  Satz  1
 gilt  auch  für  Ausgliederungsgegenstände,  die  in  ein  Sys-
 tem  im  Sinne  des  §  1  Absatz  16  oder  von  Zentralbanken
 einbezogen  sind  oder  die  einer  nach  §  206  Absatz  1  der
 Solvabilitätsverordnung  berücksichtigungsfähigen  Auf-
 rechnungsvereinbarung  unterfallen.  Die  Auswahl  der
 übrigen  Ausgliederungsgegenstände  richtet  sich  nach
 deren  Bedeutung  für  eine  effektive  und  kosteneffiziente
 Abwehr  der  von  dem  Kreditinstitut  ausgehenden  Sys-
 temgefährdung.  Bei  gleichrangiger  Bedeutung  für  die
 effektive  und  kosteneffiziente  Abwehr  der  vom  Kredit-
 institut  ausgehenden  Systemgefährdung  richtet  sich  die
 Auswahl  von  Verbindlichkeiten  nach  der  in  einem  Insol-
 venzverfahren  über  Vermögen  des  Kreditinstituts  maß-
 geblichen  Rangfolge.  Die  Sätze  3  und  4  gelten  auch  für
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(4)  Der  übernehmende  Rechtsträger  haftet  für  Ver-
 bindlichkeiten,  die  von  einer  Rückübertragungsanord-
 nung  betroffen  sind,  nur  in  Höhe  des  Betrags,  den  der
 Gläubiger  im  Rahmen  der  Abwicklung  des  Kreditinsti-
 tuts  erlöst  haben  würde,  wenn  die  Ausgliederung  unter-
 blieben  wäre.  Die  Haftung  besteht  nur,  soweit  der
 Gläubiger  von  dem  Kreditinstitut  keine  Befriedigung
 erlangen kann.

 (5) u n v e r ä n d e r t

 (6) u n v e r ä n d e r t

 (7)  Die  Regelungen  in  §  48g  Absatz  2,  4  und  5  gel-
 ten entsprechend.

 §  48k
 Partielle Übertragung

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2) u n v e r ä n d e r t
 die  Entscheidung  über  eine  nur  teilweise  Rückübertra-
 gung von Verbindlichkeiten.

 (4)  Der  übernehmende  Rechtsträger  haftet  für  Ver-
 bindlichkeiten,  die  von  einer  Rückübertragungsanord-
 nung  betroffen  sind,  nur  in  Höhe  des  Betrags,  den  der
 Gläubiger  im  Rahmen  der  Abwicklung  des  Kreditinsti-
 tuts  erlöst  haben  würde,  wenn  die  Ausgliederung  unter-
 blieben wäre.

 (5)  Ein  im  Vollzug  der  Ausgliederung  auf  den  über-
 nehmenden  Rechtsträger  übergegangenes  Schuldver-
 hältnis,  dessen  Kündigung  oder  Beendigung  von  dem
 Vertragsgegner  entgegen  §  48g  Absatz  7  erklärt  oder
 behauptet  wird,  kann  von  der  Bundesanstalt  innerhalb
 von  zehn  Geschäftstagen  nach  Zugang  der  Erklärung
 beim  übernehmenden  Rechtsträger  auf  das  Kredit-
 institut  zurück  übertragen  werden;  etwaige  Ansprüche,
 die  sich  aus  der  Beendigung  eines  solchen  Schuldver-
 hältnisses  ergeben  würden,  gelten  als  mitübertragen.  Ist
 das  Schuldverhältnis  in  eine  nach  §  206  Absatz  1  der
 Solvabilitätsverordnung  berücksichtigungsfähige  Auf-
 rechnungsvereinbarung  eingebunden,  gelten  sämtliche
 von  der  Aufrechnungsvereinbarung  erfassten  Schuld-
 verhältnisse  zwischen  dem  Institut  und  dem  Vertrags-
 gegner,  die  Aufrechnungsvereinbarung  sowie  etwaige
 Ansprüche,  die  aus  der  Anwendung  der  Aufrechnungs-
 vereinbarung  resultieren  würden,  als  mitübertragen.
 Gleiches  gilt  für  Rahmenverträge,  in  die  die  von  der
 Aufrechnungsvereinbarung  erfassten  Schuldverhält-
 nisse  eingebunden  sind.  Die  Viermonatsfrist  nach  Ab-
 satz  1  gilt  nicht.  Der  Vertragsgegner  ist  über  die  Rück-
 übertragung unverzüglich zu unterrichten.

 (6)  Wenn  im  Zusammenhang  mit  der  Übertragungs-
 anordnung  finanzielle  Leistungen  des  Restrukturie-
 rungsfonds  erforderlich  sind  oder  werden  können,  trifft
 die  Bundesanstalt  die  Auswahl  nach  Absatz  3  Satz  4
 und  die  Entscheidung  über  eine  Maßnahme  nach  Ab-
 satz  5  im  Benehmen  mit  der  Bundesanstalt  für  Finanz-
 marktstabilisierung.

 §  48k
 Partielle Übertragung

 (1)  Abweichend  von  §  48e  Absatz  1  kann  die  Über-
 tragungsanordnung  vorsehen,  dass  nur  ein  Teil  des  Ver-
 mögens,  der  Verbindlichkeiten  und  der  Rechtsverhält-
 nisse  auf  den  übernehmenden  Rechtsträger  übertragen
 wird  (partielle  Übertragung).  In  diesem  Fall  hat  die
 Übertragungsanordnung  abweichend  von  §  48e  Absatz  1
 Nummer  2  nur  diejenigen  Ausgliederungsgegenstände
 anzugeben,  die  von  der  Ausgliederung  erfasst  werden;
 alternativ  können  die  Ausgliederungsgegenstände  ange-
 geben werden, die beim Institut verbleiben.

 (2)  Ausgliederungsgegenstände,  für  die  Finanzsicher-
 heiten  im  Sinne  des  §  1  Absatz  17  bestellt  sind,  dürfen
 nur  zusammen  mit  der  Finanzsicherheit  und  Finanz-
 sicherheiten  dürfen  nur  zusammen  mit  den  durch  sie  ge-
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(3) u n v e r ä n d e r t

 (4) u n v e r ä n d e r t

 (5)  Die  Bundesanstalt  kann  innerhalb  von  vier  Mo-
 naten  nach  Wirksamwerden  einer  Ausgliederung,  die
 auf  einer  Übertragungsanordnung  nach  Absatz  1  be-
 ruht,  weitere  Übertragungsanordnungen  (Folgeanord-
 nungen)  erlassen.  Folgeanordnungen  lösen  die  Frist
 nach  Satz  1  nicht  erneut  aus.  §  48a  Absatz  3  gilt  ent-
 sprechend.

 §  48l
 Maßnahmen bei dem Kreditinstitut

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2) u n v e r ä n d e r t
 sicherten  Ausgliederungsgegenständen  übertragen  wer-
 den.  Ausgliederungsgegenstände,  die  in  ein  System  im
 Sinne  des  §  1  Absatz  16  oder  ein  System  von  Zentral-
 banken  einbezogen  sind,  dürfen  nicht  ohne  die  für  sie
 bestellten  Sicherheiten  und  Sicherheiten  nicht  ohne  die
 durch  sie  gesicherten  Ausgliederungsgegenstände  über-
 tragen  werden.  Gegenstände,  die  einer  nach  §  206  Ab-
 satz  1  der  Solvabilitätsverordnung  berücksichtigungs-
 fähigen  Aufrechnungsvereinbarung  unterliegen,  dürfen
 nur  in  ihrer  Gesamtheit  und  zusammen  mit  der  Auf-
 rechnungsvereinbarung  und  den  Rahmenverträgen  über-
 tragen  werden,  in  die  die  von  der  Aufrechnungsver-
 einbarung  erfassten  Schuldverhältnisse  mittelbar  oder
 unmittelbar  eingebunden  sind;  §  48j  Absatz  5  Satz  2  gilt
 entsprechend.  Für  die  Auswahl  der  zu  übertragenden  Ge-
 genstände  ist  §  48j  Absatz  3  Satz  4  bis  6  und  Absatz  6
 entsprechend anzuwenden.

 (3)  Der  übernehmende  Rechtsträger  haftet  für  Ver-
 bindlichkeiten,  die  von  einer  Übertragungsanordnung
 nach  Absatz  1  nicht  erfasst  werden,  nur  in  Höhe  des
 Betrags,  den  der  Gläubiger  im  Rahmen  der  Abwicklung
 des  Kreditinstituts  erlöst  haben  würde,  wenn  die  Aus-
 gliederung unterblieben wäre.

 (4)  Verbleiben  bei  dem  Kreditinstitut  Gegenstände,
 auf  deren  Nutzung  oder  Mitnutzung  der  übernehmende
 Rechtsträger  angewiesen  ist,  um  die  auf  ihn  übertrage-
 nen  Unternehmensteile  fortführen  zu  können,  hat  das
 Kreditinstitut  dem  übernehmenden  Rechtsträger  die
 Nutzung  oder  Mitnutzung  gegen  ein  angemessenes  Ent-
 gelt  zu  gestatten,  bis  der  übernehmende  Rechtsträger
 die  betroffenen  Gegenstände  ersetzen  kann.  Ansprüche
 nach  Satz  1  oder  aus  einem  aufgrund  der  Verpflichtung
 nach  Satz  1  geschlossenen  Vertrag  bleiben  von  einem
 über  das  Vermögen  des  Instituts  eröffneten  Insolvenz-
 verfahren  unberührt;  Vertragsschluss  und  Erfüllungs-
 handlungen sind nicht anfechtbar.

 (5)  Die  Bundesanstalt  kann  innerhalb  von  vier  Mo-
 naten  nach  Wirksamwerden  einer  Ausgliederung,  die
 auf  einer  Übertragungsanordnung  nach  Absatz  1  be-
 ruht,  weitere  Übertragungsanordnungen  (Folgeanord-
 nungen)  erlassen.  Folgeanordnungen  lösen  die  Frist
 nach Satz 1 nicht erneut aus.

 §  48l
 Maßnahmen bei dem Kreditinstitut

 (1)  Nach  Wirksamwerden  der  Übertragungsanord-
 nung  kann  die  Bundesanstalt  die  Erlaubnis  des  Kredit-
 instituts  aufheben,  wenn  das  Kreditinstitut  nicht  in  der
 Lage  ist,  seine  Geschäfte  im  Einklang  mit  den  Bestim-
 mungen  dieses  Gesetzes  fortzuführen.  §  35  bleibt  unbe-
 rührt.

 (2)  Solange  die  auf  den  übernehmenden  Rechtsträger
 übertragenen  Unternehmensteile  in  ihrem  Bestand  ge-
 fährdet  sind  und  solange  die  Bundesanstalt  nicht  das
 Erreichen  des  Sanierungsziels  (§  48m  Absatz  1  Satz  2)
 beim  übernehmenden  Rechtsträger  festgestellt  hat,
 kann  die  Bundesanstalt  das  Kreditinstitut  anweisen,  die
 ihm  in  der  Anteilsinhaberversammlung  des  überneh-
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(3) u n v e r ä n d e r t

 (4) u n v e r ä n d e r t

 (5)  Die  Bundesanstalt  soll  bei  dem  Kreditinstitut
 einen  Sonderprüfer  einsetzen,  der  das  Bestehen  von
 Schadenersatzansprüchen  des  Kreditinstituts  gegen
 Organmitglieder  oder  ehemalige  Organmitglieder
 wegen  der  Verletzung  von  Sorgfaltspflichten  prüft.
 §  45c  Absatz  6  sowie  die  §§  144  und  145  des  Aktien-
 gesetzes gelten entsprechend.

 §  48m
 Maßnahmen bei dem übernehmenden Rechtsträger

 (1) u n v e r ä n d e r t
 menden  Rechtsträgers  zustehenden  Stimmrechte  in  be-
 stimmter  Weise  auszuüben;  die  Weisung  ist  auch  dem
 übernehmenden  Rechtsträger  bekanntzugeben.  Zur  Zu-
 stimmung

 1.  zu  einer  Kapitalherabsetzung  des  übernehmenden
 Rechtsträgers,  die  nicht  der  Deckung  von  Verlusten
 dient,

 2.  zu  einer  Kapitalerhöhung,  bei  welcher  der  Ausgabe-
 betrag  oder  der  Mindestbetrag,  zu  dem  die  Anteile
 ausgegeben werden, unangemessen niedrig ist,

 3.  zu  einer  Verschmelzung,  Spaltung,  Ausgliederung
 oder  Vermögensübertragung  nach  dem  Umwand-
 lungsgesetz,  bei  der  die  dem  Institut  zustehende  Ge-
 genleistung  oder  Abfindung  unangemessen  niedrig
 ist, und

 4.  zu  einem  Ausschluss  des  Kreditinstituts  aus  dem
 Kreis der Anteilsinhaber

 kann  das  Institut  nicht  angewiesen  werden.  Die  Be-
 folgung  einer  Weisung  nach  Satz  1  stellt  gegenüber
 dem  Kreditinstitut  oder  seinen  Anteilsinhabern  keine
 Pflichtwidrigkeit  der  Mitglieder  der  vertretungsberech-
 tigten  Organe  dar.  Hiervon  unberührt  bleibt  die  Pflicht,
 die  Rechte  des  Kreditinstituts  nach  Maßgabe  von  §  48m
 Absatz 4 und 5 und §  48r Absatz 3 zu verfolgen.

 (3)  Solange  die  auf  den  übernehmenden  Rechtsträger
 übertragenen  Unternehmensteile  in  ihrem  Bestand  ge-
 fährdet  sind  und  solange  eine  solche  Bestandsgefähr-
 dung  nicht  nachhaltig  abgewendet  ist,  darf  das  Kredit-
 institut  nicht  ohne  vorherige  schriftliche  Zustimmung
 der  Bundesanstalt  über  die  ihm  zustehenden  Anteile  an
 dem übernehmenden Rechtsträger verfügen.

 (4)  Droht  ein  Antrag  auf  Eröffnung  eines  Insolvenz-
 verfahrens  über  das  Vermögen  des  Kreditinstituts  allein
 deshalb  abgewiesen  zu  werden,  weil  das  Vermögen  des
 Kreditinstituts  voraussichtlich  nicht  reicht,  um  die  Kos-
 ten  des  Verfahrens  zu  decken,  ist  der  übernehmende
 Rechtsträger  verpflichtet,  den  für  die  Eröffnung  des
 Verfahrens erforderlichen Kostenvorschuss zu leisten.

 §  48m
 Maßnahmen bei dem übernehmenden Rechtsträger

 (1)  Der  übernehmende  Rechtsträger  hat  der  Bundes-
 anstalt  auf  Verlangen  unverzüglich  Auskunft  über  alle
 Umstände  zu  geben,  die  für  die  Beurteilung  der  Sanie-
 rungsfähigkeit  der  auf  den  übernehmenden  Rechtsträger
 übertragenen  Unternehmensteile  erforderlich  sind.  Sa-
 nierungsfähigkeit  im  Sinne  des  Satzes  1  ist  die  realisier-
 bare  Möglichkeit  der  Herstellung  einer  Vermögens- ,  Fi-
 nanz-  und  Ertragslage,  welche  die  Wettbewerbsfähigkeit
 des  übertragenen  Unternehmens  nachhaltig  gewährleis-
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(2)  Zur  Ermöglichung  oder  Umsetzung  einer
 Übertragungsanordnung  gelten  bis  zur  Feststel-
 lung  der  Erreichung  des  Sanierungsziels  durch  die
 Bundesanstalt  für  Beschlussfassungen  der  Anteils-
 inhaberversammlung  des  übernehmenden  Rechts-
 trägers  über  Kapitalmaßnahmen  die  §§  7  bis  7b,
 7d,  7e,  8  bis  11,  12  Absatz  1  bis  3,  §§  14,  15  und  17
 bis  19  des  Finanzmarktstabilisierungsbeschleuni-
 gungsgesetzes  entsprechend.  Dies  gilt  auch  dann,
 wenn  andere  private  oder  öffentliche  Stellen  Beiträge
 zur  Erreichung  des  Sanierungsziels  oder  zur  Überwin-
 dung  der  Bestandsgefährdung  leisten.  §  48d  Absatz  2
 Satz 3 gilt entsprechend.

 (3) u n v e r ä n d e r t

 (4) u n v e r ä n d e r t

 (5) u n v e r ä n d e r t

 (6)  Sind  dem  übernehmenden  Rechtsträger  zum  Zwe-
 cke  der  Überwindung  der  Bestandsgefährdung  oder  zur
 Erreichung  des  Sanierungsziels  durch  den  Restrukturie-
 tet  (Sanierungsziel).  Soweit  dies  zur  Überprüfung  der
 nach  Satz  1  gemachten  Angaben  erforderlich  ist,  kann
 die  Bundesanstalt  die  Vorlage  von  Unterlagen  und  die
 Überlassung von Kopien verlangen.

 (2)  Bis  zur  Feststellung  der  Erreichung  des  Sanie-
 rungsziels  durch  die  Bundesanstalt  gelten  für
 Beschlussfassungen  der  Anteilsinhaberversammlung
 des  übernehmenden  Rechtsträgers  über  Kapitalmaß-
 nahmen  die  §§  7  bis  7b,  7d  und  7e  des  Finanzmarkt-
 stabilisierungsbeschleunigungsgesetzes  entsprechend.
 Dies  gilt  auch  dann,  wenn  andere  private  oder  öffentli-
 che  Stellen  Beiträge  zur  Erreichung  des  Sanierungsziels
 oder  zur  Überwindung  der  Bestandsgefährdung  leisten.
 §  48d Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

 (3)  Ein  Beschluss  nach  Absatz  2  ist  unverzüglich
 zum  Register  des  Sitzes  des  übernehmenden  Rechtsträ-
 gers  anzumelden.  Er  ist,  sofern  er  nicht  offensichtlich
 nichtig  ist,  unverzüglich  in  das  Register  einzutragen.
 Klagen  und  Anträge  auf  Erlass  von  Entscheidungen  ge-
 gen  den  Beschluss  oder  seine  Eintragung  stehen  der
 Eintragung  nicht  entgegen.  §  246a  Absatz  4  des  Ak-
 tiengesetzes  gilt  entsprechend.  Dasselbe  gilt  für  die
 Beschlussfassungen  über  die  Ausnutzung  einer  nach
 Absatz  2  geschaffenen  Ermächtigung  zur  Ausnutzung
 eines genehmigten Kapitals.

 (4)  Stimmt  das  Institut  für  eine  Maßnahme  nach  Ab-
 satz  2  in  Erfüllung  einer  ihm  nach  §  48l  Absatz  2  von
 der  Bundesanstalt  erteilten  Weisung,  ist  es  nicht  gehin-
 dert,  gegen  den  Beschluss  Klage  zu  erheben.  Die  Klage
 kann  im  Falle  einer  Kapitalerhöhung  auch  darauf  ge-
 stützt  werden,  dass  der  Ausgabebetrag  der  neuen  An-
 teile  unangemessen  niedrig  ist.  Im  Falle  einer  Kapital-
 herabsetzung  kann  die  Klage  auch  darauf  gestützt
 werden,  dass  die  Kapitalherabsetzung  in  dem  beschlos-
 senen  Umfang  nicht  dem  Ausgleich  von  Verlusten
 dient.  Ist  die  Klage  begründet,  die  Maßnahme  aber  nach
 Absatz  3  bereits  in  das  Handelsregister  eingetragen,  so
 soll  der  dem  Institut  nach  Absatz  3  Satz  4  zustehende
 Schadenersatzanspruch  durch  die  Ausgabe  von  Antei-
 len  erfüllt  werden,  wenn  der  dem  Institut  erlittene  Scha-
 den  in  einer  wirtschaftlichen  Verwässerung  seiner  Be-
 teiligung am übernehmenden Rechtsträger besteht.

 (5)  Die  Absätze  2,  3  und  4  Satz  1  und  4  gelten  ent-
 sprechend  für  Beschlussfassungen  über  Satzungsän-
 derungen,  den  Abschluss  oder  die  Beendigung  von
 Unternehmensverträgen  oder  Maßnahmen  nach  dem
 Umwandlungsgesetz.  Stimmt  das  Kreditinstitut  in  Er-
 füllung  einer  Weisung  nach  §  48l  Absatz  2  für  eine
 Maßnahme  nach  dem  Umwandlungsgesetz,  kann  es  die
 Klage  gegen  den  Beschluss  auch  darauf  stützen,  dass
 die  dem  Institut  eingeräumte  Gegenleistung  oder  Ab-
 findung nicht angemessen ist.

 (6)  Sind  dem  übernehmenden  Rechtsträger  zum  Zwe-
 cke  der  Überwindung  der  Bestandsgefährdung  oder  zur
 Erreichung  des  Sanierungsziels  durch  den  Restrukturie-
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rungsfonds  oder  auf  andere  Weise  Unterstützungsleis-
 tungen  gewährt  worden,  kann  die  Bundesanstalt  bis  zur
 Erreichung des Sanierungsziels

 1.  Auszahlungen  an  die  Anteilsinhaber  des  überneh-
 menden Rechtsträgers untersagen,

 2.  Auszahlungen  an  die  Inhaber  anderer  Eigenmittel-
 bestandteile  untersagen,  die  nach  den  vertraglichen
 Bestimmungen  an  die  Erreichung  festgelegter  Kenn-
 größen  geknüpft  sind,  sofern  die  einschlägigen  Kenn-
 größen  ohne  die  Unterstützungsleistung  nicht  er-
 reicht worden wären, oder

 3.  Auszahlungen  an  Gläubiger  untersagen,  solange  de-
 ren  Ansprüche  aufgrund  einer  Nachrangabrede  nach
 einer  hypothetischen  Rückführung  der  Unterstüt-
 zungsleistung nicht zu bedienen wären.

 Als  Auszahlung  im  Sinne  des  Satzes  1  gelten  auch  die
 Kündigung  oder  der  Rückerwerb  der  betroffenen  Ei-
 genmittelbestandteile  und  Schuldtitel  sowie  bilanzielle
 Maßnahmen,  die  zur  Folge  haben,  dass  die  nach  Satz  1
 Nummer  2  maßgeblichen  Kenngrößen  erreicht  werden.
 Wird  eine  Auszahlung  nach  Satz  1  Nummer  2  untersagt,
 gelten  die  einschlägigen  Kenngrößen  als  nicht  erreicht.
 Satz  1  gilt  nicht  für  Ausschüttungen  auf  Anteile,  die  dem
 Restrukturierungsfonds  oder  dem  Finanzmarktstabili-
 sierungsfonds  im  Zusammenhang  mit  einer  Unterstüt-
 zungsleistung  gewährt  wurden,  und  für  Zahlungen  auf
 Forderungen  des  Restrukturierungsfonds,  die  im  Zusam-
 menhang  mit  der  staatlichen  Unterstützungsleistung  ent-
 standen  sind.  §  48d  Absatz  2  Satz  3  gilt  entsprechend.
 Unterstützungsleistungen  durch  den  Restrukturierungs-
 fonds  steht  die  für  die  Überwindung  der  Bestandsgefähr-
 dung  oder  zur  Erreichung  des  Sanierungsziels  erforder-
 liche  Zuführung  von  Eigenmitteln  oder  Liquidität  durch
 private Dritte gleich.

 (7) u n v e r ä n d e r t

 (8) u n v e r ä n d e r t

 (9) u n v e r ä n d e r t
 rungsfonds  oder  auf  andere  Weise  Unterstützungsleis-
 tungen  gewährt  worden,  kann  die  Bundesanstalt  bis  zur
 Erreichung des Sanierungsziels

 1.  Auszahlungen  an  die  Anteilsinhaber  des  überneh-
 menden Rechtsträgers untersagen,

 2.  Auszahlungen  an  die  Inhaber  anderer  Eigenmittel-
 bestandteile  untersagen,  die  nach  den  vertraglichen
 Bestimmungen  an  die  Erreichung  festgelegter  Kenn-
 größen  geknüpft  sind,  sofern  die  einschlägigen  Kenn-
 größen  ohne  die  Unterstützungsleistung  nicht  er-
 reicht worden wären, oder

 3.  Auszahlungen  an  Gläubiger  untersagen,  solange  de-
 ren  Ansprüche  aufgrund  einer  Nachrangabrede  nach
 einer  hypothetischen  Rückführung  der  Unterstüt-
 zungsleistung nicht zu bedienen wären.

 Als  Auszahlung  im  Sinne  des  Satzes  1  gelten  auch  die
 Kündigung  oder  der  Rückerwerb  der  betroffenen  Ei-
 genmittelbestandteile  und  Schuldtitel  sowie  bilanzielle
 Maßnahmen,  die  zur  Folge  haben,  dass  die  nach  Satz  1
 Nummer  2  maßgeblichen  Kenngrößen  erreicht  werden.
 Wird  eine  Auszahlung  nach  Satz  1  Nummer  2  untersagt,
 gelten  die  einschlägigen  Kenngrößen  als  nicht  erreicht.
 Satz  1  gilt  nicht  für  Ausschüttungen  auf  Anteile,  die  dem
 Restrukturierungsfonds  im  Zusammenhang  mit  einer
 Unterstützungsleistung  gewährt  wurden,  und  für  Zah-
 lungen  auf  Forderungen  des  Restrukturierungsfonds,  die
 im  Zusammenhang  mit  der  staatlichen  Unterstützungs-
 leistung  entstanden  sind.  §  48d  Absatz  2  Satz  3  gilt
 entsprechend.  Unterstützungsleistungen  durch  den  Re-
 strukturierungsfonds  steht  die  für  die  Überwindung  der
 Bestandsgefährdung  oder  zur  Erreichung  des  Sanie-
 rungsziels  erforderliche  Zuführung  von  Eigenmitteln
 oder Liquidität durch private Dritte gleich.

 (7)  Ist  das  Sanierungsziel  nicht  oder  nur  zu  unver-
 hältnismäßigen  wirtschaftlichen  Bedingungen  zu  errei-
 chen  und  lässt  sich  das  Unternehmen  ohne  Risiken  für
 die  Stabilität  des  Finanzsystems  abwickeln,  kann  die
 Bundesanstalt  in  Abstimmung  mit  der  Bundesanstalt
 für  Finanzmarktstabilisierung  von  dem  übernehmenden
 Rechtsträger  die  Erstellung  eines  Liquidationsplans
 verlangen,  aus  welchem  hervorgeht,  dass  und  auf  wel-
 che  Weise  das  vom  übernehmenden  Rechtsträger  fort-
 geführte Unternehmen geordnet abgewickelt wird.

 (8)  Die  Bundesanstalt  kann  einen  nach  Absatz  7  er-
 stellten Liquidationsplan für verbindlich erklären.

 (9)  Die  Bundesanstalt  ist  befugt,  die  zur  Durchsetzung
 eines  nach  Absatz  8  verbindlichen  Liquidationsplans  er-
 forderlichen  Maßnahmen  zu  ergreifen.  Insbesondere  ist
 die  Bundesanstalt  befugt,  dem  übernehmenden  Rechts-
 träger  Weisungen  zu  erteilen.  Bieten  die  Geschäftsleiter
 keine  Gewähr  für  die  ordnungsmäßige  Durchführung
 des  Plans,  kann  die  Bundesanstalt  nach  §  45c  die  Befug-
 nisse  der  Geschäftsleiter  auf  einen  Sonderbeauftragten
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§  48n
 u n v e r ä n d e r t

 §  48o
 Maßnahmen bei übergeordneten Unternehmen

 von Institutsgruppen

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2)  Ist  ein  gruppenangehöriges  Institut  oder  das  über-
 geordnete  Unternehmen  in  seinem  Bestand  gefährdet
 und  droht  es  dadurch  andere  gruppenangehörige  Unter-
 nehmen  in  deren  Bestand  zu  gefährden,  so  kann  die
 Bundesanstalt  nach  Maßgabe  der  §§  48c  bis  48k  eine
 Übertragungsanordnung  auch  gegenüber  dem  überge-
 ordneten  Unternehmen  erlassen,  wenn  mit  der  Gefähr-
 dung  der  anderen  gruppenangehörigen  Unternehmen
 eine  Systemgefährdung  einhergeht.  Bei  nachgeordneten
 Unternehmen  mit  Sitz  im  Ausland  wird  eine  Instituts-
 gefährdung vermutet, wenn

 1.  die  in  dem  Staat  des  Sitzes  geltenden  Eigenmittel-
 oder  Liquiditätsanforderungen  nicht  erfüllt  werden
 oder

 2.  die  Eröffnung  eines  Insolvenzverfahrens  oder  eines
 anderen,  in  der  Rechtsordnung  des  Sitzstaates  vorge-
 sehenen  Verfahrens  mit  vergleichbaren  Wirkungen
 bevorsteht  und  sich  auf  der  Grundlage  gruppeninter-
 ner  Transaktionen  nicht  abwenden  lässt,  ohne  andere
 gruppenangehörige  Unternehmen  einer  Institutsge-
 fährdung auszusetzen.

 Hat  die  Bundesanstalt  eine  Übertragungsanordnung  nach
 Satz 1 erlassen, gelten die §§  48l bis 48n entsprechend.

 §  48p
 u n v e r ä n d e r t
 übertragen,  der  geeignet  ist,  für  die  ordnungsmäßige
 Umsetzung des Plans Sorge zu tragen.

 §  48n
 Unterrichtung

 Über  den  Erlass  einer  Übertragungsanordnung  und
 Maßnahmen  nach  §  48l  Absatz  1  und  2  sowie  §  48m
 Absatz  6  bis  9  unterrichtet  die  Bundesanstalt  nach  Maß-
 gabe  des  §  46d  Absatz  1  und  2  die  zuständigen  Behör-
 den  der  anderen  Staaten  des  Europäischen  Wirtschafts-
 raums.

 §  48o
 Maßnahmen bei übergeordneten Unternehmen

 von Institutsgruppen

 (1)  Decken  die  einer  Institutsgruppe  zur  Verfügung
 stehenden  Eigenmittel  die  nach  §  10  Absatz  1  oder  1b
 oder  §  45b  Absatz  1  Satz  2,  Absatz  2  erforderlichen  Ei-
 genmittel  zu  weniger  als  90  vom  Hundert  oder  ist  zu  er-
 warten,  dass  eine  solche  Unterdeckung  eintreten  wird,
 wenn  keine  korrigierenden  Maßnahmen  ergriffen  wer-
 den,  so  kann  die  Bundesanstalt  in  entsprechender  An-
 wendung  der  §§  48a  bis  48k  auch  gegenüber  dem  über-
 geordneten  Unternehmen  eine  Übertragungsanordnung
 erlassen.  Die  §§  48l  bis  48n  sind  entsprechend  anzu-
 wenden.

 (2)  Ist  ein  gruppenangehöriges  Institut  oder  das  über-
 geordnete  Unternehmen  in  seinem  Bestand  gefährdet
 und  droht  es  dadurch  andere  gruppenangehörige  Unter-
 nehmen  in  deren  Bestand  zu  gefährden,  so  kann  die
 Bundesanstalt  nach  Maßgabe  der  §§  48c  bis  48k  eine
 Übertragungsanordnung  auch  gegenüber  dem  überge-
 ordneten  Unternehmen  erlassen,  wenn  mit  der  Gefähr-
 dung  der  anderen  gruppenangehörigen  Unternehmen
 eine  Systemgefährdung  einhergeht.  Bei  nachgeordneten
 Unternehmen  mit  Sitz  im  Ausland  wird  eine  Instituts-
 gefährdung vermutet, wenn

 1.  die  in  dem  Staat  des  Sitzes  geltenden  Eigenmittel-
 oder Liquiditätsanforderungen nicht erfüllt werden,

 2.  die  Eröffnung  eines  Insolvenzverfahrens  oder  eines
 anderen,  in  der  Rechtsordnung  des  Sitzstaates  vorge-
 sehenen  Verfahrens  mit  vergleichbaren  Wirkungen
 bevorsteht  und  sich  auf  der  Grundlage  gruppeninter-
 ner  Transaktionen  nicht  abwenden  lässt,  ohne  andere
 gruppenangehörige  Unternehmen  einer  Institutsge-
 fährdung auszusetzen

 Hat  die  Bundesanstalt  eine  Übertragungsanordnung  nach
 Satz 1 erlassen, gelten die §§  48l bis 48n entsprechend.

 §  48p
 Maßnahmen bei Finanzholding-Gruppen

 Decken  die  einer  Finanzholding-Gruppe  zur  Verfü-
 gung  stehenden  Eigenmittel  die  nach  §  10  Absatz  1  oder
 1b  oder  §  45b  Absatz  1  Satz  2,  Absatz  2  erforderlichen
 Eigenmittel  zu  weniger  als  90  vom  Hundert  oder  ist  zu
 erwarten,  dass  eine  solche  Unterdeckung  eintreten  wird,
 wenn  keine  korrigierenden  Maßnahmen  ergriffen  wer-
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§  48q
 u n v e r ä n d e r t

 §  48r
 u n v e r ä n d e r t
 den,  kann  die  Bundesanstalt  in  entsprechender  Anwen-
 dung  der  §§  48a  bis  48k  auch  gegenüber  der  Finanzhol-
 ding-Gesellschaft  eine  Übertragungsanordnung  erlassen.
 Die  §§  48l  bis  48n  sind  entsprechend  anzuwenden.
 §  48o Absatz 2 gilt entsprechend.

 §  48q
 Maßnahmen bei Finanzkonglomeraten

 Decken  die  einem  Finanzkonglomerat  zur  Verfügung
 stehenden  Eigenmittel  die  gemäß  §  10b  Absatz  1  erfor-
 derlichen  Eigenmittel  zu  weniger  als  90  vom  Hundert
 oder  ist  zu  erwarten,  dass  eine  solche  Unterdeckung  ein-
 treten  wird,  wenn  keine  korrigierenden  Maßnahmen  er-
 griffen  werden,  kann  die  Bundesanstalt  in  entsprechen-
 der  Anwendung  der  §§  48a  bis  48k  auch  gegenüber  dem
 übergeordneten  Finanzkonglomeratsunternehmen  sowie
 gegenüber  der  gemischten  Finanzholding-Gesellschaft
 eine  Übertragungsanordnung  erlassen.  Die  §§  48l  bis
 48n  sind  entsprechend  anzuwenden.  §  48o  Absatz  2  gilt
 entsprechend.

 §  48r
 Rechtsschutz

 (1)  Die  Übertragungsanordnung  kann  von  dem  Kre-
 ditinstitut  binnen  vier  Wochen  vor  dem  für  den  Sitz  der
 Bundesanstalt  in  Frankfurt  am  Main  zuständigen  Ober-
 verwaltungsgericht  im  ersten  und  letzten  Rechtszug  an-
 gefochten  werden.  Ein  Widerspruchsverfahren  wird
 nicht durchgeführt.

 (2)  Soweit  geltend  gemacht  wird,  dass  die  Übertra-
 gungsanordnung  keine  angemessene  Gegenleistung  für
 die  Übernahme  der  Ausgliederungsgegenstände  durch
 den  übernehmenden  Rechtsträger  vorsehe,  kann  die
 Klage  nur  auf  Anpassung  der  Gegenleistung  gerichtet
 werden.  Satz  1  gilt  entsprechend  für  Klagen,  mit  denen
 geltend  gemacht  wird,  dass  die  dem  Institut  nach  §  48d
 Absatz  6  auferlegte  Ausgleichsverbindlichkeit  unange-
 messen  hoch  sei  oder  dass  an  ihre  Stelle  eine  Gegen-
 leistung  treten  müsse.  War  in  der  Übertragungsanord-
 nung  eine  vorläufige  Gegenleistung  vorgesehen  und
 weicht  die  endgültig  festgesetzte  Gegenleistung  zu  Las-
 ten  des  übernehmenden  Rechtsträgers  von  der  vorläu-
 figen  Gegenleistung  ab,  kann  auch  der  übernehmende
 Rechtsträger  auf  Anpassung  der  Gegenleistung  klagen.
 Satz  3  gilt  entsprechend  für  Rechtsmittel  gegen  ein  Ur-
 teil,  das  die  Gegenleistung  zu  Lasten  des  übernehmen-
 den Rechtsträgers anpasst.

 (3)  Für  die  Anfechtung  von  Weisungen  der  Bundes-
 anstalt  nach  §  48l  Absatz  2  gilt  Absatz  1  entsprechend.
 Weisungen  können  nur  dann  wegen  eines  Verstoßes  ge-
 gen  die  Grenzen  des  §  48l  Absatz  2  Satz  2  Nummer  1
 bis  3  aufgehoben  werden,  wenn  der  Verstoß  offensicht-
 lich  ist.  Ist  der  Verstoß  nicht  offensichtlich,  kann  das
 Institut  vom  übernehmenden  Rechtsträger  nach  Maß-
 gabe des §  48m Absatz 4 und 5 Ausgleich fordern.

 (4)  Für  Klagen  gegen  die  Verbindlicherklärung  eines
 Liquidationsplans  (§  48m  Absatz  8)  oder  gegen  Maß-
 nahmen  zur  Durchsetzung  eines  für  verbindlich  erklär-
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§  48s
 u n v e r ä n d e r t

 16.  In  §  49  wird  die  Angabe  „45  Abs.  1“  durch  die  Angabe
 „  45“  und  werden  die  Wörter  „der  §§  46  und  46a  Abs.  1
 und  des  §  46b“  durch  die  Wörter  „der  §§  45c,  46,  46b
 und 48a bis 48q“ ersetzt.

 16a.  Nach §  52 wird folgender §  52a eingefügt:

 „§  52a
 Verjährung von Ansprüchen

 gegen Organmitglieder von Kreditinstituten

 (1)  Ansprüche  von  Kreditinstituten  gegen  Ge-
 schäftsleiter  und  Mitglieder  des  Aufsichts-  oder
 Verwaltungsorgans  aus  dem  Organ-  und  Anstel-
 lungsverhältnis  wegen  der  Verletzung  von  Sorgfalts-
 pflichten verjähren in zehn Jahren.

 (2)  Absatz  1  ist  auch  auf  die  vor  dem  …  [einset-
 zen:  Tag  des  Inkrafttretens  von  Artikel  2  Nummer
 16a  nach  Artikel  17  dieses  Gesetzes]  entstandenen
 und  noch  nicht  verjährten  Ansprüche  anzuwen-
 den.“

 17.  u n v e r ä n d e r t
 ten  Liquidationsplans  (§  48m  Absatz  9)  gilt  Absatz  1
 entsprechend.

 §  48s
 Beschränkung der Vollzugsfolgenbeseitigung;

 Entschädigung

 (1)  Die  Wirksamkeit  einer  gemäß  §  48c  Absatz  6
 Satz  2  im  elektronischen  Bundesanzeiger  veröffent-
 lichten  Ausgliederung  bleibt  von  einer  Aufhebung  der
 Übertragungsanordnung  durch  das  Oberverwaltungsge-
 richt  unberührt.  Die  Beseitigung  der  Vollzugsfolgen
 kann  insoweit  nicht  verlangt  werden.  Satz  2  gilt  nicht,
 wenn die Folgenbeseitigung

 1.  nicht zu einer Systemgefährdung zu führen droht,

 2.  keine  schutzwürdigen  Interessen  Dritter  bedrohen
 würde und

 3.  nicht unmöglich ist.

 (2)  Soweit  die  Beseitigung  der  Vollzugsfolgen  nach
 Absatz  1  Satz  2  ausgeschlossen  ist,  steht  dem  Kredit-
 institut  ein  Anspruch  auf  Ausgleich  der  durch  die  Über-
 tragungsanordnung  entstandenen  Nachteile  zu.  Der  An-
 spruch  steht  dem  Institut  auch  dann  zu,  wenn  die
 Übertragungsanordnung  nicht  aufgehoben  wird,  weil
 das  Handeln  der  Bundesanstalt  nach  §  48a  Absatz  2
 Satz  2  rechtmäßig  ist  und  das  Kreditinstitut  die  in  dieser
 Vorschrift  genannten  Umstände  nicht  zu  verantworten
 hat.“

 16.  In  §  49  wird  die  Angabe  „45  Abs.  1“  durch  die  Angabe
 „  45“  und  werden  die  Wörter  „der  §§  46  und  46a  Abs.  1
 und  des  §  46b“  durch  die  Wörter  „der  §§  45c,  46,  46b
 und 48a bis 48q“ ersetzt.

 17.  §  56 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Nummer  5  wird  die  Angabe  „§  45  Abs.  1  oder  3“
 durch die Angabe „§  45 Absatz 1 bis 4“ ersetzt.

 b)  In  Nummer  12  werden  die  Angabe  „oder  §  46a
 Abs.  1 Satz 1“ und das Wort „jeweils“ gestrichen.
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Artikel 3

 Gesetz zur Errichtung
 eines Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute

 (Restrukturierungsfondsgesetz – RStruktFG)

 I n h a l t s ü b e r s i c h t

 §  1  Errichtung des Fonds

 §  2  Beitragspflichtige Unternehmen

 §  3  Aufgabe  und  Verwendungszwecke  des  Restrukturie-
 rungsfonds

 §  4  Entscheidung über Restrukturierungsmaßnahmen

 §  5  Gründung eines Brückeninstituts und Anteilserwerb

 §  6  Garantie

 §  7  Rekapitalisierung

 §  8  Sonstige Maßnahmen

 §  9  Stellung im Rechtsverkehr

 §  10  Vermögenstrennung

 §  11  Verwaltung des Restrukturierungsfonds

 §  12  Mittel des Restrukturierungsfonds

 §  13  Wirtschaftsführung und Rechnungslegung

 §  14  Informationspflichten und Verschwiegenheitspflicht

 §  15  Steuern

 §  16  Parlamentarische Kontrolle

 §  1
 u n v e r ä n d e r t

 §  2
 Beitragspflichtige Unternehmen

 Beitragspflichtige  Unternehmen  sind  alle  Kreditinstitute
 im  Sinne  des  §  1  Absatz  1  des  Kreditwesengesetzes  mit  einer
 Erlaubnis  nach  dem  Kreditwesengesetz,  die  die  Vorgaben  der
 Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung  einhalten  müs-
 sen.  Kreditinstitute,  die  gemäß  §  5  Absatz  1  Nummer  2
 des  Körperschaftsteuergesetzes  von  der  Körperschaft-
 steuer  befreit  sind,  und  Brückeninstitute  nach  §  5  Absatz  1
 sind nicht beitragspflichtig.

 §  3
 Aufgabe und Verwendungszwecke

 des Restrukturierungsfonds

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2)  Nach  Erlass  einer  Übertragungsanordnung  nach  §  48a
 des  Kreditwesengesetzes  oder  soweit  sich  die  von  der  Bun-
 desanstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht  gemäß  §  48b
 des  Kreditwesengesetzes  festgestellte  Bestands-  und  Sys-
 temgefährdung  auf  anderem  Wege  in  gleich  sicherer  Weise
 Artikel 3

 Gesetz zur Errichtung
 eines Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute

 (Restrukturierungsfondsgesetz – RStruktFG)

 I n h a l t s ü b e r s i c h t

 §  1  Errichtung des Fonds

 §  2  Beitragspflichtige Unternehmen

 §  3  Aufgabe  und  Verwendungszwecke  des  Restrukturie-
 rungsfonds

 §  4  Entscheidung über Restrukturierungsmaßnahmen

 §  5  Gründung eines Brückeninstituts und Anteilserwerb

 §  6  Garantie

 §  7  Rekapitalisierung

 §  8  Sonstige Maßnahmen

 §  9  Stellung im Rechtsverkehr

 §  10  Vermögenstrennung

 §  11  Verwaltung des Restrukturierungsfonds

 §  12  Mittel des Restrukturierungsfonds

 §  13  Wirtschaftsführung und Rechnungslegung

 §  14  Informationspflichten und Verschwiegenheitspflicht

 §  15  Steuern

 §  1
 Errichtung des Fonds

 Bei  der  Bundesanstalt  für  Finanzmarktstabilisierung  (An-
 stalt)  wird  ein  Restrukturierungsfonds  für  Kreditinstitute
 (Restrukturierungsfonds) errichtet.

 §  2
 Beitragspflichtige Unternehmen

 Beitragspflichtige  Unternehmen  sind  alle  Kreditinstitute
 im  Sinne  des  §  1  Absatz  1  des  Kreditwesengesetzes  mit  einer
 Erlaubnis  nach  dem  Kreditwesengesetz,  die  die  Vorgaben  der
 Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung  einhalten  müs-
 sen.  Brückeninstitute nach §  5 sind nicht beitragspflichtig.

 §  3
 Aufgabe und Verwendungszwecke

 des Restrukturierungsfonds

 (1)  Der  Restrukturierungsfonds  dient  der  Stabilisierung
 des  Finanzmarktes  durch  Überwindung  von  Bestands-  und
 Systemgefährdungen  im  Sinne  des  §  48b  des  Kreditwesen-
 gesetzes.

 (2)  Nach  Erlass  einer  Übertragungsanordnung  nach  §  48a
 des  Kreditwesengesetzes  oder  soweit  sich  die  Bestands-  und
 Systemgefährdung  auf  anderem  Wege  in  gleich  sicherer
 Weise  beseitigen  lässt,  insbesondere  im  Wege  umwandlungs-
 rechtlicher  oder  privatrechtlicher  Vereinbarungen,  kann  der
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beseitigen  lässt,  insbesondere  im  Wege  umwandlungsrecht-
 licher  oder  privatrechtlicher  Vereinbarungen,  kann  der  Re-
 strukturierungsfonds  die  ihm  zur  Verfügung  stehenden  Mittel
 für folgende Maßnahmen verwenden:

 1.  u n v e r ä n d e r t

 2.  u n v e r ä n d e r t

 3.  u n v e r ä n d e r t

 4.  u n v e r ä n d e r t

 (3) u n v e r ä n d e r t

 §  4
 Entscheidung über Restrukturierungsmaßnahmen

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2) u n v e r ä n d e r t

 (3)  In  Kreditinstituten,  an  denen  der  Restruktu-
 rierungsfonds  aufgrund  einer  Restrukturierungsmaß-
 nahme  nach  §  5  Absatz  2  oder  §  7  beteiligt  ist  und  bei
 denen  der  Restrukturierungsfonds  unmittelbar  oder
 mittelbar  über  ein  oder  mehrere  Tochterunternehmen
 mindestens  75  Prozent  der  Anteile  hält,  darf  die  mone-
 täre  Vergütung  der  Organmitglieder  und  Angestellten
 jeweils  500  000  Euro  pro  Jahr  nicht  übersteigen.  Vari-
 able Vergütungen sind nicht zulässig.

 (4)  In  Kreditinstituten,  an  denen  der  Restrukturie-
 rungsfonds  aufgrund  einer  Restrukturierungsmaßnahme
 nach  §  5  Absatz  2  oder  §  7  beteiligt  ist  und  bei  denen  der
 Restrukturierungsfonds  unmittelbar  oder  mittelbar  über
 ein  oder  mehrere  Tochterunternehmen  weniger  als  75  Pro-
 zent  der  Anteile  hält,  darf  die  monetäre  Vergütung  der
 Organmitglieder  und  Angestellten  vorbehaltlich  der  Re-
 gelung  in  Satz  3  jeweils  500  000  Euro  pro  Jahr  nicht  über-
 steigen.  Variable  Vergütungen  sind  nicht  zulässig,  es  sei
 denn,  die  Summe  aus  fixer  und  variabler  Vergütung  über-
 schreitet  nicht  die  Obergrenze  von  500  000  Euro  pro  Jahr.
 Die  Obergrenze  von  500  000  Euro  darf  überschritten
 werden,  sofern  das  Kreditinstitut  mindestens  die  Hälfte
 der  geleisteten  Rekapitalisierungen  zurückgezahlt  hat
 Restrukturierungsfonds  die  ihm  zur  Verfügung  stehenden
 Mittel für folgende Maßnahmen verwenden:

 1.  Gründung  von  Brückeninstituten  und  Anteilserwerbe
 nach §  5,

 2.  Gewährung von Garantien nach §  6,

 3.  Durchführung von Rekapitalisierungen nach §  7 und

 4.  sonstige Maßnahmen nach §  8.

 (3)  Der  Restrukturierungsfonds  ist  ein  Sondervermögen
 des  Bundes  im  Sinne  des  Artikels  110  Absatz  1  des  Grund-
 gesetzes.

 §  4
 Entscheidung über Restrukturierungsmaßnahmen

 (1)  Über  die  Maßnahmen  des  Restrukturierungsfonds
 nach  den  §§  5  bis  8  entscheidet  die  Anstalt  nach  pflichtge-
 mäßem  Ermessen  unter  Berücksichtigung  der  Bedeutung
 des  Kreditinstituts  für  die  Finanzmarktstabilität  und  des
 Grundsatzes  des  möglichst  effektiven  und  wirtschaftlichen
 Einsatzes  der  Mittel.  Über  Angelegenheiten  von  besonderer
 Bedeutung  entscheidet  der  Lenkungsausschuss  im  Sinne  des
 §  4  Absatz  1  Satz  2  des  Finanzmarktstabilisierungsfonds-
 gesetzes.  Die  Entscheidung  wird  durch  die  Anstalt  unter
 Mitwirkung  der  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungs-
 aufsicht  vorbereitet.  Sind  infolge  einer  Übertragungsanord-
 nung  Maßnahmen  des  Restrukturierungsfonds  erforderlich,
 soll  der  Lenkungsausschuss  mit  der  Zustimmung  zu  der
 Übertragungsanordnung  zugleich  über  diese  Maßnahmen
 entscheiden.

 (2)  Ein  Rechtsanspruch  auf  Leistung  des  Fonds  besteht
 nicht.  Bei  der  Gewährung  von  Maßnahmen  können  Bedin-
 gungen  und  Auflagen  durch  Vertrag,  Selbstverpflichtung
 oder Verwaltungsakt festgelegt werden.
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oder  soweit  die  geleistete  Kapitalzuführung  voll  verzinst
 wird.

 (5)  Nicht  umfasst  von  den  Absätzen  3  und  4  sind  Ver-
 gütungen,  die  durch  Tarifvertrag  oder  in  seinem  Gel-
 tungsbereich  durch  Vereinbarung  der  Arbeitsvertrags-
 parteien  über  die  Anwendung  der  tarifvertraglichen
 Regelungen  oder  aufgrund  eines  Tarifvertrages  in  einer
 Betriebs-  oder  Dienstvereinbarung  vereinbart  sind.  Die
 Vorgaben  der  Absätze  3  und  4  sind  bei  Vertragsände-
 rungen  und  -neuabschlüssen  mit  Organmitgliedern  und
 Angestellten  zu  berücksichtigen.  Die  Verlängerung  eines
 Vertrages  gilt  als  Neuabschluss  im  Sinne  des  Satzes  2.
 Soweit  Verträge  den  Vorgaben  der  Absätze  3  und  4
 nicht  entsprechen,  können  Organmitglieder  und  Ange-
 stellte  aus  ihnen  keine  Rechte  herleiten.  Dies  gilt  nicht
 für  Ansprüche,  die  vor  dem  1.  Januar  2011  entstanden
 sind.

 §  5
 Gründung eines Brückeninstituts und Anteilserwerb

 (1)  Der  Restrukturierungsfonds  kann,  auch  ohne  konkre-
 ten  Anlass,  juristische  Personen  gründen,  die  im  Rahmen  von
 Übertragungen  nach  §  48a  Absatz  1  des  Kreditwesengesetzes
 oder  aufgrund  umwandlungsrechtlicher  oder  privatrecht-
 licher  Vereinbarungen  als  übernehmender  Rechtsträger  fun-
 gieren können (Brückeninstitut).

 (2)  Der  Restrukturierungsfonds  kann  Anteile  an  dem  über-
 nehmenden  Rechtsträger  im  Sinne  des  §  48a  des  Kreditwe-
 sengesetzes  oder  gemäß  umwandlungsrechtlicher  oder
 privatrechtlicher  Vereinbarung  erwerben.  Ein  Anteils-
 erwerb  soll  nur  erfolgen,  wenn  ein  wichtiges  Interesse  des
 Bundes  vorliegt  und  der  vom  Bund  erstrebte  Zweck  sich  nicht
 besser  und  wirtschaftlicher  auf  andere  Weise  erreichen  lässt.
 Die  §§  65  bis  69  der  Bundeshaushaltsordnung  finden  keine
 Anwendung.

 (3) u n v e r ä n d e r t

 (4) u n v e r ä n d e r t

 §  6
 u n v e r ä n d e r t
 §  5
 Gründung eines Brückeninstituts und Anteilserwerb

 (1)  Der  Restrukturierungsfonds  kann,  auch  ohne  konkre-
 ten  Anlass,  juristische  Personen  gründen,  die  im  Rahmen  von
 Übertragungen  nach  §  48a  Absatz  1  des  Kreditwesengesetzes
 als  übernehmender  Rechtsträger  fungieren  können  (Brücken-
 institut).

 (2)  Der  Restrukturierungsfonds  kann  Anteile  an  dem  über-
 nehmenden  Rechtsträger  im  Sinne  des  §  48d  des  Kreditwe-
 sengesetzes  erwerben.  Ein  Anteilserwerb  soll  nur  erfolgen,
 wenn  ein  wichtiges  Interesse  des  Bundes  vorliegt  und  der
 vom  Bund  erstrebte  Zweck  sich  nicht  besser  und  wirtschaft-
 licher auf andere Weise erreichen lässt. Die §§  65 bis 69 der
 Bundeshaushaltsordnung finden keine Anwendung.

 (3)  §  202  Absatz  3  Satz  1  des  Aktiengesetzes  ist  auf  Brü-
 ckeninstitute nicht anzuwenden.

 (4)  Ist  ein  Brückeninstitut  als  übernehmender  Rechtsträger
 gemäß  §  48m  Absatz  4  Satz  4,  Absatz  5  oder  aufgrund  des
 §  48r  Absatz  2  des  Kreditwesengesetzes  zur  Gewährung  von
 Anteilen  an  das  Kreditinstitut  verpflichtet,  muss  der  Restruk-
 turierungsfonds  darauf  hinwirken,  dass  die  dafür  erforder-
 lichen Hauptversammlungsbeschlüsse zustande kommen.

 §  6
 Garantie

 (1)  Der  Restrukturierungsfonds  kann  Garantien  zur  Siche-
 rung  von  Ansprüchen  gegen  den  übernehmenden  Rechtsträ-
 ger übernehmen, die resultieren aus

 1.  der  den  übernehmenden  Rechträger  nach  §  48j  Absatz  4
 oder  §  48k  Absatz  3  des  Kreditwesengesetzes  treffenden
 Haftung;

 2.  der  den  übernehmenden  Rechträger  nach  §  48l  Absatz  4
 des  Kreditwesengesetzes  treffenden  Pflicht  zur  Leistung
 des Vorschusses;

 3.  der  den  übernehmenden  Rechtsträger  nach  §  48m  Absatz  3
 Satz  4  des  Kreditwesengesetzes  treffenden  Schadener-
 satzpflicht gegenüber dem Kreditinstitut;
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§  7
 Rekapitalisierung

 Der  Restrukturierungsfonds  kann  sich  an  der  Rekapitali-
 sierung  des  übernehmenden  Rechtsträgers  im  Sinne  des
 §  48a  Absatz  1  des  Kreditwesengesetzes  oder  gemäß  um-
 wandlungsrechtlicher  oder  privatrechtlicher  Vereinba-
 rung  beteiligen,  insbesondere  gegen  Leistung  einer  Einlage
 Anteile  oder  stille  Beteiligungen  erwerben  und  sonstige  Be-
 standteile  der  Eigenmittel  solcher  Unternehmen  überneh-
 men.  Eine  Beteiligung  durch  den  Restrukturierungsfonds
 soll  nur  erfolgen,  wenn  ein  wichtiges  Interesse  des  Bundes
 vorliegt  und  der  vom  Bund  angestrebte  Zweck  sich  nicht
 besser  und  wirtschaftlicher  auf  andere  Weise  erreichen  lässt.
 Die  §§  65  bis  69  der  Bundeshaushaltsordnung  sind  insoweit
 nicht anzuwenden.

 §  8
 u n v e r ä n d e r t
 4.  der  den  übernehmenden  Rechtsträger  nach  §  48s  Absatz  2
 des  Kreditwesengesetzes  treffenden  Pflicht  zur  Entschä-
 digung des Kreditinstituts.

 §  39  Absatz  2  und  3  der  Bundeshaushaltsordnung  ist  nicht
 anzuwenden.

 (2)  Der  Restrukturierungsfonds  kann  zum  Zweck  der  Re-
 finanzierung  des  übernehmenden  Rechtsträgers  Garantien
 für  die  von  dem  übernehmenden  Rechtsträger  begebenen
 Schuldverschreibungen  übernehmen.  Die  Laufzeit  der  abzu-
 sichernden  Verbindlichkeiten  darf  60  Monate  nicht  über-
 schreiten.

 (3)  Das  Gesamtvolumen  der  nach  den  Absätzen  1  und  2
 zu  begebenden  Garantien  darf  das  20fache  der  Summe  der
 angesammelten  Mittel  des  Restrukturierungsfonds  gemäß
 §  12  Absatz  1,  maximal  100  Milliarden  Euro,  nicht  über-
 schreiten.  Eine  Garantie  ist  auf  den  Höchstbetrag  der  ent-
 sprechenden  Ermächtigung  in  der  Höhe  anzurechnen,  in  der
 der  Restrukturierungsfonds  daraus  in  Anspruch  genommen
 werden  kann.  Zinsen  und  Kosten  sind  auf  den  jeweiligen
 Ermächtigungsrahmen  nur  anzurechnen,  soweit  das  gesetz-
 lich  bestimmt  ist  oder  bei  der  Übernahme  ein  gemeinsamer
 Haftungsbetrag  für  die  Hauptverpflichtung,  Zinsen  und
 Kosten  festgelegt  wird.  Soweit  der  Restrukturierungsfonds
 in  den  Fällen  einer  Garantieübernahme  nach  Absatz  1  ohne
 Inanspruchnahme  von  seiner  Haftung  frei  wird  oder  Ersatz
 für  erbrachte  Leistungen  erlangt  hat,  ist  eine  Garantie  auf
 den Höchstbetrag nicht mehr anzurechnen.

 (4)  Soweit  das  Garantievolumen  nach  Absatz  3  nicht  er-
 reicht  wird,  kann  der  Restrukturierungsfonds  Garantien  bis
 zur  Höhe  von  100  Milliarden  Euro  übernehmen.  Die  Garan-
 tieermächtigung  besteht  nur  in  der  Höhe,  in  der  die  Garan-
 tieermächtigung  nach  §  6  des  Finanzmarktstabilisierungs-
 fondsgesetzes  in  der  bis  zum  30.  Dezember  2010  geltenden
 Fassung  zugunsten  des  Finanzmarktstabilisierungsfonds  am
 31.  Dezember  2010  nicht  in  Anspruch  genommen  worden
 ist.

 (5)  Für  die  Übernahme  von  Garantien  ist  ein  Entgelt  zu
 erheben.

 §  7
 Rekapitalisierung

 Der  Restrukturierungsfonds  kann  sich  an  der  Rekapitali-
 sierung  des  übernehmenden  Rechtsträgers  im  Sinne  des
 §  48a  Absatz  1  des  Kreditwesengesetzes  beteiligen,  insbe-
 sondere  gegen  Leistung  einer  Einlage  Anteile  oder  stille  Be-
 teiligungen  erwerben  und  sonstige  Bestandteile  der  Eigen-
 mittel  solcher  Unternehmen  übernehmen.  Eine  Beteiligung
 durch  den  Restrukturierungsfonds  soll  nur  erfolgen,  wenn
 ein  wichtiges  Interesse  des  Bundes  vorliegt  und  der  vom
 Bund  angestrebte  Zweck  sich  nicht  besser  und  wirtschaft-
 licher auf andere Weise erreichen lässt. Die §§  65 bis 69 der
 Bundeshaushaltsordnung sind insoweit nicht anzuwenden.

 §  8
 Sonstige Maßnahmen

 Der  Restrukturierungsfonds  kann  seine  Mittel  zur  Erfül-
 lung  sonstiger  Ansprüche,  die  im  Zusammenhang  mit  einer
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§  9
 u n v e r ä n d e r t

 §  10
 u n v e r ä n d e r t

 §  11
 u n v e r ä n d e r t

 §  12
 Mittel des Restrukturierungsfonds

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2)  Die  beitragspflichtigen  Kreditinstitute  sind  verpflich-
 tet,  jeweils  zum  30.  September  eines  Kalenderjahres  Jahres-
 beiträge,  erstmalig  zum  30.  September  2011,  zu  leisten.  In
 der  Rechtsverordnung  nach  Absatz  10  Satz  2  ist  eine  Ober-
 grenze  für  die  Erhebung  von  Jahresbeiträgen  festzulegen.
 Die  Anstalt  kann  mit  Zustimmung  der  Aufsichtsbehörde  die
 Beitragspflicht  herab-  oder  aussetzen,  wenn  die  vorhande-
 nen  Mittel  zur  Deckung  der  Kosten  für  die  in  §  3  Absatz  2
 genannten  Maßnahmen  und  die  nach  §  11  der  Anstalt  zu
 erstattenden Kosten ausreichen.

 (3) u n v e r ä n d e r t
 Maßnahme  nach  §  3  Absatz  2  Nummer  1  bis  4  entstehen,
 einsetzen.  Die  §§  65  bis  69  der  Bundeshaushaltsordnung
 sind insoweit nicht anzuwenden.

 §  9
 Stellung im Rechtsverkehr

 Der  Restrukturierungsfonds  ist  nicht  rechtsfähig.  Er  kann
 unter  seinem  Namen  im  rechtsgeschäftlichen  Verkehr  han-
 deln,  klagen  und  verklagt  werden.  Arrest  oder  andere  Maß-
 nahmen  der  Zwangsvollstreckung  in  den  Restrukturierungs-
 fonds  finden  nicht  statt.  §  394  Satz  1  des  Bürgerlichen
 Gesetzbuchs  ist  entsprechend  anzuwenden.  Ausschließlicher
 Gerichtsstand  des  Restrukturierungsfonds  ist  der  Sitz  der
 Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung.

 §  10
 Vermögenstrennung

 Der  Restrukturierungsfonds  ist  von  dem  übrigen  Vermö-
 gen  des  Bundes,  seinen  Rechten  und  Verbindlichkeiten  zu
 trennen.  Der  Bund  haftet  unmittelbar  für  die  Verbindlich-
 keiten  des  Restrukturierungsfonds;  der  Fonds  haftet  nicht
 für die sonstigen Verbindlichkeiten des Bundes.

 §  11
 Verwaltung des Restrukturierungsfonds

 Die  Anstalt  verwaltet  den  Restrukturierungsfonds.  Sie
 untersteht  dabei  der  Rechts-  und  Fachaufsicht  des  Bundes-
 ministeriums  der  Finanzen  (Aufsichtsbehörde).  Die  für  die
 Errichtung  und  Verwaltung  des  Restrukturierungsfonds  an-
 fallenden  Personal-  und  Sachkosten  werden  der  Anstalt  aus
 Mitteln des Restrukturierungsfonds erstattet.

 §  12
 Mittel des Restrukturierungsfonds

 (1)  Die  Mittel  des  Restrukturierungsfonds  werden  durch
 Beiträge  der  beitragspflichtigen  Kreditinstitute  erbracht.  Die
 Beiträge  der  beitragspflichtigen  Kreditinstitute  müssen  so
 bemessen  sein,  dass  sie  ausreichen,  um  die  Kosten  für  die  in
 §  3  Absatz  2  genannten  Maßnahmen  und  die  nach  §  11  der
 Anstalt  zu  erstattenden  Kosten  zu  decken.  Die  angesammel-
 ten  Mittel  sind  so  anzulegen,  dass  eine  möglichst  große
 Sicherheit  und  ausreichende  Liquidität  der  Anlagen  gewähr-
 leistet  sind.  Die  Anstalt  erarbeitet  nach  dieser  Maßgabe  eine
 mit der Aufsichtsbehörde abgestimmte Anlagerichtlinie.

 (2)  Die  beitragspflichtigen  Kreditinstitute  sind  verpflich-
 tet,  jeweils  zum  30.  September  eines  Kalenderjahres  Jahres-
 beiträge  zu  leisten.  In  der  Rechtsverordnung  nach  Absatz  10
 Satz  1  ist  eine  Obergrenze  für  die  Erhebung  von  Jahresbei-
 trägen  festzulegen.  Die  Anstalt  kann  mit  Zustimmung  der
 Aufsichtsbehörde  die  Beitragspflicht  herab-  oder  aussetzen,
 wenn  die  vorhandenen  Mittel  zur  Deckung  der  Kosten  für
 die  in  §  3  Absatz  2  genannten  Maßnahmen  und  die  nach
 §  11 der Anstalt zu erstattenden Kosten ausreichen.

 (3)  Die  Anstalt  hat  mit  der  Entscheidung  über  die  in  §  3
 Absatz  2  genannten  Maßnahmen  unverzüglich  den  erfor-
 derlichen  Mittelbedarf  festzustellen.  Soweit  die  in  dem
 Restrukturierungsfonds  angesammelten  Mittel  nicht  zur
 Deckung  der  Kosten  für  die  in  §  3  Absatz  2  genannten  Maß-
 nahmen  und  die  nach  §  11  der  Anstalt  zu  erstattenden  Kos-
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(4) u n v e r ä n d e r t

 (5) u n v e r ä n d e r t

 (6) u n v e r ä n d e r t
 ten  ausreichen,  kann  die  Anstalt  Sonderbeiträge  erheben.
 Sofern  eine  zeitgerechte  Deckung  des  Mittelbedarfs  durch
 Sonderbeiträge  nicht  möglich  ist,  kann  der  Restrukturie-
 rungsfonds  nach  Maßgabe  des  Absatzes  6  Kredite  aufneh-
 men.  Sonderbeiträge  dienen  zur  Deckung  des  festgestellten
 Mittelbedarfs  sowie  zur  Deckung  von  Tilgung,  Zinsen  und
 Kosten  für  die  Rückführung  von  Krediten.  Die  Pflicht  zur
 Leistung  von  Sonderbeiträgen  besteht  für  alle  Kreditinsti-
 tute,  die  zu  dem  Zeitpunkt,  in  dem  der  Mittelbedarf  festge-
 stellt  wird,  verpflichtet  sind,  Jahresbeiträge  zu  zahlen.  Die
 Anstalt  ist  berechtigt,  die  Sonderbeiträge  in  Teilbeträgen  zu
 erheben.  Im  Fall  der  Erhebung  von  Teilbeträgen  hat  die  An-
 stalt  die  beitragspflichtigen  Kreditinstitute  über  die  von  ihr
 beabsichtigte weitere Vorgehensweise zu unterrichten.

 (4)  Die  Höhe  der  jeweiligen  Sonderbeiträge  bemisst  sich
 nach  dem  Verhältnis  des  Durchschnitts  der  in  den  letzten
 drei  Jahren  fällig  gewordenen  Jahresbeiträge  des  einzelnen
 beitragspflichtigen  Kreditinstituts  zum  Durchschnitt  der  Ge-
 samtsumme  der  in  den  letzten  drei  Jahren  fällig  gewordenen
 Jahresbeiträge  aller  nach  Absatz  1  beitragspflichtigen  Kre-
 ditinstitute.  Die  Anstalt  ist  berechtigt,  in  einem  Kalender-
 jahr  mehrere  Sonderbeiträge  zu  erheben.  Die  in  einem  Ka-
 lenderjahr  erhobenen  Sonderbeiträge  dürfen  das  Dreifache
 des  Durchschnitts  der  in  den  letzten  drei  Jahren  fällig  ge-
 wordenen  Jahresbeiträge  des  Kreditinstituts  nicht  überstei-
 gen.  Bei  Kreditinstituten,  die  bis  zum  Zeitpunkt  der  Festset-
 zung  der  Sonderbeiträge  weniger  als  drei  Jahresbeiträge  zu
 zahlen  hatten,  bestimmt  sich  die  Höhe  der  Sonderbeiträge
 nach  Satz  1  und  die  Höhe  der  Obergrenze  nach  Satz  2  nach
 dem  Dreifachen  des  Durchschnitts  der  für  diese  Institute  fäl-
 lig  gewordenen  Jahresbeiträge.  Die  Anstalt  kann  ein  bei-
 tragspflichtiges  Kreditinstitut  von  der  Pflicht  zur  Leistung
 eines  Sonderbeitrags  ganz  oder  teilweise  befreien,  wenn
 durch  die  Gesamtheit  der  an  den  Restrukturierungsfonds  zu
 leistenden  Zahlungen  eine  Gefahr  für  die  Erfüllung  der  Ver-
 pflichtungen  dieses  Kreditinstituts  gegenüber  seinen  Gläu-
 bigern bestehen würde.

 (5)  Nach  Abschluss  der  Maßnahmen  des  Restrukturie-
 rungsfonds,  für  welche  die  Sonderbeiträge  erhoben  worden
 sind,  hat  die  Anstalt  den  Kreditinstituten  über  die  Verwen-
 dung  der  Sonderbeiträge  zu  berichten.  Sie  hat  den  Kredi-
 tinstituten  gezahlte  Sonderbeiträge  zu  erstatten,  soweit  sie
 nicht  zur  Deckung  des  festgestellten  Mittelbedarfs  sowie
 zur  Deckung  von  Tilgung,  Zinsen  und  Kosten  für  die  Rück-
 führung  von  Krediten  nach  Absatz  6  verwendet  worden
 sind.

 (6)  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  wird  ermächtigt,
 für  den  Fonds  zur  Finanzierung  von  Maßnahmen  nach  den
 §§  5,  7  und  8  dieses  Gesetzes  sowie  im  Falle  der  Inanspruch-
 nahme  des  Fonds  aus  einer  Garantie  nach  §  6  dieses  Gesetzes
 und  zum  Aufbau  von  Kassen-  und  Eigenbeständen  Kredite
 aufzunehmen.  Die  Kreditermächtigung  besteht  nur  in  der
 Höhe,  in  der  die  Kreditermächtigung  nach  §  9  des  Finanz-
 marktstabilisierungsfondsgesetzes  in  der  bis  zum  30.  De-
 zember  2010  geltenden  Fassung  zugunsten  des  Finanz-
 marktstabilisierungsfonds  am  31.  Dezember  2010  nicht  in
 Anspruch  genommen  worden  ist,  maximal  jedoch  in  Höhe
 von  20  Milliarden  Euro.  Dem  Kreditrahmen  wachsen  die
 Beträge  aus  getilgten  Krediten  wieder  zu.  Auf  die  Kredit-
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(7) u n v e r ä n d e r t

 (8) u n v e r ä n d e r t

 (9) u n v e r ä n d e r t

 (10)  Die  Zielgröße  des  Restrukturierungsfonds  be-
 läuft  sich  auf  70  Milliarden  Euro.  Das  Nähere  über  die
 Folgen  eines  Erreichens  oder  Unterschreitens  der  Ziel-
 größe,  die  Jahresbeiträge  und  die  Sonderbeiträge  sowie
 die  Informationspflichten  nach  Absatz  7  regelt  die  Bun-
 desregierung  im  Benehmen  mit  der  Deutschen  Bundes-
 bank  durch  Rechtsverordnung,  die  nicht  der  Zustim-
 mung  des  Bundesrates  bedarf.  Die  Rechtsverordnung  ist
 dem  Bundestag  vor  Erlass  zuzuleiten.  Die  Rechtsverord-
 nung  kann  durch  Beschluss  des  Bundestages  geändert
 oder  abgelehnt  werden.  Der  Beschluss  des  Bundestages
 wird  der  Bundesregierung  zugeleitet.  Hat  sich  der  Bun-
 destag  nach  Ablauf  von  drei  Sitzungswochen  seit  Ein-
 gang  der  Rechtsverordnung  nicht  mit  ihr  befasst,  kann
 die  Bundesregierung  die  Rechtsverordnung  unverän-
 dert  erlassen.  Die  Höhe  der  Jahresbeiträge  muss  sich
 nach  dem  Geschäftsvolumen,  der  Größe  und  der  Ver-
 netzung  des  beitragspflichtigen  Kreditinstituts  im  Finanz-
 markt  richten;  hierbei  ist  die  Summe  der  eingegangenen
 Verbindlichkeiten  und  der  Umfang  der  noch  nicht  abge-
 wickelten  Termingeschäfte  maßgebend.  Für  die  Ermitt-
 lung  der  Jahresbeiträge  und  Sonderbeiträge  ist  vorzuse-
 hen,  dass  die  folgenden  Passivpositionen  der  Bilanz
 nicht zu berücksichtigen sind:

 1.  Verbindlichkeiten  gegenüber  Kunden,  mit  Ausnahme
 von  Verbindlichkeiten  gegenüber  juristischen  Perso-
 nen, an denen das Kreditinstitut beteiligt ist,

 2.  Genussrechtskapital  mit  Ausnahme  des  Genussrechts-
 kapitals mit einer Laufzeit unter zwei Jahren,

 3.  Fonds für allgemeine Bankrisiken,

 4.  Eigenkapital.

 Die  Rechtsverordnung  hat  vorzusehen,  dass  die  Be-
 messungsgrundlage  für  die  Ermittlung  der  Jahresbei-
 träge  in  Stufen  unterteilt  wird  und  diese  Stufen  mit  un-
 terschiedlichen  Abgabesätzen  zu  belasten  sind,  wobei
 der  Abgabesatz  mit  zunehmender  Größe  der  Bemes-
 ermächtigung  ist  bei  Diskontpapieren  der  Nettobetrag  anzu-
 rechnen.

 (7)  Die  Kreditinstitute  sind  verpflichtet,  die  für  die  Erhe-
 bung  der  Jahres-  und  Sonderbeiträge  erforderlichen  Infor-
 mationen  der  Anstalt  zu  übermitteln.  Das  Nähere  kann  in
 der Rechtsverordnung nach Absatz 10 geregelt werden.

 (8)  Aus  den  Beitragsbescheiden  der  Anstalt  findet  die
 Vollstreckung  nach  den  Bestimmungen  des  Verwaltungs-
 Vollstreckungsgesetzes  statt.  Die  vollstreckbare  Ausferti-
 gung  erteilt  die  Anstalt.  Widerspruch  und  Anfechtungsklage
 gegen  Beitragsbescheide  haben  keine  aufschiebende  Wir-
 kung.

 (9)  Die  Anstalt  kann  zulassen,  dass  ein  Verband  der  Kre-
 ditinstitute  die  Beiträge  der  ihm  angehörenden  Kredit-
 institute  gesammelt  leistet,  wenn  sich  der  Verband  hierzu
 schriftlich  bereit  erklärt  und  von  den  Kreditinstituten  hierzu
 bevollmächtigt  wird.  Die  Festsetzungen  gegenüber  den  ver-
 bandsangehörigen  Kreditinstituten  werden  diesen  in  diesem
 Fall  über  den  Verband  bekannt  gegeben.  Eine  Bekanntgabe
 der  Festsetzungen  an  jedes  einzelne  Kreditinstitut,  das  dem
 Verband angehört, ist in diesem Fall entbehrlich.

 (10)  Das  Nähere  über  die  Jahresbeiträge  und  die  Son-
 derbeiträge  sowie  über  die  Informationspflichten  nach  Ab-
 satz  7  regelt  die  Bundesregierung  im  Benehmen  mit  der
 Deutschen  Bundesbank  durch  Rechtsverordnung,  die  nicht
 der  Zustimmung  des  Bundesrates  bedarf.  Die  Höhe  der  Jah-
 resbeiträge  muss  sich  nach  dem  Geschäftsvolumen,  der
 Größe  und  der  Vernetzung  des  beitragspflichtigen  Kredit-
 instituts  im  Finanzmarkt  richten;  hierbei  ist  insbesondere
 die  Summe  der  gegenüber  anderen  Kreditinstituten  einge-
 gangenen  Verbindlichkeiten  zu  berücksichtigen.  Die  Rechts-
 verordnung  kann  auch  die  Erhebung  von  Mindestbeiträgen
 vorsehen,  die  unabhängig  von  der  Erzielung  eines  Jahres-
 überschusses  des  Kreditinstituts  erhoben  werden  können.
 Die  Rechtsverordnung  kann  auch  Bestimmungen  zur  Stun-
 dung  und  Fälligkeit  von  Beiträgen  und  Sonderbeiträgen  und
 zur  Erhebung  von  Verzugszinsen  für  verspätet  geleistete
 Beiträge und zur Anlage der Mittel enthalten.
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sungsgrundlage  ansteigen  soll.  Die  Rechtsverordnung
 kann  auch  die  Erhebung  von  Mindestbeiträgen  vorse-
 hen,  die  unabhängig  von  der  Erzielung  eines  Jahres-
 überschusses  des  Kreditinstituts  erhoben  werden  kön-
 nen.  Die  Rechtsverordnung  kann  auch  Bestimmungen
 zur  Stundung  und  Fälligkeit  von  Beiträgen  und  Sonder-
 beiträgen  und  zur  Erhebung  von  Verzugszinsen  für  ver-
 spätet geleistete Beiträge enthalten.

 §  13
 u n v e r ä n d e r t

 §  14
 Informationspflichten und Verschwiegenheitspflicht

 (1) u n v e r ä n d e r t

 (2) u n v e r ä n d e r t

 (3) entfällt

 §  15
 u n v e r ä n d e r t
 §  13
 Wirtschaftsführung und Rechnungslegung

 (1)  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  stellt  für  den
 Restrukturierungsfonds  am  Schluss  eines  jeden  Rechnungs-
 jahres  die  Haushaltsrechnung  (Rechnung  über  die  Ein-
 nahmen  und  Ausgaben  nach  der  Bundeshaushaltsordnung)
 sowie  die  Vermögensrechnung  (Bilanz  und  Gewinn-  und
 Verlustrechnung  nach  den  Vorschriften  des  Handelsgesetz-
 buchs) auf.

 (2)  Die  Haushaltsrechnung  und  die  Vermögensrechnung
 des  Fonds  sind  als  Anhang  der  Haushaltsrechnung  des  Bun-
 des beizufügen.

 (3)  Ein  Haushalts-  und  Wirtschaftsplan  wird  nicht  aufge-
 stellt.  Der  Haushaltsauschuss  und  der  Finanzausschuss  des
 Deutschen  Bundestages  sind  regelmäßig  über  den  aktuellen
 Sachstand zu unterrichten.

 (4)  Der  Restrukturierungsfonds  hat  sich  bei  Maßnahmen
 nach  den  §§  5  bis  8  bei  Unternehmen,  die  Maßnahmen  nach
 diesem  Gesetz  in  Anspruch  nehmen,  ein  Prüfungsrecht  zu-
 gunsten  des  Bundesrechnungshofes  einräumen  zu  lassen.
 Sofern  Aufgaben  der  Anstalt  von  anderen  juristischen  oder
 natürlichen  Personen  wahrgenommen  werden,  ist  vertrag-
 lich  sicherzustellen,  dass  der  Bundesrechnungshof  auch  Er-
 hebungsrechte bei diesen Personen hat.

 (5)  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  wird  ermäch-
 tigt,  das  Nähere  über  die  Haushaltsführung,  die  Wirtschafts-
 führung  und  die  Rechnungslegung  des  Restrukturierungs-
 fonds  durch  Rechtsverordnung,  die  nicht  der  Zustimmung
 des  Bundesrates  bedarf,  in  der  nach  §  3a  Absatz  6  des  Fi-
 nanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes  erlassenen  Satzung
 zu bestimmen.

 §  14
 Informationspflichten und Verschwiegenheitspflicht

 (1)  Die  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht
 hat  der  Anstalt  die  für  die  Beitragserhebung  bei  den  Kredit-
 instituten  erforderlichen  Informationen  zu  übermitteln  und
 ihr spätere Änderungen unverzüglich mitzuteilen.

 (2)  §  3b  des  Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes  gilt
 für  Betriebs-  und  Geschäftsgeheimnisse,  die  der  Anstalt
 aufgrund des Absatzes 1 übermittelt werden, entsprechend.

 (3)  Das  Bundesministerium  der  Finanzen  hat  über  alle
 Maßnahmen  und  Aktivitäten,  die  den  Restrukturierungs-
 fonds  betreffen,  das  Gremium  nach  §  10a  des  Finanzmarkt-
 stabilisierungsfondsgesetzes zu unterrichten.

 §  15
 Steuern

 (1)  Der  Restrukturierungsfonds  unterliegt  nicht  der  Ge-
 werbesteuer oder der Körperschaftsteuer.
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§  16
 Parlamentarische Kontrolle

 (1)  Für  die  parlamentarische  Kontrolle  des  Restruk-
 turierungsfonds  und  seiner  Verwaltung  setzt  der  Deut-
 sche  Bundestag  nach  Maßgabe  seiner  Geschäftsordnung
 ein  aus  Mitgliedern  des  Deutschen  Bundestages  beste-
 hendes  Gremium  ein.  §  10a  Absatz  2  und  3  des  Finanz-
 marktstabilisierungsfondsgesetzes  ist  entsprechend  an-
 zuwenden.

 (2)  Nach  Entscheidung  über  eine  Maßnahme  nach  §  4
 Absatz  1  wird  das  Gremium  unverzüglich  über  den  je-
 weiligen Sachverhalt unterrichtet.

 Artikel 4

 Änderung des
 Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes

 Das  Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz  vom  17.  Ok-
 tober  2008  (BGBl.  I  S.  1982),  das  zuletzt  durch  …  des  Ge-
 setzes vom … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  u n v e r ä n d e r t

 2.  u n v e r ä n d e r t

 3.  u n v e r ä n d e r t

 4.  u n v e r ä n d e r t
 (2)  Auf  Kapitalerträge  des  Restrukturierungsfonds  ist  ein
 Steuerabzug  nicht  vorzunehmen;  ist  Kapitalertragsteuer  ein-
 behalten  und  abgeführt  worden,  obwohl  eine  Verpflichtung
 hierzu  nicht  bestand,  hat  der  zum  Steuerabzug  Verpflichtete
 die  Steueranmeldung  insoweit  zu  ändern.  Zahlungen  des
 Restrukturierungsfonds  unterliegen  keinem  Kapitalertrag-
 steuerabzug.

 Artikel 4

 Änderung des
 Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetzes

 Das  Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz  vom  17.  Ok-
 tober  2008  (BGBl.  I  S.  1982),  das  zuletzt  durch  …  des  Ge-
 setzes vom … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  der  Inhaltsübersicht  wird  nach  der  Angabe  zu  §  3a  die
 folgende Angabe eingefügt:

 „§  3b  Verschwiegenheitspflicht;  Zusammenarbeit  mit  der
 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht“.

 2.  §  2 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Der  Fonds  ist  ein  Sondervermögen  im  Sinne  des
 Artikels 110 Absatz 1 des Grundgesetzes.“

 3.  In  §  3  Satz  5  werden  die  Wörter  „der  Sitz  der  Deutschen
 Bundesbank“  durch  die  Wörter  „der  in  §  3a  Absatz  1
 Satz 3 genannte Sitz der Anstalt“ ersetzt.

 4.  §  3a wird wie folgt geändert:

 a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

 „Sie  untersteht  der  Rechts-  und  Fachaufsicht  des
 Bundesministeriums der Finanzen.“

 b)  Absatz 2 Satz 3 wird aufgehoben.

 c)  Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

 „(2a)  Die  Anstalt  nimmt  auch  die  ihr  auf  der
 Grundlage  des  Restrukturierungsfondsgesetzes  über-
 tragenen Aufgaben wahr.“

 d)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „im  Benehmen  mit
 der Deutschen Bundesbank“ gestrichen.

 bb)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Der  Leitungsausschuss  ist  Vorgesetzter  der
 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Anstalt.“
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5.  u n v e r ä n d e r t
 e)  Absatz 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

 „Die  Kosten  der  Anstalt  trägt  der  Bund,  soweit  ihr
 diese  nicht  gemäß  §  11  Satz  3  des  Restrukturierungs-
 fondsgesetzes  aus  den  Mitteln  des  Restrukturierungs-
 fonds erstattet werden.“

 f)  Absatz 6 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „im  Einvernehmen
 mit der Deutschen Bundesbank,“ gestrichen.

 bb)  In  Satz  2  werden  die  Wörter  „im  Einvernehmen
 mit  der  Deutschen  Bundesbank“  durch  die  Wör-
 ter  „die  nicht  der  Zustimmung  des  Bundesrates
 bedarf“ ersetzt.

 5.  Nach §  3a wird folgender §  3b eingefügt:

 „§  3b
 Verschwiegenheitspflicht; Zusammenarbeit mit der

 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

 (1)  Die  Mitglieder  des  Leitungsausschusses,  die  Mit-
 arbeiterinnen  und  Mitarbeiter  und  die  von  der  Anstalt
 beauftragten  Dritten  dürfen  die  ihnen  bei  ihrer  Tätigkeit
 bekannt  gewordenen  Tatsachen,  deren  Geheimhaltung
 im  Interesse  des  Unternehmens  des  Finanzsektors  oder
 eines  Dritten  liegt,  insbesondere  Betriebs-  und  Ge-
 schäftsgeheimnisse,  nicht  unbefugt  offenbaren  oder  ver-
 werten,  auch  wenn  ihre  Tätigkeit  bei  der  Anstalt  beendet
 ist.  Dies  gilt  auch  für  andere  Personen,  die  durch  dienst-
 liche  Berichterstattung  Kenntnis  von  den  in  Satz  1  be-
 zeichneten Tatsachen erhalten.

 (2)  Ein  unbefugtes  Offenbaren  oder  Verwerten  im
 Sinne  des  Absatzes  1  liegt  insbesondere  dann  nicht  vor,
 wenn Tatsachen weitergegeben werden an

 1.  Strafverfolgungsbehörden  oder  für  Straf-  und  Buß-
 geldsachen zuständige Gerichte,

 2.  kraft  Gesetzes  oder  im  öffentlichen  Auftrag  mit  der
 Überwachung  von  Unternehmen  des  Finanzsektors  be-
 traute  Stellen  sowie  von  diesen  beauftragte  Personen,

 3.  die Zentralnotenbanken,

 4.  mit  der  Liquidation  oder  Insolvenz  eines  Unterneh-
 mens des Finanzsektors befasste Stellen oder

 5.  mit  der  gesetzlichen  Prüfung  der  Rechnungslegung
 von  Unternehmen  des  Finanzsektors  betraute  Perso-
 nen  sowie  Stellen,  die  diese  Prüfer  beaufsichtigen,
 oder

 6.  kraft  Gesetzes  für  die  Verwertung  dieser  Tatsachen
 zuständige Behörden, Gerichte oder andere Stellen,

 soweit  diese  die  Informationen  zur  Erfüllung  ihrer  Auf-
 gaben  benötigen.  Für  die  bei  diesen  Stellen  beschäftigten
 Personen  gilt  die  Verschwiegenheitspflicht  nach  Absatz  1
 entsprechend.

 (3) §  10a bleibt unberührt.

 (4)  Die  Anstalt,  die  Deutsche  Bundesbank  im  Rah-
 men  ihrer  Tätigkeit  nach  dem  Kreditwesengesetz  und  die
 Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht  haben
 sich  Beobachtungen,  Feststellungen  und  Einschätzun-
 gen,  einschließlich  personenbezogener  Daten  und  Be-
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6.  u n v e r ä n d e r t

 7.  u n v e r ä n d e r t
 triebs-  und  Geschäftsgeheimnissen,  mitzuteilen,  die  zur
 Erfüllung  ihrer  jeweiligen  Aufgaben  erforderlich  sind,
 im  Fall  der  Anstalt  insbesondere  zur  Prüfung  von  Anträ-
 gen  auf  Gewährung  von  Stabilisierungsmaßnahmen,  zur
 Aufsicht  über  Abwicklungsanstalten  nach  §  8a  dieses
 Gesetzes  und  zur  Erhebung  von  Beiträgen  nach  §  12  des
 Restrukturierungsfondsgesetzes.  Die  in  §  9  Absatz  1
 Satz  1  des  Kreditwesengesetzes,  in  §  32  Satz  1  des  Ge-
 setzes  über  die  Deutsche  Bundesbank,  in  §  8  des  Wert-
 papierhandelsgesetzes,  in  §  84  Absatz  1  Satz  1  des  Ver-
 sicherungsaufsichtsgesetzes  und  in  Absatz  1  genannten
 Personen  sind  insoweit  von  ihren  jeweiligen  Verschwie-
 genheitspflichten befreit.“

 6.  In  §  6  Absatz  1  Satz  1  werden  die  Wörter  „400  Milliar-
 den  Euro“  durch  die  Wörter  „300  Milliarden  Euro“  er-
 setzt.

 7.  §  8a wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 10 wird wie folgt gefasst:

 „§  3a  Absatz  4  gilt  für  die  Abwicklungsanstalten
 entsprechend  mit  der  Maßgabe,  dass  die  Abschlüsse
 der  Abwicklungsanstalten  nach  den  für  Kreditinsti-
 tute geltenden Vorschriften erstellt werden können.“

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  4  werden  nach  dem  Wort  „Organisation“
 die  Wörter  „  ,  Vertretung,  Erstattung  von  Kos-
 ten, Rechnungslegung“ eingefügt.

 bb)  Satz 5 wird wie folgt geändert:

 aaa)  Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

 „2.  die  Aufbringung  der  Eigenmittel  durch
 die  unmittelbaren  oder  mittelbaren  An-
 teilsinhaber  des  übertragenden  Rechts-
 trägers  oder  durch  Dritte  sowie  über
 die  Übertragung  von  Anteilen  oder
 eine  sonstige  Beteiligung  an  der  Ab-
 wicklungsanstalt  und  die  mit  einer  Be-
 teiligung  verbundenen  Rechte  und
 Pflichten,“.

 bbb)  In  Nummer  4  wird  die  Angabe  „Satz  5“
 durch die Angabe „Satz 6“ ersetzt.

 cc)  In  Satz  7  werden  die  Wörter  „im  Bundesanzei-
 ger“  durch  die  Wörter  „im  elektronischen  Bun-
 desanzeiger“ ersetzt.

 dd)  Folgender Satz wird angefügt:

 „Sonstige  Veröffentlichungen  erfolgen  ebenfalls
 im elektronischen Bundesanzeiger.“

 c)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  1  Satz  6  werden  die  Wörter  „Ver-
 lustausgleichspflicht  der  Anstalt“  durch  die  Wör-
 ter  „Verlustausgleichspflicht  des  Fonds“  und  die
 Wörter  „Rückgriffsanspruch  der  Anstalt“  durch
 die  Wörter  „Rückgriffsanspruch  des  Fonds“  er-
 setzt.
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8.  u n v e r ä n d e r t

 8a.  In  §  10  werden  nach  Absatz  2  folgende  Absätze  ein-
 gefügt:
 bb)  In  Nummer  1a  Satz  4  werden  die  Wörter  „die
 Anstalt“ durch die Wörter „den Fonds“ ersetzt.

 cc)  Nummer 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Ergibt  sich  nach  der  vollständigen  Verwertung
 der  übertragenen  Risikopositionen  und  der
 nichtstrategienotwendigen  Geschäftsbereiche  ein
 positiver  Saldo  zugunsten  der  Abwicklungsan-
 stalt,  wird  dieser  gemäß  den  Regelungen  in  den
 Statuten  der  Abwicklungsanstalt  an  die  Beteilig-
 ten  der  Abwicklungsanstalt  oder  gegebenenfalls
 Dritte  ausgekehrt;  soweit  die  Statuten  über  die-
 sen  Saldo  keine  Regelung  treffen,  ist  er  den  An-
 teilsinhabern  oder  Mitgliedern  der  übertragenden
 Gesellschaft  oder  der  übertragenden  Gesellschaft
 zur  Auskehrung  an  ihre  Anteilsinhaber  oder  Mit-
 glieder zu überlassen.“

 d)  Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Auf  die  Abwicklungsanstalten  sind  die  §§  3  und  6
 Absatz  2  und  3,  die  §§  6a,  7  bis  9,  14,  22a  bis  22o,  24
 Absatz  1  Nummer  6,  8,  11  bis  14  sowie  Absatz  1a,  2
 und  4,  die  §§  25,  25a  Absatz  1  Satz  1  und  Satz  8,
 die  §§  25b  bis  25h,  26  Absatz  1  Satz  1  bis  3,  §  29  Ab-
 satz  2  Satz  1  und  Absatz  3,  die  §§  37,  39  bis  44a,  44c,
 47  bis  49,  54,  55a,  55b,  56,  59,  60  und  60a  des  Kredit-
 wesengesetzes  sowie  die  §§  9  und  10  des  Wertpapier-
 handelsgesetzes  entsprechend  anzuwenden;  sie  gelten
 als  Verpflichtete  im  Sinne  des  §  2  Absatz  1  des  Geld-
 wäschegesetzes.“

 e)  Absatz 8 wird wie folgt geändert:

 aa)  Nummer 1 wird wie folgt geändert:

 aaa)  In  Satz  4  werden  jeweils  die  Wörter  „Ver-
 lustausgleichs-  oder  Nachschusspflicht“
 durch  das  Wort  „Verlustausgleichspflicht“
 ersetzt.

 bbb)  In  Satz  5  werden  die  Wörter  „Verlustaus-
 gleichs-  oder  Nachschusspflichten“  durch
 das  Wort  „Verlustausgleichspflichten“  er-
 setzt.

 bb)  Folgender Satz wird angefügt:

 „Die  Abwicklungsanstalten  können  im  In-  und
 Ausland  Gesellschaften  gründen  und  Beteiligun-
 gen an Gesellschaften erwerben.“

 f)  In  Absatz  10  Satz  5  werden  die  Wörter  „  ,  unter  An-
 rechnung  auf  die  Garantieermächtigung  nach  §  6  Ab-
 satz  1  Satz  1,“  gestrichen  und  die  Wörter  „§  8a  Ab-
 satz  4  Satz  1  Nummer  1  Satz  1  und  4“  durch  die
 Wörter  „§  8a  Absatz  4  Satz  1  Nummer  1  Satz  1,  3
 und 4“ ersetzt.

 8.  In  §  9  Absatz  1  werden  die  Wörter  „§  8a  Absatz  4  Satz  1
 Nummer  1a“  durch  die  Wörter  „§  8a  Absatz  4  Satz  1
 Nummer  1  und  1a“  und  die  Wörter  „70  Milliarden  Euro“
 durch die Wörter „50 Milliarden Euro“ ersetzt.
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„(2a)  In  einem  Unternehmen  des  Finanzsektors,
 das  Stabilisierungsmaßnahmen  nach  §  7  dieses  Ge-
 setzes  in  Anspruch  nimmt  und  bei  dem  der  Fonds
 unmittelbar  oder  mittelbar  über  ein  oder  mehrere
 Tochterunternehmen  mindestens  75  Prozent  der  An-
 teile  hält,  darf  die  monetäre  Vergütung  der  Organ-
 mitglieder  und  Angestellten  jeweils  500  000  Euro
 pro  Jahr  nicht  übersteigen.  Variable  Vergütungen
 sind nicht zulässig.

 (2b)  In  einem  Unternehmen  des  Finanzsektors,  das
 Stabilisierungsmaßnahmen  nach  §  7  dieses  Gesetzes
 in  Anspruch  nimmt  und  bei  dem  der  Fonds  die  in
 Absatz  2a  genannte  Beteiligungsschwelle  nicht  er-
 reicht,  darf  die  monetäre  Vergütung  der  Organ-
 mitglieder  und  Angestellten  vorbehaltlich  der  Re-
 gelung  in  Satz  3  jeweils  500  000  Euro  pro  Jahr  nicht
 übersteigen.  Variable  Vergütungen  sind  nicht  zu-
 lässig,  es  sei  denn,  die  Summe  aus  fixer  und  varia-
 bler  Vergütung  überschreitet  nicht  die  Obergrenze
 von  500  000  Euro  pro  Jahr.  Die  Obergrenze  von
 500  000  Euro  darf  überschritten  werden,  sofern  das
 Unternehmen  mindestens  die  Hälfte  der  geleisteten
 Rekapitalisierungen  zurückgezahlt  hat  oder  soweit
 die geleistete Kapitalzuführung voll verzinst wird.

 (2c)  Nicht  umfasst  von  den  Absätzen  2a  und  2b
 sind  Vergütungen,  die  durch  Tarifvertrag  oder  in
 seinem  Geltungsbereich  durch  Vereinbarung  der
 Arbeitsvertragsparteien  über  die  Anwendung  der
 tarifvertraglichen  Regelungen  oder  aufgrund  eines
 Tarifvertrages  in  einer  Betriebs-  oder  Dienstver-
 einbarung  vereinbart  sind.  Die  Vorgaben  der  Ab-
 sätze  2a  und  2b  sind  bei  Vertragsänderungen  und
 - neuabschlüssen  mit  Organmitgliedern  und  Ange-
 stellten  zu  berücksichtigen.  Die  Verlängerung  eines
 Vertrages  gilt  als  Neuabschluss  im  Sinne  des  Sat-
 zes  2.  Soweit  Verträge  den  Vorgaben  der  Absätze  2a
 und  2b  nicht  entsprechen,  können  Organmitglieder
 und  Angestellte  aus  ihnen  keine  Rechte  herleiten.
 Dies  gilt  nicht  für  Ansprüche,  die  vor  dem  1.  Januar
 2011 entstanden sind.“

 9.  §  10a wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 Satz 4 wird aufgehoben.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  wird  nach  den  Wörtern  „Bundes-
 ministerium  der  Finanzen“  das  Wort  „lau-
 fend“ eingefügt.

 bb)  In  Satz  2  werden  nach  dem  Wort  „Leitungs-
 ausschusses“  die  Wörter  „sowie  Vertreter  der
 Organe  eines  von  einer  Maßnahme  des  Fonds
 begünstigten Unternehmens“ eingefügt.

 10.  u n v e r ä n d e r t
 9.  In  §  13  wird  nach  Absatz  1a  folgender  Absatz  1b  einge-
 fügt:

 „(1b)  Die  Übernahme  von  Garantien  durch  den  Fonds
 nach  §  8a  Absatz  10  Satz  1  ist  nach  dem  in  Absatz  1  ge-
 nannten  Datum  möglich.  Gleiches  gilt  für  eine  Übertra-
 gung  von  Risikopositionen  sowie  nichtstrategienotwen-
 diger  Geschäftsbereiche  der  übertragenden  Gesellschaft
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Artikel 5

 Änderung des Finanzmarkt-
 stabilisierungsbeschleunigungsgesetzes

 Das  Finanzmarktstabilisierungsbeschleunigungsgesetz
 vom  17.  Oktober  2008  (BGBl.  I  S.  1982,  1986),  das  zuletzt
 durch  Artikel  3  des  Gesetzes  vom  17.  Juli  2009  (BGBl.  I
 S.  1980) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  u n v e r ä n d e r t

 2.  u n v e r ä n d e r t
 auf  eine  bereits  errichtete  Abwicklungsanstalt  durch
 Rechtsgeschäft  oder  Umwandlung  zum  Zwecke  der  Ab-
 wicklung  und  in  diesem  Zusammenhang  die  Übernahme
 von  Verlustausgleichspflichten  durch  den  Fonds  nach
 §  8a  Absatz  4  Satz  1  Nummer  1  und  1a.  Im  Falle  einer
 nachträglichen  Übertragung  nach  Satz  2  können  abwei-
 chend  von  §  8a  Absatz  1  Satz  1  auch  Risikopositionen
 übertragen  werden,  die  nach  dem  31.  Dezember  2008  er-
 worben  wurden.  Für  die  Entscheidung  der  Anstalt  über
 die  nachträgliche  Übertragung  sowie  die  näheren  Be-
 dingungen  gilt  §  8a  Absatz  3  und  4  entsprechend.  Bei
 der  Festlegung  von  Bedingungen  nach  §  8a  Absatz  4,
 insbesondere  einer  Verlustausgleichspflicht  oder  Haf-
 tung  nach  §  8a  Absatz  4  Satz  1  Nummer  1  und  1a,  blei-
 ben  Anteile,  die  der  Fonds  nach  Errichtung  der  Abwick-
 lungsanstalt  an  der  übertragenden  Gesellschaft  erworben
 hat, außer Betracht.“

 Artikel 5

 Änderung des Finanzmarkt-
 stabilisierungsbeschleunigungsgesetzes

 Das  Finanzmarktstabilisierungsbeschleunigungsgesetz
 vom  17.  Oktober  2008  (BGBl.  I  S.  1982,  1986),  das  zuletzt
 durch  Artikel  3  des  Gesetzes  vom  17.  Juli  2009  (BGBl.  I
 S.  1980) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Nach  der  Angabe  zu  §  7e  wird  folgende  Angabe  ein-
 gefügt:

 „§  7f  Zusammenhang  mit  Stabilisierungsmaßnah-
 men“.

 b)  Nach  der  Angabe  zu  §  19  wird  folgende  Angabe  an-
 gefügt:

 „§  20  Veränderung  und  Beendigung  von  Rekapitalisie-
 rungsmaßnahmen“.

 2.  §  7 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Wird  im  Zusammenhang  mit  einer  Rekapita-
 lisierung  nach  §  7  des  Finanzmarktstabilisierungs-
 fondsgesetzes  eine  Hauptversammlung  zur  Be-
 schlussfassung  über  eine  Kapitalerhöhung  gegen
 Einlagen  einberufen,  gilt  §  16  Absatz  4  des  Wertpa-
 piererwerbs-  und  Übernahmegesetzes  entsprechend
 mit  der  Maßgabe,  dass  die  Einberufung  zur  Haupt-
 versammlung  spätestens  am  21.  Tag  vor  dem  Tag  der
 Hauptversammlung  erfolgen  muss.  Abweichend  von
 §  123  Absatz  3  Satz  3  des  Aktiengesetzes  hat  sich  der
 Nachweis  bei  börsennotierten  Gesellschaften  auf  den
 Beginn  des  18.  Tages  vor  der  Versammlung  zu  be-
 ziehen  und  muss  der  Gesellschaft  unter  der  in  der
 Einberufung  hierfür  mitgeteilten  Adresse  bis  spätes-
 tens  am  vierten  Tag  vor  der  Hauptversammlung  zu-
 gehen,  soweit  der  Vorstand  in  der  Einberufung  der
 Hauptversammlung  keine  kürzere  Frist  für  den  Zu-
 gang  des  Nachweises  bei  der  Gesellschaft  vorsieht;
 abweichende  Satzungsbestimmungen  sind  unbeacht-
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3.  u n v e r ä n d e r t

 4.  u n v e r ä n d e r t

 4a.  §  7c Satz 3 wird wie folgt gefasst:

 „Klagen  oder  Anträge  auf  Erlass  von  Entscheidun-
 gen  im  einstweiligen  Anordnungsverfahren  stehen
 lich.  Die  vorstehenden  Regelungen  gelten  entspre-
 chend,  wenn  die  Kapitalerhöhung  nicht  nur  von  dem
 Fonds,  sondern  auch  oder  ausschließlich  von  den  Ak-
 tionären  oder  Dritten  gezeichnet  werden  kann  oder
 die  Tagesordnung  der  Hauptversammlung  neben  der
 Beschlussfassung  über  die  Kapitalerhöhung  noch  an-
 dere Gegenstände enthält.“

 b)  Dem Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

 „§  194  Absatz  1  Satz  2  des  Aktiengesetzes  gilt  ent-
 sprechend,  sofern  die  Ausgabe  neuer  Aktien  gegen
 Hingabe  von  Einlagen  aus  von  dem  Fonds  eingegan-
 genen stillen Gesellschaften erfolgt.“

 c)  Dem Absatz 6 werden die folgenden Sätze angefügt:

 „Das  Recht,  gemäß  §  225  des  Aktiengesetzes  Sicher-
 heitsleistung  zu  verlangen,  steht  Gläubigern  nicht  zu,
 wenn  der  Betrag  des  Grundkapitals  der  Gesellschaft
 vor  der  Kapitalherabsetzung  durch  eine  Kapitalerhö-
 hung  mindestens  wieder  erreicht  wird,  die  zugleich
 mit  der  Kapitalherabsetzung  beschlossen  ist.  Glei-
 ches  gilt  für  den  Fall,  dass  in  dem  Beschluss  fest-
 gelegt  wird,  dass  der  Unterschiedsbetrag  des  Grund-
 kapitals  vor  der  Kapitalherabsetzung  abzüglich  des
 Grundkapitals  nach  der  Kapitalerhöhung  in  die  Kapi-
 talrücklage  einzustellen  ist.  §  228  Absatz  2  des  Ak-
 tiengesetzes  gilt  unbeschadet  des  §  7c  entsprechend.
 Im  Fall  des  Satzes  5  dürfen  Beträge,  die  aus  der  Auf-
 lösung  der  Kapitalrücklage  und  aus  der  Kapitalherab-
 setzung  gewonnen  werden,  nicht  zu  Zahlungen  an  die
 Aktionäre  und  nicht  dazu  verwandt  werden,  die  Ak-
 tionäre  von  der  Verpflichtung  zur  Leistung  von  Ein-
 lagen zu befreien.“

 d)  Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Aktionäre,  die  eine  für  den  Fortbestand  der  Gesell-
 schaft  erforderliche  Rekapitalisierungsmaßnahme,  ins-
 besondere  durch  ihre  Stimmrechtsausübung  oder  die
 Einlegung  unbegründeter  Rechtsmittel,  verzögern
 oder  vereiteln,  um  dadurch  ungerechtfertigte  Vorteile
 für  sich  zu  erlangen,  sind  der  Gesellschaft  gesamt-
 schuldnerisch zum Schadenersatz verpflichtet.“

 3.  §  7a wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  wird  nach  Satz  4  folgender  Satz  einge-
 fügt:

 „Dies  gilt  auch  für  die  Ausgabe  von  Wandelschuld-
 verschreibungen  durch  ein  Unternehmen  des  Finanz-
 sektors  gegen  Einbringung  von  Vermögenseinlagen
 aus stillen Beteiligungen nach §  15.“

 b)  Folgender Absatz 3 wird angefügt:

 „(3)  Für  bedingtes  Kapital  nach  Absatz  1  gilt  §  218
 des Aktiengesetzes entsprechend.“

 4.  In  §  7b  Absatz  1  Satz  3  werden  nach  den  Wörtern  „Ab-
 satz  1  und  2  Satz  2“  die  Wörter  „sowie  Absatz  4  Satz  2“
 eingefügt.
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weder  der  Eintragung  von  Beschlüssen  der  Haupt-
 versammlung  nach  den  §§  7,  7a  und  7b  noch  der
 Umsetzung  von  damit  verbundenen,  nicht  eintra-
 gungspflichtigen  Beschlüssen  nach  den  §§  7f  und  15
 entgegen.“

 5.  u n v e r ä n d e r t

 6.  Nach §  7e wird folgender §  7f eingefügt:

 „§  7f
 Zusammenhang mit Stabilisierungsmaßnahmen

 Ein  Zusammenhang  mit  der  Stabilisierung,  einer  Re-
 kapitalisierung  oder  einer  anderen  Stabilisierungsmaß-
 nahme  im  Sinne  der  §§  7  bis  7b  und  7e  besteht  auch
 dann,  wenn  Beschlüsse  der  Hauptversammlung  des  Un-
 ternehmens,  insbesondere  über  Kapitalmaßnahmen  oder
 die  Ermächtigung  des  Vorstands  zu  deren  Vornahme,
 dem Zweck dienen,

 1.  u n v e r ä n d e r t

 2.  u n v e r ä n d e r t

 3.  u n v e r ä n d e r t

 4.  u n v e r ä n d e r t

 5.  dem  Fonds  erstmalig  oder  zusätzliche  Umtausch-  und
 Bezugsrechte  einzuräumen  und  bedingtes  Kapital
 für  die  Erfüllung  der  dadurch  entstehenden  An-
 sprüche zu schaffen.

 Dasselbe  gilt,  wenn  der  Beschluss  der  Hauptversamm-
 lung  eine  Vereinbarung  mit  dem  Fonds  oder  eine  Erklä-
 rung  der  Geschäftsführung  des  Unternehmens  vorsieht,
 die  aus  einer  Kapitalmaßnahme  dem  Unternehmen  zu-
 fließenden  Mittel  überwiegend  für  eine  Rückzahlung
 von  dem  Unternehmen  durch  den  Fonds  zur  Verfügung
 gestelltem Kapital zu verwenden.“
 5.  §  7e wird wie folgt gefasst:

 „§  7e
 Kapitalmaßnahmen durch Dritte im Zusammenhang

 mit einer Stabilisierungsmaßnahme

 Die  §§  7  bis  7d  gelten  entsprechend  für  Kapitalmaß-
 nahmen,  insbesondere  die  Ausgabe  neuer  Aktien  gegen
 Hingabe  von  Einlagen  aus  von  dem  Fonds  eingegange-
 nen  stillen  Gesellschaften  oder  zur  Beschaffung  von
 Mitteln  zum  Zweck  der  Rückgewähr  solcher  Einlagen,
 im  Zusammenhang  mit  einer  Stabilisierungsmaßnahme
 nach  den  §§  6  bis  8  des  Finanzmarktstabilisierungs-
 fondsgesetzes,  wenn  die  neuen  Aktien  aus  der  Kapital-
 maßnahme  auch  oder  ausschließlich  durch  Dritte  ge-
 zeichnet  werden.  Dies  gilt  insbesondere,  wenn  durch  die
 Kapitalmaßnahmen  die  Voraussetzung  für  eine  Maß-
 nahme  nach  §  6  des  Finanzmarktstabilisierungsfondsge-
 setzes geschaffen werden soll.“

 6.  Nach §  7e wird folgender §  7f eingefügt:

 „§  7f
 Zusammenhang mit Stabilisierungsmaßnahmen

 Ein  Zusammenhang  mit  der  Stabilisierung,  einer  Re-
 kapitalisierung  oder  einer  anderen  Stabilisierungsmaß-
 nahme  im  Sinne  der  §§  7  bis  7b  und  7e  besteht  auch
 dann,  wenn  Beschlüsse  der  Hauptversammlung  des  Un-
 ternehmens,  insbesondere  über  Kapitalmaßnahmen  oder
 die  Ermächtigung  des  Vorstands  zu  deren  Vornahme,
 dem Zweck dienen,

 1.  eine  von  dem  Fonds  im  Zuge  einer  solchen  Maß-
 nahme  bereits  erworbene  Beteiligung  an  dem  Unter-
 nehmen  ganz  oder  teilweise  zu  übertragen  oder  zu
 veräußern,

 2.  die Bedingungen der Beteiligung zu ändern,

 3.  die  Beteiligung  als  Einlage  in  das  Unternehmen  ein-
 zubringen,  insbesondere  gegen  Ausgabe  von  Aktien
 oder Wandelschuldverschreibungen,

 4.  die  Beteiligung  in  vergleichbarer  Weise  umzustruktu-
 rieren,  insbesondere  aufzuteilen  oder  als  Wertpapier
 auszugestalten, oder

 5.  dem  Fonds  erstmalig  oder  zusätzliche  Umtausch-  und
 Bezugsrechte einzuräumen.

 Dasselbe  gilt,  wenn  der  Beschluss  der  Hauptversamm-
 lung  eine  Vereinbarung  mit  dem  Fonds  oder  eine  Erklä-
 rung  der  Geschäftsführung  des  Unternehmens  vorsieht,
 die  aus  einer  Kapitalmaßnahme  dem  Unternehmen  zu-
 fließenden  Mittel  überwiegend  für  eine  Rückzahlung
 von  dem  Unternehmen  durch  den  Fonds  zur  Verfügung
 gestelltem Kapital zu verwenden.“
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7.  u n v e r ä n d e r t

 8.  u n v e r ä n d e r t

 9.  u n v e r ä n d e r t

 10.  u n v e r ä n d e r t

 11.  u n v e r ä n d e r t

 12.  u n v e r ä n d e r t
 7.  §  12 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Wird  die  Kontrolle  im  Sinne  des  §  29  Absatz  2
 des  Wertpapiererwerbs-  und  Übernahmegesetzes  über
 eine  Zielgesellschaft  durch  den  Bund,  den  Fonds  oder
 durch  ihre  jeweiligen  Tochtergesellschaften  im  Zusam-
 menhang  mit  einer  Stabilisierungsmaßnahme  nach  dem
 Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz,  einschließlich
 der  nachträglichen  Erhöhung  einer  im  Rahmen  einer
 Stabilisierungsmaßnahme  erworbenen  Beteiligung  des
 Fonds,  oder  einer  Maßnahme  nach  dem  Rettungsüber-
 nahmegesetz  erlangt,  so  befreit  sie  die  Bundesanstalt
 für  Finanzdienstleistungsaufsicht  von  der  Pflicht  zur
 Veröffentlichung  nach  §  35  Absatz  1  Satz  1  des  Wert-
 papiererwerbs-  und  Übernahmegesetzes  und  zur  Ab-
 gabe  eines  Angebots  nach  §  35  Absatz  2  Satz  1  des
 Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes.“

 8.  Dem  §  15  werden  die  folgenden  Absätze  3  und  4  ange-
 fügt:

 „(3)  Die  Absätze  1  und  2  gelten  auch  für  nachträg-
 liche  Änderungen  oder  Ergänzungen  und  die  Aufhe-
 bung  einer  Vereinbarung  über  stille  Beteiligungen  des
 Fonds  an  einem  von  ihm  gestützten  Unternehmen  des
 Finanzsektors.

 (4)  Die  vorzeitige  Rückgewähr  einer  Vermögensein-
 lage  des  Fonds  oder  einvernehmliche  Aufhebung  einer
 stillen  Gesellschaft  nach  Absatz  1  gilt  nicht  als  Rück-
 gewähr  von  Einlagen  im  Sinne  des  §  57  des  Aktienge-
 setzes.“

 9.  §  16 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  3  werden  nach  den  Wörtern  „im  Sinne  des
 §  314  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs“  die  Wörter
 „und keine Vertragsverletzung“ eingefügt.

 b)  Nach Satz 3 wird folgender Satz eingefügt:

 „Die  Übertragung  einer  gesellschaftsrechtlichen  Be-
 teiligung  auf  den  Fonds  stellt  keinen  Grund  für  die
 Einziehung  oder  Kündigung  der  Beteiligung  und
 keine Vertragsverletzung dar.“

 10.  Dem §  18 Absatz 4 wird folgender Satz angefügt:

 „Dies  gilt  insbesondere  für  die  Ausgabe  neuer  Aktien
 gegen  Hingabe  von  Einlagen  aus  von  dem  Fonds  ein-
 gegangenen  stillen  Gesellschaften  oder  von  sonstigen
 Verbindlichkeiten  des  Unternehmens  gegenüber  dem
 Fonds.“

 11.  In  §  19  Satz  1  werden  nach  den  Wörtern  „Die  Über-
 nahme“  die  Wörter  „  ,  Umstrukturierung,  Veränderung
 oder Veräußerung“ eingefügt.

 12.  Folgender §  20 wird angefügt:

 „§  20
 Veränderung und Beendigung

 von Rekapitalisierungsmaßnahmen

 (1)  Das  Unternehmen  des  Finanzsektors  ist  verpflich-
 tet,  auf  Verlangen  des  Fonds  zumutbare  Maßnahmen
 vorzunehmen,  die  für  die  Rückführung,  Veräußerung,
 Übertragung  oder  Änderung  von  im  Zusammenhang  mit
 einer  Rekapitalisierung  erworbenen  Beteiligungen  des
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Artikel 6

 Änderung des Aktiengesetzes

 Das  Aktiengesetz  vom  6.  September  1965  (BGBl.  I
 S.  1089),  das  zuletzt  durch  Artikel  …  des  Gesetzes  vom  …
 (BGBl.  I  S.  …)  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 1.  §  93 Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

 „(6)  Die  Ansprüche  aus  diesen  Vorschriften  verjähren
 bei  Gesellschaften,  die  zum  Zeitpunkt  der  Pflichtverlet-
 zung  börsennotiert  sind,  in  zehn  Jahren,  bei  anderen  Ge-
 sellschaften in fünf Jahren.“

 2.  In  §  142  Absatz  2  Satz  1  werden  vor  dem  Punkt  am  Ende
 die  Wörter  „  ;  dies  gilt  auch  für  nicht  über  zehn  Jahre  zu-
 Fonds  zweckdienlich  sind.  Das  gilt  insbesondere  für  die
 Börsenzulassung  von  Finanzinstrumenten  und  die  Er-
 stellung  von  Wertpapierprospekten  oder  sonstigen  An-
 gebotsunterlagen,  die  in  Form  und  Inhalt  den  anwend-
 baren  gesetzlichen  Vorgaben  zu  entsprechen  haben.  Auf
 Verlangen  des  Fonds  sind  solche  Wertpapierprospekte
 oder  sonstige  Angebotsunterlagen  auch  mehrsprachig
 und  unter  Beachtung  der  Anforderungen  an  derartige
 Unterlagen  auch  für  das  Angebot  an  institutionelle  An-
 leger im Ausland zu erstellen.

 (2)  Kosten  von  öffentlichen  oder  nichtöffentlichen
 Angeboten  von  Beteiligungen  oder  Finanzinstrumenten,
 die  im  Zusammenhang  mit  der  Beendigung,  der  Um-
 strukturierung,  der  Refinanzierung,  der  Übertragung,  der
 Veräußerung  oder  der  Änderung  von  im  Zusammenhang
 mit  einer  Rekapitalisierung  erworbenen  Beteiligungen
 des  Fonds  stehen,  einschließlich  der  Kosten  der  Erstel-
 lung  von  Wertpapierprospekten  und  Unterlagen  im
 Sinne  des  Absatzes  1  Satz  2,  sind  von  dem  Unternehmen
 zu  tragen.  Kosten,  die  dem  Fonds  in  diesem  Zusammen-
 hang entstehen, sind dem Fonds zu erstatten.

 (3)  Das  Unternehmen  ist  verantwortlich  für  die
 Gesetzmäßigkeit,  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  von
 Wertpapierprospekten  oder  sonstigen  Unterlagen  im
 Sinne  des  Absatzes  1  Satz  2,  die  das  Unternehmen  im
 Zusammenhang  mit  Börsenzulassungen  oder  Angeboten
 von  Finanzinstrumenten  erstellt.  Der  Fonds  ist  nicht  Ver-
 anlasser  im  Sinne  des  §  44  Absatz  1  des  Börsengesetzes.
 Wird  der  Fonds  aufgrund  einer  Unrichtigkeit,  Unvoll-
 ständigkeit  oder  der  mangelnden  Verständlichkeit  derar-
 tiger  Wertpapierprospekte  oder  Unterlagen  von  Dritten
 in  Anspruch  genommen,  so  stellt  das  Unternehmen  den
 Fonds  von  sämtlichen  daraus  entstehenden  Schäden,
 Kosten  und  Auslagen  frei.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  der
 Fonds  an  der  Erstellung  der  Wertpapierprospekte  oder
 Unterlagen mitgewirkt hat.

 (4)  §  57  des  Aktiengesetzes  findet  auf  die  Maßnah-
 men  des  Unternehmens  im  Sinne  des  Absatzes  1,  auf  die
 Übernahme  und  Erstattung  von  Kosten  gemäß  Absatz  2
 und  auf  die  Freistellung  gemäß  Absatz  3  keine  Anwen-
 dung.“

 Artikel 6

 Änderung des Aktiengesetzes

 Das  Aktiengesetz  vom  6.  September  1965  (BGBl.  I
 S.  1089),  das  zuletzt  durch  Artikel  …  des  Gesetzes  vom  …
 (BGBl.  I  S.  …)  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geän-
 dert:

 1.  §  93 Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

 „(6)  Die  Ansprüche  aus  diesen  Vorschriften  verjähren
 bei  Gesellschaften,  die  zum  Zeitpunkt  der  Pflichtverlet-
 zung  börsennotiert  oder  Kreditinstitute  im  Sinne  des  §  1
 Absatz  1  des  Kreditwesengesetzes  sind,  in  zehn  Jahren,
 bei anderen Gesellschaften in fünf Jahren.“

 2.  In  §  142  Absatz  2  Satz  1  werden  vor  dem  Punkt  am  Ende
 die  Wörter  „  ;  dies  gilt  auch  für  nicht  über  zehn  Jahre  zu-
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rückliegende  Vorgänge,  sofern  die  Gesellschaft  zur  Zeit
 des Vorgangs börsennotiert war“ eingefügt.

 Artikel 7

 Änderung des Einführungsgesetzes
 zum Aktiengesetz

 §  24  des  Einführungsgesetzes  zum  Aktiengesetz  vom
 6.  September  1965  (BGBl.  I  S.  1185),  das  zuletzt  durch  Ar-
 tikel  …  des  Gesetzes  vom  …  (BGBl.  I  S.  …)  geändert  wor-
 den ist, wird wie folgt gefasst:

 „§  24
 Übergangsvorschrift zu dem Gesetz

 zur Restrukturierung und geordneten Abwicklung
 von Kreditinstituten, zur Errichtung

 eines Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute
 und zur Verlängerung der Verjährungsfrist

 der aktienrechtlichen Organhaftung

 §  93  Absatz  6  des  Aktiengesetzes  in  der  seit  dem  …  [ein-
 setzen:  Inkrafttreten  von  Artikel  7  nach  Artikel  17  dieses
 Gesetzes]  geltenden  Fassung  ist  auch  auf  die  vor  dem  …  [ein-
 setzen:  Inkrafttreten  von  Artikel  7  nach  Artikel  17  dieses
 Gesetzes]  entstandenen  und  noch  nicht  verjährten  Ansprüche
 anzuwenden.“

 Artikel 8

 Änderung des Einkommensteuergesetzes

 Das  Einkommensteuergesetz  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  vom  8.  Oktober  2009  (BGBl.  I  S.  3366,  3862),  das
 zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geändert:

 1.  u n v e r ä n d e r t

 2.  Dem §  52 Absatz 12 wird folgender Satz angefügt:

 „§  4  Absatz  5  Satz  1  Nummer  13  in  der  Fassung  des  Ge-
 setzes  vom  …  [einsetzen:  Ausfertigungsdatum  und  Sei-
 tenzahl  der  Verkündung  des  vorliegenden  Änderungs-
 gesetzes]  ist  erstmals  für  Wirtschaftsjahre  anzuwenden,
 die nach dem 30. September 2010 beginnen.“

 Artikel 9

 u n v e r ä n d e r t
 rückliegende  Vorgänge,  sofern  die  Gesellschaft  zur  Zeit
 des  Vorgangs  börsennotiert  oder  ein  Kreditinstitut  im
 Sinne  des  §  1  Absatz  1  des  Kreditwesengesetzes  war“
 eingefügt.

 Artikel 7

 Änderung des Einführungsgesetzes
 zum Aktiengesetz

 §  24  des  Einführungsgesetzes  zum  Aktiengesetz  vom
 6.  September  1965  (BGBl.  I  S.  1185),  das  zuletzt  durch  Ar-
 tikel  …  des  Gesetzes  vom  …  (BGBl.  I  S.  …)  geändert  wor-
 den ist, wird wie folgt gefasst:

 „§  24
 Übergangsvorschrift zu dem Gesetz

 zur Restrukturierung und geordneten Abwicklung
 von Kreditinstituten, zur Errichtung

 eines Restrukturierungsfonds für Kreditinstitute
 und zur Verlängerung der Verjährungsfrist

 der aktienrechtlichen Organhaftung

 §  93  Absatz  6  des  Aktiengesetzes  in  der  seit  dem  1.  Ja-
 nuar  2011  geltenden  Fassung  ist  auch  auf  die  vor  dem  1.  Ja-
 nuar  2011  entstandenen  und  noch  nicht  verjährten  Ansprü-
 che anzuwenden.“

 Artikel 8

 Änderung des Einkommensteuergesetzes

 Das  Einkommensteuergesetz  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  vom  8.  Oktober  2009  (BGBl.  I  S.  3366,  3862),  das
 zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geändert:

 1.  In  §  4  Absatz  5  Satz  1  wird  in  Nummer  12  am  Ende  der
 Punkt  durch  ein  Semikolon  ersetzt  und  folgende  Num-
 mer 13 angefügt:

 „13.  Jahresbeiträge  nach  §  12  Absatz  2  des  Restruktu-
 rierungsfondsgesetzes.“

 2.  Dem §  52 Absatz 12 wird folgender Satz angefügt:

 „§  4  Absatz  5  Satz  1  Nummer  13  in  der  Fassung  des  Ge-
 setzes  vom  …  [einsetzen:  Datum  und  Fundstelle  dieses
 Gesetzes]  ist  erstmals  für  das  Wirtschaftsjahr  anzuwen-
 den,  das  nach  dem  31.  Dezember  des  Jahres  beginnt,  in
 dem dieses Gesetz in Kraft tritt.“

 Artikel 9

 Änderung des Gerichtskostengesetzes

 Das  Gerichtskostengesetz  vom  5.  Mai  2004  (BGBl.  I
 S.  718),  das  zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,  wird  wie
 folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Nach  der  Angabe  zu  §  23  wird  folgende  Angabe  ein-
 gefügt:
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„§  23a  Sanierungs-  und  Reorganisationsverfahren
 nach  dem  Kreditinstitute-Reorganisationsge-
 setz“.

 b)  Nach  der  Angabe  zu  §  53  wird  folgende  Angabe  ein-
 gefügt:

 „§  53a  Sanierungs-  und  Reorganisationsverfahren
 nach  dem  Kreditinstitute-Reorganisationsge-
 setz“.

 2.  §  6 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach  Nummer  1  wird  folgende  neue  Nummer  2  ein-
 gefügt:

 „2.  in  Sanierungs-  und  Reorganisationsverfahren  nach
 dem Kreditinstitute-Reorganisationsgesetz,“.

 b)  Die  bisherigen  Nummern  2  bis  4  werden  die  Num-
 mern 3 bis 5.

 3.  Nach §  23 wird folgender §  23a eingefügt:

 „§  23a
 Sanierungs- und Reorganisationsverfahren

 nach dem Kreditinstitute-Reorganisationsgesetz

 Die  Kosten  des  Sanierungs-  und  Reorganisationsver-
 fahrens schuldet nur das Kreditinstitut.“

 4.  Nach §  53 wird folgender §  53a eingefügt:

 „§  53a
 Sanierungs- und Reorganisationsverfahren

 nach dem Kreditinstitute-Reorganisationsgesetz

 Die  Gebühren  im  Sanierungs-  und  Reorganisations-
 verfahren  werden  nach  der  Bilanzsumme  des  letzten  Jah-
 resabschlusses  vor  der  Stellung  des  Antrags  auf  Durch-
 führung  des  Sanierungs-  oder  Reorganisationsverfahrens
 erhoben.“

 5.  Nach  Teil  1  Hauptabschnitt  6  Abschnitt  4  des  Kostenver-
 zeichnisses  (Anlage  1)  wird  folgender  Abschnitt  5
 eingefügt:

 Nr.  Gebührentatbestand
 Gebühr oder

 Satz  der  Gebühr
 nach §  34 GKG

 „Abschnitt 5
 Sanierungs- und Reorganisationsverfahren

 nach dem Kreditinstitute-Reorganisationsgesetz

 1650  Sanierungsverfahren  0,5

 1651  Die Durchführung des Sa-
 nierungsverfahrens wird
 nicht angeordnet:

 Die Gebühr 1650 beträgt  0,2

 1652  Reorganisationsverfahren  1,0

 1653  Die Durchführung des Re-
 organisationsverfahrens
 wird nicht angeordnet:

 Die Gebühr 1652 beträgt   0,2“.
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Artikel 10

 u n v e r ä n d e r t

 Artikel 11

 u n v e r ä n d e r t

 Artikel 12

 Änderung des Pfandbriefgesetzes

 Das  Pfandbriefgesetz  vom  22.  Mai  2005  (BGBl.  I
 S.  1373),  das  zuletzt  durch  Artikel  …  des  Gesetzes  vom  …
 (BGBl.  I  S.  …)  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geändert:
 Artikel 10

 Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes

 Das  Rechtsanwaltsvergütungsgesetz  vom  5.  Mai  2004
 (BGBl.  I  S.  718,  788),  das  zuletzt  durch  …  geändert  worden
 ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  der  Inhaltsübersicht  wird  nach  der  Angabe  zu  §  23a
 folgende Angabe eingefügt:

 „§  24  Gegenstandswert  im  Sanierungs-  und  Reorgani-
 sationsverfahren  nach  dem  Kreditinstitute-Reor-
 ganisationsgesetz“.

 2.  Nach §  23a wird folgender §  24 eingefügt:

 „§  24
 Gegenstandswert im Sanierungs-

 und Reorganisationsverfahren
 nach dem Kreditinstitute-Reorganisationsgesetz

 Ist  der  Auftrag  im  Sanierungs-  und  Reorganisations-
 verfahren  von  einem  Gläubiger  erteilt,  bestimmt  sich  der
 Wert nach dem Nennwert der Forderung.“

 Artikel 11

 Änderung des Gesetzes über das Verfahren
 in Familiensachen und in den Angelegenheiten

 der freiwilligen Gerichtsbarkeit

 In  §  375  Nummer  11  des  Gesetzes  über  das  Verfahren  in
 Familiensachen  und  in  den  Angelegenheiten  der  freiwilli-
 gen  Gerichtsbarkeit  vom  17.  Dezember  2008  (BGBl.  I
 S.  2586,  2587),  das  zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,
 werden  die  Wörter  „sowie  46a  Abs.  2  Satz  1,  Abs.  4  und  5“
 gestrichen.

 Artikel 12

 Änderung des Pfandbriefgesetzes

 Das  Pfandbriefgesetz  vom  22.  Mai  2005  (BGBl.  I
 S.  1373),  das  zuletzt  durch  Artikel  …  des  Gesetzes  vom  …
 (BGBl.  I  S.  …)  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt  geändert:

 Nr.  Gebührentatbestand
 Gebühr oder

 Satz  der  Gebühr
 nach §  34 GKG

 „Abschnitt 5
 Sanierungs- und Reorganisationsverfahren

 nach dem Kreditinstitute-Reorganisationsgesetz

 1650  Sanierungsverfahren  0,5

 1651  Die Durchführung des Sa-
 nierungsverfahrens wird
 nicht angeordnet:

 Die Gebühr 1650 beträgt  0,2

 1652  Reorganisationsverfahren  1,0

 1653  Die Durchführung des Re-
 organisationsverfahrens
 wird nicht angeordnet:

 Die Gebühr 1652 beträgt   0,2“.
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1.  In  der  Inhaltsübersicht  wird  nach  der  Angabe  zu  §  36
 folgende Angabe eingefügt:

 „§  36a  Trennungsprinzip  bei  Reorganisation  oder
 Restrukturierung der Pfandbriefbank“.

 2.  u n v e r ä n d e r t

 3.  u n v e r ä n d e r t

 4.  Nach §  36 wird folgender §  36a eingefügt:

 „§  36a
 Trennungsprinzip bei Reorganisation

 oder Restrukturierung der Pfandbriefbank

 (1)  Maßnahmen  nach  den  Vorschriften  des  Kreditinsti-
 tute-Reorganisationsgesetzes  finden  keine  Anwendung
 auf  die  Teile  der  Pfandbriefbank,  die  nach  §  30  Ab-
 satz  1  Satz  3  im  Falle  einer  Insolvenz  als  Pfandbrief-
 bank  mit  beschränkter  Geschäftstätigkeit  fortbeste-
 hen  würden.  Wird  ein  Reorganisationsverfahren
 nach  §  7  des  Kreditinstitute-Reorganisationsgesetzes
 angeordnet,  gelten  für  den  Bereich  des  Pfandbriefge-
 schäfts  die  §§  30  bis  36  entsprechend.  Der  Sachwalter
 soll  die  Bestimmungen  des  Reorganisationsplans  bei
 Erfüllung  seiner  Pflichten  und  Ausübung  seiner
 Rechte  beachten,  es  sei  denn,  es  droht  entgegen  §§  30
 bis 36 eine Benachteiligung der Pfandbriefgläubiger.

 (2)  Trifft  eine  Übertragungsanordnung  nach  §  48a
 des  Kreditwesengesetzes  Bestimmungen  zur  teilwei-
 sen  oder  vollständigen  Übertragung  des  Pfandbrief-
 geschäfts,  ist  die  Übertragung  abweichend  von  §  48g
 Absatz  2  Nummer  1  des  Kreditwesengesetzes  nach
 Maßgabe  der  §§  30  bis  36  zu  vollziehen.  Der  Sachwal-
 ter  ist  an  die  Bestimmungen  der  Übertragungsanord-
 nung  nicht  gebunden,  soweit  diese  entgegen  §§  30  bis
 36 die Pfandbriefgläubiger benachteiligt.

 (3)  Bei  Einleitung  des  Reorganisationsverfahrens
 oder  bei  Erlass  der  Übertragungsanordnung  kann  die
 Bundesanstalt  den  Sachwalter  von  Amts  wegen  vor-
 läufig  bestellen.  Die  gerichtliche  Ernennung  ist  unver-
 züglich nachzuholen.“

ng  des  §  30  Absatz  1  des  Pfandbriefgesetzes  durch  Artikel  3  Nummer  14
r  geänderten  Kapitaladäquanzrichtlinie  (Bundestagsdrucksachen  17/1720,
 1.  In  der  Inhaltsübersicht  wird  nach  der  Angabe  zu  §  36
 folgende Angabe eingefügt:

 „§  36a  Abschließende  Regelung  für  den  Bereich  des
 Pfandbriefgeschäfts“.

 2.  §  30 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  5  Satz  1  wird  die  Angabe  „§  46a“  durch  die
 Angabe „§  46 Absatz 1“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  6  Satz  1  werden  die  Wörter  „den  §§  46  und
 46a“ durch die Angabe „§  46“ ersetzt.

 3.  §  31 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  4  wird  Satz  4  durch  die  folgenden  Sätze  er-
 setzt:

 „Die  Rechtsbeschwerde  ist  ausgeschlossen.  Aus  der
 rechtskräftigen  Entscheidung  findet  die  Zwangsvoll-
 streckung nach der Zivilprozessordnung statt.“

 b)  In  Absatz  6  Satz  3  wird  die  Angabe  „§  36  Abs.  1a
 Satz  6  und  7“  durch  die  Angabe  „§  45c  Absatz  7“  er-
 setzt.

 4.  Nach §  36 wird folgender §  36a eingefügt:

 „§  36a
 Abschließende Regelung

 für den Bereich des Pfandbriefgeschäfts

 Maßnahmen  nach  den  Vorschriften  des  Kreditinstitute-
 Reorganisationsgesetzes  oder  der  §§  48a  bis  48s  des  Kre-
 ditwesengesetzes  finden  keine  Anwendung  auf  die  Teile
 der  Pfandbriefbank,  die  nach  §  30  Absatz  1  Satz  33)

 außerhalb  eines  Insolvenzverfahrens  als  Pfandbriefbank
 mit beschränkter Geschäftstätigkeit fortbestehen.“

 3)  Amtlicher  Hinweis:  Die  Regelung  berücksichtigt  bereits  die  Neufassu
 des  Gesetzes  zur  Umsetzung  der  geänderten  Bankenrichtlinie  und  de
 17/2472).
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Artikel 13

 u n v e r ä n d e r t

 Artikel 14

 u n v e r ä n d e r t

 Artikel 15

 u n v e r ä n d e r t

 Artikel 16

 u n v e r ä n d e r t

 Artikel 16a

 Änderung der Prüfungsberichtsverordnung

 In  §  10  Absatz  1  Satz  1  der  Prüfungsberichtsverord-
 nung  vom  23.  November  2009  (BGBl.  I  S.  3793)  wird
 Artikel 13

 Änderung des Einlagensicherungs-
 und Anlegerentschädigungsgesetzes

 Das  Einlagensicherungs-  und  Anlegerentschädigungsge-
 setz  vom  16.  Juli  1998  (BGBl.  I  S.  1842),  das  zuletzt  durch
 … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  5  Absatz  1  Satz  2  wird  die  Angabe  „§  46a  Abs.  1
 Nr.  1  bis  3“  durch  die  Angabe  „§  46  Absatz  1  Satz  2
 Nummer 4 bis 6“ ersetzt.

 2.  In  §  9  Absatz  6  Satz  1  wird  die  Angabe  „§  46a“  durch
 die Angabe „§  46“ ersetzt.

 Artikel 14

 Änderung des Investmentgesetzes

 Das  Investmentgesetz  vom  15.  Dezember  2003  (BGBl.  I
 S.  2676),  das  zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,  wird  wie
 folgt geändert:

 1.  In  §  17a  Absatz  2  Satz  2  wird  die  Angabe  „§  36  Abs.  1a
 Satz  2  bis  5  des  Kreditwesengesetzes“  durch  die  Angabe
 „§  45c Absatz 6 und 7 des Kreditwesengesetzes“ ersetzt.

 2.  In  §  19i  Satz  5  wird  die  Angabe  „§  45  Abs.  4  Satz  1  des
 Kreditwesengesetzes“  durch  die  Angabe  „§  45  Absatz  5
 Satz 1 des Kreditwesengesetzes“ ersetzt.

 Artikel 15

 Änderung des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes

 Das  Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz  vom  25.  Juni  2009
 (BGBl.  I  S.  1506),  das  zuletzt  durch  …  geändert  worden  ist,
 wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  15  Absatz  2  wird  die  Angabe  „§  36  Abs.  1a  Satz  2
 bis  5  des  Kreditwesengesetzes“  durch  die  Angabe  „§  45c
 Absatz 6 und 7 des Kreditwesengesetzes“ ersetzt.

 2.  §  16 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „§  45c  Absatz  2  Nummer  8,  Absatz  6  und  7,  §  46  Ab-
 satz  1  Satz  3  bis  6  sowie  §  46c  des  Kreditwesengeset-
 zes gelten entsprechend.“

 Artikel 16

 Änderung des Anfechtungsgesetzes

 In  §  7  Absatz  3  des  Anfechtungsgesetzes  vom  5.  Oktober
 1994  (BGBl.  I  S.  2911),  das  zuletzt  durch  …  geändert  wor-
 den  ist,  werden  die  Wörter  „§  46a  Abs.  1  Satz  1  des  Geset-
 zes  über  das  Kreditwesen“  durch  die  Wörter  „§  46  Absatz  1
 Satz 2 Nummer 4 bis 6 des Kreditwesengesetzes“ ersetzt.
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nach  der  Angabe  „§  25a  Absatz  1  Satz  3“  die  Angabe
 „Nummer 1“ gestrichen.

 Artikel 17

 Inkrafttreten

 Die  Artikel  3  und  4  treten  am  31.  Dezember  2010,  Arti-
 kel  2  Nummer  16a  sowie  die  Artikel  5,  6  und  7  treten  am
 Tag  nach  der  Verkündung  in  Kraft.  Im  Übrigen  tritt  dieses
 Gesetz am 1. Januar 2011 in Kraft.
 Artikel 17

 Inkrafttreten

 Die  Artikel  3  und  4  treten  am  31.  Dezember  2010,  Arti-
 kel  5  tritt  am  Tag  nach  der  Verkündung  in  Kraft.  Im  Übri-
 gen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2011 in Kraft.
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